
Von  „Differenziertheit“  zu
Diffamierung  –  Kritik  am
Statement  der  Linksjugend
[’solid]
von Urs Hecker, Juni 2025 – 9 Minuten Lesezeit

Die Linksjugend Solid bzw. ihr Bundessprecher:innenrat hat am 31.05 ein
Statement  auf  ihrem  Instagram-Kanal  hochgeladen,  in  welchem  sie  der
Palästinasolidaritätsbewegung in Deutschland strukturellen Antisemitismus
unterstellt. Dabei wird – in für die deutsche Öffentlichkeit typischer Manier –
keine Trennlinie zwischen „Israelhass“,  Antizionismus und Antisemitismus
gezogen. Anlass zum Statement war das Attentat auf zwei Mitarbeiter:innen
der israelischen Botschaft in Washington D.C., von dem die Linksjugend Solid
eine  direkte  Verbindung zu Parolen der  Palästinasolidaritätsbewegung in
„deutschen Großstädten“ zieht. Damit ist sie nicht nur klar auf Linie der
deutschen Staatsräson, sie fungiert auch als Stichwortgeber von „Links“, um
die Repression, welche die Palästinasolidarität aktuell massiv „in deutschen
Großstädten“ erfährt, zu rechtfertigen.

Im Folgenden wollen wir uns das Statement genauer anschauen und zum
einem herausarbeiten, wie gegen diese Haltung eine Opposition in der Solid
aufgebaut  werden könnte,  und zum anderen wie  sich  Revolutionär:innen
überhaupt gegenüber der Palästinasolidaritätsbewegung verhalten sollten.

Antizionismus oder Antisemitismus
Durch das gesamte Statement zieht sich eine Argumentationslinie in der
Antizionismus, also Opposition zu Israel als siedlerkoloniales Projekt,  und
Antisemitismus mit einander vermischt oder in Eins gesetzt werden. Von
Beginn an wird „Hass auf Israel und auf Zionist: innen“ mit Antisemitismus
und antisemitischer Gewalt in Verbindung gebracht. Parolen wie „Globalize
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the Intifada“ und „Zionists not welcome“, welche auf Demos gerufen oder an
Universitäten  geschmiert  werden,  seien  Ausdruck  eines  „antisemitischen
Vernichtungswahns“,  da  die  Aktivist:innen  Israel  und  Zionist:innen  als
weltbeherrschend und per se als „das Böse“ ansehen würden. Solche Parolen
seien sogar mittelbar für das Attentat in Washington und antisemitischer
Gewalt verantwortlich.

Parolen  wie  „Globalize  the  Intifada“  oder“  Zionist  not  welcome“  und
Antizionismus  im  Allgemeinen  sind  natürlich  nicht  antisemitisch,  da
Jüd:innen  und  Israel  eben  nicht  identisch  sind.  Vielmehr  fördert  diese
Vermischung  der  Begriffe  gerade  Antisemitismus  und  macht  Jüd:innen
allgemein für die Verbrechen Israels mitverantwortlich. Dass der zionistische
Apartheidsstaat,  der aktuell  einen Genozid ausübt, gehasst und als Feind
wahrgenommen wird, ist völlig richtig und legitim. Ebenso wie der Kampf
gegen die Imperialist:innen, welche ihn außenpolitisch unterstützen und für
ihre Interessen einsetzen.

Mit ihrer Argumentation reiht sich die Solid in die Propaganda ein, dass der
Zionismus tatsächlich mit dem jüdischen Volk und Glauben identisch sei und
Angriffe auf den Zionismus antisemitisch seien. Nicht nur das, auch für die
deutsche  rassistische  Medienlandschaft  und  Politik,  die  seit  jeher  die
Palästinasolidaritätsbewegung  als  antisemitisch  diffamieren,  um  so  die
Repression zu rechtfertigen, liefert die Linksjugend Argumentationshilfe von
„Links“. Neben Springer und Tagesschau redet jetzt auch die Linksjugend
Solid  von  angeblich  strukturell  antisemitischen  Demonstrationen  in
deutschen  Großstädten,  die  für  Attentate  wie  das  in  Washington
verantwortlich  seien.

Auch wenn man in Lippenbekenntnis die Gewalt Israels verurteilt, hilft man
so objektiv der staatlichen und rassistischen Repression und Hetze gegen die
Palästinasolidaritätsbewegung. Das alles vor dem Hintergrund des Genozids
entbehrt jeglicher „Differenziertheit“.

Zum Attentat in D.C.
Als Anlass für diese Diffamierungen nimmt sich die Solid das Attentat in



Washington D.C.
Der  Attentäter  fuhr  hier  von  Chicago  nach  Washington  um  eine
Veranstaltung  für  israelische  Diplomat:innen  auszukundschaften  und
daraufhin  anzugreifen.  Dabei  tötete  er  zwei  Mitarbeiter:innen  der
israelischen  Botschaft.  Das  Attentat  in  Washington  war  also  nicht
antisemitisch,  da  der  Täter  gezielt  Mitarbeiter:innen  der  israelischen
Botschaft  und  nicht  Jüd:innen  per  se  angriff.  Auch  sollte  hier  erwähnt
werden, dass eins der Opfer nicht jüdisch war.

Das Attentat stellt auch keine „Zäsur“ dar, wie die Solid behauptet, in einem
Genozid,  in  dem  Israel  über  70.000  Menschen  direkt  ermordet  hat,
Hunderttausende vom Hungertod durch die  israelische Blockade bedroht
sind  und  Millionen  vertrieben  werden,  stellt  die  Ermordung  zweier
Mitarbeiter:innen dieses  Staates  sicher  kein  neues  Level  an  Gewalt  und
Verrohung dar.

Trotzdem lehnen wir den Anschlag ab. Terrorismus und Attentate liefern
keine  Perspektive  für  einen  effektiven  Kampf  gegen  Unterdrückung  und
haben in der Geschichte entsprechende Bewegungen geschwächt. Nur die
gemeinsame  bewusste  Aktion  der  Arbeiter:innen  und  Unterdrückten  in
Palästina  und  im  restlichen  Nahen  Osten,  unterstützt  durch  die
Arbeiter:innenklasse  in  den  imperialistischen  Zentren  können  den
zionistischen  Apartheidsstaat  und  den  ihn  stützenden  Imperialismus
bezwingen. Keine noch so entschlossene und radikale Einzelaktion kann hier
eine Abkürzung liefern. Stattdessen fungieren sie als Rechtfertigung für die
Repression,  verbrennen die  entschlossensten Aktivist:innen und führt  die
Bewegung in eine Sackgasse.

Dieser individuelle Aktionismus und Terrorismus ist dabei oft Ausdruck der
Marginalisierung  und  Perspektivlosigkeit  einer  Bewegung  in  der
Aktivist:innen aber unbedingt und zurecht etwas verändern wollen. Genau
hier könnte die Solid ansetzen und zusammen mit der Anbindung an breitere
Teile  der  Jugend und Arbeiter:innenklasse eine linke Perspektive  für  die
Bewegung aufwerfen.  Sie  reiht  sich,  wie  oben  erwähnt,  aber  lieber  mit
Springer  und  dem  deutschen  Staat  ein,  um  der  Bewegung  an  sich
Antisemitismus  vorzuwerfen.



Palästinasoli und Antisemitismus
Wenn man tatsächlich der Palästinasolidaritätsbewegung teilnimmt und die
Statements der verschiedenen Akteur:innen verfolgt, ist klar, dass diese zwar
ein  Sammelbecken  von  verschiedenen  (klein-)bürgerlichen  Ideologien
(Nationalismus,  Postkolonialismus,  Islamismus)  und  einigen  revolutionär
auftretenden Kräften ist, in der Mehrheit aber klar nicht antisemitisch ist.
Hass auf Israel und den Zionismus ist dabei natürlich weit verbreitet, aber
auch angesichts von Generationen andauernder Unterdrückung, Vertreibung
und Genozid mehr als gerechtfertigt. Wenn Antisemitismus in der Bewegung
auftaucht,  dann  meistens  aus  berechtigtem  Hass  auf  den  Unterdrücker
Israel,  welcher  dann  aber  falscher  Weise  mit  Jüd:innen  insgesamt  in
Verbindung gebracht wird. Das ist genau der gegensätzliche Zusammenhang
zu  Nazis,  die  aufgrund  ihres  Antisemitismus  vorgeben,  Palästina  zu
unterstützen.  Dass der Antisemitismus überhaupt in der Lage ist,  in  der
Bewegung Raum zu finden, liegt auch an der Dominanz der verschiedenen
bürgerlichen Ideologien in der Palästinasolidaritätsbewegung, die nicht in
der  Lage  sind,  die  Unterdrückung  durch  Israel  in  die  Totalität  des
imperialistischen Weltsystems einzufügen.  Das  macht  den Antisemitismus
nicht weniger gefährlich, natürlich in erster Linie für Jüd:innen, aber auch
für den Kampf gegen den Genozid. Zu wissen, wie er entsteht, ist dabei eine
notwendige Voraussetzung, um ihn überhaupt bekämpfen zu können.

Er  i s t  zumindes t  n i ch t  so  zu  bekämpfen ,  i ndem  man  der
Palästinasolidaritätsbewegung  und  dem  Widerstand  grundsätzlich  die
Solidarität  entzieht.  Der  Kampf  gegen  Unterdrückung,  Besatzung  und
Genozid  ist  gerechtfertigt  und  notwendig.  Von  dem  Standpunkt  der
bedingungslosen  Solidarität  mit  dem  palästinensischen  Widerstand  kann
über die Ursachen der Unterdrückung, der westlichen Unterstützung und
über Perspektiven im Kampf diskutiert werden. Hier kann die Einordnung ins
imperialistische  Weltsystem  erfolgen  und  dabei  stets  die  falsche
Gleichsetzung  von  Judentum  und  Zionismus  aufgezeigt  werden.  Die
Linksjugend  macht  das  genaue  Gegenteil,  indem  sie  diese  falsche
Gleichsetzung reproduziert, um sie gegen die Palästinasolidaritätsbewegung
zu  richten.  Damit  hilft  sie  nicht  nur  der  Repression  gegen  die



Palästinasolidarität, sondern stärkt auch antisemitische Sichtweisen in ihr.

Aufgabe Linker Kräfte
Die Aufgabe linker Kräfte im Verhältnis zur Palästinasolidaritätsbewegung ist
also eine fundamental andere. Als erstes muss uns klar sein, dass es eben
nicht unsere Aufgabe ist, besonders „differenziert“ von außen zuzuschauen
und dabei die Aktionen der einzelnen Akteur:innen isoliert nach moralischen
Maßstäben hier in Deutschland zu bewerten. Für uns muss klar sein, dass
der  Gewalt  in  Palästina  ein  Unterdrückungsverhältnis  zu  Grunde  liegt,
welches im imperialistischen Weltsystem und konkret im Siedlerkolonialstaat
Israel  begründet  ist.  Alle  Gewalt  rührt  letztendlich  aus  diesem
Unterdrückungsverhältnis.  Zusätzlich  sei  noch  die  Asymmetrie  im
Kräfteverhältnis zwischen der Atommacht Israel plus ihrer imperialistischen
Unterstützer:innen und dem palästinensischen Widerstand erwähnt und der
damit verbundenen Möglichkeit, Gewalt auszuüben. Es ist Israel, das de facto
einen Genozid ausübt, es ist Israel, das vernichtet.

Aus diesem Verständnis folgt, dass wir klar Stellung beziehen auf der Seite
der  Unterdrückten,  der  Palästinenser:innen.  Dass  wir  ihr  Recht  auf
Widerstand  anerkennen,  ohne  diese  Unterstützung  dabei  von  der
moralischen  Bewertung  einzelner  Aktionen  oder  Gruppen  abhängig  zu
machen.  Diese  Intervention  muss  aber  auch  erfolgen!  Zum  einem  im
Praktischen, indem wir im Rahmen unserer Kräfte Aktionen durchführen und
unterstützen  und  so  einen  Beitrag  zur  Bewegung  leisten,  aber  auch  im
Theoretischen,  um  die  Unterdrückung  im  imperialistischen  Weltsystem
einordnen zu können und so den Weg zu ihrer Überwindung zu finden. Dabei
müssen  wir  auch  die  verschiedenen  bürgerlichen  Ideologien,  die  im
Widerstand und der Solidaritätsbewegung vorhanden sind, kritisieren und
ihre Dominanz herausfordern.  Es ist  deshalb auch wichtig,  Kritik  an der
HAMAS  und  ihrer  fehlgeleiteten  Strategie  zur  Befreiung  Palästinas
anzubringen,  allerdings  immer  auf  der  Grundlage  der  grundsätzlichen
Unterstützung  des  palästinensischen  Widerstands.

Unser Ziel ist es also möglichst breit im Widerstand gegen den Zionismus
und Imperialismus zusammenzuarbeiten. Dabei müssen wir aber gleichzeitig



unsere politische und organisatorische Unabhängigkeit bewahren, um nicht
unseren Klassenstandpunkt unter die verschiedenen bürgerlichen Akteure
unterzuordnen. Deswegen fordern wir die antiimperialistische Einheitsfront,
also  die  Aktionseinheit  aller  Kräfte,  die  sich  gegen  den  zionistischen
Apartheidstaat und den Imperialismus stellen, bei gleichzeitiger Freiheit der
Kritik an- und untereinander.

Opposition in der Solid
Dass die Führung der Solid sich hier so opportunistisch zeigt, ist kein Zufall,
sondern unter  anderem Ausdruck des ideologischen Einflusses durch die
Bürokratie der Linkspartei.
Dieser  Einfluss  führt  dazu,  dass  die  Solid,  obwohl  sie  selbst  weniger
bürokratisch geprägt ist als die Linkspartei, ihr opportunistisches Schwanken
zu Palästina und ihr reformistisches Programm mitträgt.

Gegen das Statement der Solid-Leitung haben verschiedene Landesverbände,
Basisgruppen und der BAK-Klassenkampf Kritik veröffentlicht. Das begrüßen
wir ausdrücklich und spricht sicher hunderten Genoss:innen in der Solid aus
der Seele, die die Diffamierung der Palästinabewegung und die Vermischung
von Antizionismus und Antisemitismus nicht mittragen wollen. Diese haben
auch  zahlreich  Luft  in  der  Kommentarspalte  verschafft,  bis  sie  dann
geschlossen wurde. Diese Kritik ist wichtig! Zu sagen, was ist, ist immer noch
die revolutionärste Tat.

Es  aber  auch  notwendig,  dem  einen  organisator ischen  und
programmatischen Ausdruck zu geben. Dazu ist es sinnvoll, sich innerhalb
der Solid zu einer revolutionären Fraktion zusammenzuschließen. Das ist
notwendig, um nicht nur zufällig im organisationsinternen Kampf einmal auf
der einen und einmal auf der anderen Seite zu stehen, sondern um die Kräfte
zu  bündeln,  gemeinsam  zu  intervenieren  und  einen  echten
inhaltlich/programmatischen  Pol  in  der  Solid  bilden  zu  können.
Diese Fraktion muss darum kämpfen, den Opportunist:innen die Führung der
Solid  zu  entziehen,  dabei  wird  die  Frage  zum  Verhältnis  zur
Palästinasolidaritätsbewegung  eine  entscheidende  Rolle  spielen.



Wenn ihr Mitglied bei der Linksjugend seid und unsere Kritik teilt oder auch
als Basisgruppe dem zustimmt, dann kommt auf uns zu (schreibt uns einfach
eine DM) und lasst uns darüber diskutieren, wie diese notwendigen Schritte
im Verband gegangen werden können, um Diffamierung und Opportunismus
entschlossen  entgegenzutreten  und  die  Linksjugend  zu  einer  Kraft  zu
machen,  welche  reale  Veränderung  erkämpfen  kann!

Hier  könnt  ihr  den  Beitrag  der  Linksjugend  [’solid]  nachlesen:
https://www.instagram.com/p/DKRHaTUt62h/?img_index=1

Die  Ampel  ist  aus.  Was  muss
jetzt von Links kommen?
von Dilara Lorin, November 2024

Am  Abend  des  6.  November  2024  wird  Christian  Linder  Deutschlands
bekanntester  Arbeitsloser.  Für  Olaf  Scholz  sei  dessen  Rauswurf  als
Finanzminister notwendig, um Schaden von Deutschland abzuwenden und
das Land nicht in Chaos versinken zu lassen. Dabei kommt dieser Schritt für
viele  unerwartet,  andere  sind  erfreut  und  wieder  andere  erhoffen  sich
dadurch einen Aufschwung der eigenen Politik. International gesehen wird
Deutschlands Handlungsfähigkeit dadurch vermehrt in Frage gestellt, was
vor  allem die  EU verunsichert.  Am Donnerstag  danach,  haben  viele  EU
Abgeordnete Deutschland zur schnellen „Einigung“ aufgerufen. Vor allem
nach dem Wahlsieg Trumps schnürt sich die US-Schlinge um die EU immer
weiter zu.

Warum ist sie zerbrochen?
Dass sich die Ampelparteien seit ihrer ersten Zusammenkunft nicht einig
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sind,  ist  nichts  neues.  Die  Chronologie  der  Streitigkeiten  ist  lang:
Heizungsgesetz,  Investitionsfonds,  Kindergrundsicherung,  Bürgergeld  und
schließlich die Frage des Haushalts. Vor allem in der letzten Zeit wurden die
Differenzen  immer  öfter  auch  öffentlich  ausgetragen:  So  veröffentlicht
Lindner  an  den Kolleg:innen vorbei  ein  18-seitiges  Papier  für  eine  ganz
andere Wirtschaftspolitik,  als  der  Koalitionsvertrag vorsieht.  Scholz  nutzt
seine Rede als Wahlkampfauftakt und nennt 4 Punkte, damit das Land nicht
in Chaos versinke: 1. Deckelung der Netzentgelte für „unsere“ Unternehmen;
2. Sicherung der Arbeitsplätze in der Automobilindustrie und bei Zulieferern;
3.  Investitionsprämien  sowie  steuerliche  Abschreibemöglichkeiten  für
Unternehmen; 4. Unterstützung der Ukraine unabhängig von den USA. Alle 4
Punkte haben eins gemeinsam: keine sozialen Forderungen oder Ansätze, wie
der  Arbeiter:innenklassen  in  der  aktuellen  Wirtschaftskrisen  geholfen
werden kann, sondern nur staatliche Subventionen und Möglichkeiten wie
Unternehmen gerettet werden können. Vergleicht man dann die Reden von
SPD, Grünen und FDP von den letzten Tagen wird sehr schnell deutlich, wo
die Unterschiede liegen: Wie stehen sie zur Schuldenbremse?
Diese müsse aufgehoben werden, um durch Erhöhung der Staatsschulden die
Mittel  für  mehr  Wirtschaftsförderung,  weitere  Aufrüstung  und
Waffenlieferungen bereitstellen zu können und gleichzeitig auch über Mittel
für  die  soziale  Abfederung  der  Rezession  und  der  massiven
Umstrukturierung der Unternehmen zu verfügen. Die Krise der bürgerlichen
Parteienlandschaft  wird  durch  das  Ampel-Aus  unmissverständlich
offengelegt. Dabei dreht es sich, angesichts der schlechten wirtschaftlichen
Situation in Deutschland vor allem darum, wer die Kosten zahlen soll und
wofür Schulden überhaupt aufgenommen werden sollen.
Dass  die  Ampel  selbst  Opfer  der  Zeitenwende  geworden  ist,  hätte  sich
wahrscheinlich Olaf Scholz auch nicht gedacht, als er das Wort etablierte.
Aber zwischen Kriegen und Krisen, der Inflation und Rezession lässt sich
selbst  Spuren  von  sozialer  Politik  schwer  umsetzen.  Vor  allem  die
wirtschaftliche  Entwicklung  seit  der  Finanzkrise  2007/2008  macht  die
Verteilungskrise sowie die Abgründe des kapitalistischen Systems deutlich.
Zusätzlich dazu verschärften die Corona Pandemie sowie der Ukraine Krieg
die Lage des deutschen Imperialismus, welches in Folge der Blockbildung
sich  immer  mehr  dem  US-Imperialismus  unterordnet.  Dies  sowie  der



internationale  Rechtsruck  verschärft  auch  die  Fraktionierung  der
Bourgeoisie.  Mit  dem  Wahlsieg  Trumps  steht  auch  die  transatlantische
Ausrichtung der BRD und EU in Frage. Dadurch steht das deutsche Kapital
letztendlich vor unauflösbaren Aufgaben: Auf der einen Seite gibt es Ansätze
als  Juniorpartner  der  USA,  auf  der  anderen  Seite  ist  das  Manövrieren
zwischen  USA  und  China  nicht  mehr  gangbar,  was  eine  Klärung  der
außenpolitischen  Ausrichtung  unabdingbar  macht.  Diese  Uneinigkeit  der
deutschen  Bourgeoisie  durchzog  als  Konflikt  auch  die  Ampelregierung.
Schlussendlich wird die kommende Zeit vom Überlebenskampf des deutschen
Kapitals geprägt sein, in der 2. Reihe des Imperialismus zu bleiben.

Was wird jetzt passieren?
Nach  tagelangem  Ringen  konnte  man  sich  nun  zumindest  auf  einen
Wahltermin Ende Februar einigen. Die neuesten Umfragen ergeben, dass
allen voran die CDU/CSU gut dastehen, sodass alle Merz schon als sicheren
nächsten  Kanzler  handeln.  Die  Union  bereite  sich  schon  seit  mehreren
Wochen auf vorgezogene Wahlen vor. Und die ersten Unternehmerverbände,
wie  der  Außenhandelsverband  BGA  oder  der  Verband  der  Chemischen
Industrie, stimmten sogleich in Merz’ Forderung nach schnellen Neuwahlen
ein. Nicht fehlen im Chor darf natürlich Wagenknecht: Schließlich stellt sich
in  Brandenburg  sowie  Sachsen  die  Regierungsfrage  für  das  BSW  und
Koalitionsverhandlungen  lassen  sich  wesentlich  besser  führen,  wenn  die
Kraft im Bundestag auch stärker vertreten ist. Massiv, wenn nicht sogar am
meisten  profitieren  wird  die  AfD.  Am  schlechtesten  ist  die  Linkspartei
aufgestellt, bei der die Organisationsstrukturen aktuell am meisten am Boden
liegt:  Abspaltung des BSW, viele hochrangige Austritte,  gleichzeitig auch
viele Eintritte an der Basis. Vielleicht hätte sie sich bis zur Bundestagswahl
im September sich noch aufrappeln können, aber vorgezogene Neuwahlen
machen an der Stelle ein vorzeitiges Aus für sie nur noch schwer abwendbar.
Antworten auf die Wirtschafskrise oder die Kriege? Dafür muss man tief
rumwühlen: Jan von Aken Auftritt in der Ukraine hat mehr Fragezeichen als
Klarheit geschaffen und Heidi Reichinnek verliert lieber kein Wort bezüglich
des Genozids an der Palästinenser:innen. Ob noch die gestartete Offensive
auf  Social  Media  und  die  Dynamik  um  Studis  gegen  Rechts  und  den



Haustürwahlkämpfen die Rettung bringt,  wird sich zeigen. Die 9 Monate
weniger Zeit sind für sie aber, wie für viele andere kleinen Parteien, definitiv
eine Katastrophe.

Wie  müssen  wir  auf  das  Ampel-Aus
antworten?
Eins  ist  sicher:  Die  aktuellen  Krisen  in  Deutschland  erfordern  klare
Antworten.  Weder  die  Wirtschaftskrise,  die  Inflation  noch  die  daraus
resultierenden Massenentlassungen lassen sich durch Bitten oder Appelle
lösen. Bei der nächsten Wahl und Regierungsbildung in Deutschland wird
sich entscheiden, welche der Kapitalfraktionen gewinnen wird. Dabei ist klar:
Die Soziale- sowie Bildungskrise werden sich massiv verschärfen, ob mit oder
ohne  Abfederungspolitik  seitens  der  SPD  und  Grünen.  Eine  verstärkte
Militarisierung wird uns erwarten, in welchen nicht nur Milliarden Gelder in
die  Bundeswehr  gesteckt  werden,  sondern  diese  immer  mehr  Richtung
Wehrpflicht rückt. Das ist auch die Antwort des deutschen Imperialismus die
ökonomische Schwäche durch militärische Stärke auszugleichen.

Deswegen dürfen wir nicht passiv warten bis eine neue Regierung gewählt
wird, sondern müssen aktiv gegen Krieg und Krise kämpfen! Wir zahlen diese
nicht, Schluss mit Sozialpartner:inneschaft, gegen Massenentlassungen und
Schuldenbremse!  Um diese  Angriffe  erfolgreich  abzuwehren,  braucht  es
einen  Bruch  vor  allem  der  Gewerkschaften  mit  der  Politik  der
Klassenkollaboration. Wir brauchen eine Aktionskonferenz gegen die Krise,
bei der die Linke in Deutschland diskutiert, mit welchen Forderungen sie
einen Ausweg aus der aktuellen Misere aufzeigen kann. Und wir brauchen
eine  Diskussion  darüber,  welche  Art  Partei,  welches  Programm,  welche
Politik wir gegen Rechtsruck und Krise brauchen. Der Zusammenbruch der
Ampel, der Niedergang der SPD und der Linkspartei verdeutlichen, dass wir
nicht  nur organisierten Massenwiderstand aufbauen müssen.  Wir  müssen
zugleich für eine revolutionäre Alternative zum Reformismus, für den Aufbau
eine revolutionären Arbeiter:innenpartei kämpfen.



Und  wie  sollten  wir  zur  Wahl  selbst
stehen?
In Zeiten, in denen die revolutionäre Linke schwach ist und es noch keine
revolutionäre Partei gibt, müssen wir taktisch zur Wahl stehen. Die kritische
Wahlunterstützung  ist  dabei  ein  Konzept,  welches  dem  „Wählen  des
kleineren Übels“  entgegengestellt  ist.  Während es bei  zweiterem um die
Hoffnung geht, den Rechtsruck damit zumindest etwas zu verlangsamen und
seine allerschlimmsten Auswüchse abzuwehren, während man eigentlich den
Status Quo verteidigt, verfolgt die kritische Wahlunterstützung einen Ansatz,
der eine revolutionäre Perspektive aus der Schwäche öffnen soll. Es geht
dabei darum, Parteien zu wählen, welche noch eine Verankerung innerhalb
der  Avantgarde  der  Arbeiter:innenklasse  besitzen,  aber  mit  einem
reformistischen  Programm,  so  wie  eben  die  Linkspartei.  Es  geht  dabei
darum, sie in der Wahl kritisch zu begleiten, sie unter Druck zu setzen, aber
es kann auch eine Linke insgesamt und den linken Flügel innerhalb dieser
Partei  stärken.  Letztendlich  sagen  wir:  Wir  unterstützten  die  richtigen
Forderungen der Linkspartei nach höheren Löhnen und offenen Grenzen,
werden aber als Kommunist:innnen im gemeinsamen Kampf aufzeigen, dass
diese  nicht  auf  parlamentarischen  Wege  und  nur  eingebettet  in  ein
revolutionäres  Programm  durchgesetzt  werden  kann.  Die  Basis  und
Wähler:innen dieser reformistischen Parteien müssen wir dazu auffordern,
ihre Führung auf die Probe zu stellen und von ihnen einen tatsächlichen
Kampf für ihre Forderungen einzufordern. An seinen Versprechen muss der
Reformismus zerbrechen und wenn die revolutionäre Linke selbstbewusst
und  überzeugend  vorgeht,  kann  das  die  Chance  zu  einer  massenhaften
Gewinnung für den Prozess zu einer revolutionären Partei sein!

Denn  uns  sollte  klar  sein:  Letztendlich  ist  der  Kapitalismus  die
Grundlage von Krisen, Kriegen, Ausbeutung und Unterdrückung und
lässt sich weder wegreformieren noch abwählen.



Wagenknechts neue Partei: Alle
für „unser Land“?
von Martin Suchanek, Oktober 2023, zuerst erschienen in der Infomail 1234
der Gruppe Arbeiter:innemacht,

„Unser  Land  i s t  in  ke iner  guten  Ver fassung .“  So  beg innt
das  Gründungsmanifest  des  „Bündnis  Sahra  Wagenknecht“  (BSW),  das
al len  „Wirtschaft l iche  Vernunft“,  „Soziale  Gerechtigkeit“,
„Frieden“ und „Freiheit“ verspricht. Schließlich verdiene „unser Land“ „eine
selbstbewusste  Politik,  die  das  Wohlergehen  seiner  Bürger  in  den
Mittelpunkt  stellt“.

Und  diese  versprechen  Wagenknecht  und  15  weitere  Abgeordnete  und
Politiker:innen der Linkspartei, die mit dem offenen Brief „Warum wir Die
Linke verlassen“ ihren Austritt aus der Partei erklären. Die 16 hätten immer
wieder  argumentiert,  „dass  falsche  Schwerpunkte  und  die  fehlende
Konzentration auf soziale Gerechtigkeit und Frieden das Profil  der Partei
verwässern.“  Ihre  Positionen  hätten  keinen  Platz  mehr  in  der  Partei
gefunden.

Vorweg:  Begriffe  wie  Kapitalismus,  Imperialismus,  Sozialismus,
Arbeiter:innenklasse,  Klassengesellschaft  oder  links  kommen
im  Gründungsmanifest  des  „Bündnis  Sahra  Wagenknecht“,  das  am  23.
Oktober auf der Bundespresskonferenz vorgestellt wurde, erst gar nicht vor.

Wirtschaft
Dafür  gibt  der  Text  einen  Vorgeschmack,  wohin  die  Reise  politisch  und
programmatisch  gehen  soll:  „Mehr  Innovation,  Bildung  und  bessere
Infrastruktur. Für eine starke und innovative Wirtschaft“ – so die Überschrift
des ersten von vier Schwerpunktthemen.
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Darin wird ein Zeichen des Niedergangs „unserer“ Wirtschaft präsentiert,
wie es auch von jeder anderen Partei im Bundestagspartei kommen könnte,
ob  nun  AfD,  CDU/CSU  oder  der  Ampel.  Die  Rahmenbedingungen  für
Industrie  und  Mittelstand  hätten  sich  in  den  letzten  Jahren  dramatisch
verschlechtert, beklagt das BSW.

Woran liegt es? „Von Konzernen beeinflusste und gekaufte Politik und das
Versagen der Kartellbehörden haben eine Marktwirtschaft geschaffen, in der
viele Märkte nicht mehr funktionieren.“ Und die Lösung? Echter, also fairer
Wettbewerb, wie es ihn angeblich mal unter Ludwig Erhard und Willi Brandt
gegeben hätte.

„Wir  streben  eine  innovative  Wirtschaft  mit  fairem  Wettbewerb,  gut
bezahlten  sicheren  Arbeitsplätzen,  einem  hohen  Anteil  industrieller
Wertschöpfung,  einem  gerechten  Steuersystem  und  einem  starken
Mittelstand  an.  Dafür  wollen  wir  Marktmacht  begrenzen  und
marktbeherrschende  Konzerne  entflechten.  Wo  Monopole  unvermeidlich
sind,  müssen  die  Aufgaben  gemeinnützigen  Anbietern  übertragen  werden.“

Dass die Konkurrenz selbst zur Zentralisation und Konzentration des Kapitals
führen muss, davon will die ehemalige Marxistin Wagenknecht längst nichts
mehr  wissen.  Statt  dessen  folgt  der  Griff  in  die  Mottenkiste  des
kleinbürgerlichen  Antimonopolismus,  der  hofft,  mit  staatlichen
Regulierungen die Entwicklungsdynamik des Kapitals lenken zu können. Es
handele sich um eine Wirtschaftspolitik, in deren Zentrum der vorzugsweise
deutsche  Mittelstand stehe:  „Wir  brauchen Zukunftsfonds  zur  Förderung
innovativer  heimischer  Unternehmen  und  Start-ups  und  nicht
Milliardensubventionen  für  Konzerne  aus  Übersee.“  Gegen  staatliche
Förderungen des Privatkapitals ist also nichts weiter einzuwenden, solange
es nicht aus Übersee kommt, sondern deutsch und innovativ ist.

Soziale Gerechtigkeit
Auf  der  Stärke der  heimischen Industrie  und des  privaten Mittelstandes
würden  laut  BSW  „mehr  Solidarität,  Chancengleichheit  und  soziale
Sicherheit“  fußen,  die  in  einem  „starken  gesellschaftl ichen



Zusammenhalt“  münden  sollen.

Eine  hochproduktive  Wirtschaft  brauche  schließlich  gut  bezahlte,  hoch
motivierte  Arbeitskräfte  mit  sicheren  Arbeitsbedingungen,  guter
Infrastruktur  und  Sozialstaat.  Solcherart  könne  der  „soziale
Zusammenhalt“  garantiert  werden,  denn  schließlich  hätten  alle  –
Unternehmen wie Beschäftigte – etwas davon. Denn: „Unser Ziel ist eine
faire Leistungsgesellschaft mit echter Chancengleichheit und einem hohen
Grad  an  sozialer  Sicherheit.“  Schließlich  dürfe  der  persönliche
Wohlstand „keine Frage der sozialen Herkunft“, „sondern muss das Ergebnis
von  Fleiß  und  individueller  Anstrengung  sein.“  Das  Märchen  vom
Tellerwäscher, der es zum Millionär bringen könnte, darf natürlich beim BSW
nicht fehlen.

Freiheit
Wenn alle in der echten deutschen Marktwirtschaft ihr gutes Auskommen
haben, würde es schließlich auch mit der Freiheit wieder richtig klappen,
verspricht der Abschnitt  „Verteidigung der persönlichen Freiheit.  Für die
Stärkung unserer Demokratie“.

Dann  wäre  endlich  Schluss  mit  „Cancel  Culture,  Konformitätsdruck  und
der zunehmenden Verengung des Meinungsspektrums“. Allerdings nicht für
alle: Zuwanderung und Migration müssten schließlich begrenzt werden, denn
die Freiheit, die das BSW verspricht, gibt es nur für jene, die dem deutschen
Sozialstaat zumutbar sind. „Das gilt aber nur, solange der Zuzug auf eine
Größenordnung begrenzt bleibt, die unser Land und seine Infrastruktur nicht
überfordert, und sofern Integration aktiv gefördert wird und gelingt.“ Und –
daran lässt Sahra Wagenknecht schon lange keinen Zweifel mehr – dieser
Punkt  sei  längst  überschritten  und  daher  stimmt  die  neue  vorgebliche
Oppositionspartei gleich in den Chor all jener ein, die praktisch täglich neue
rassistische Gesetzesverschärfungen fordern.

Frieden
Bleibt noch der Ruf nach einem „neuen Verständnis der Außenpolitik“ in der



Tradition von Willi  Brandt und Michail  Gorbatschow. Das BWS gibt  sich
betont  pazifistisch:  „Die  Lösung von Konflikten  mit  militärischen Mitteln
lehnen wir grundsätzlich ab.“ Ob imperialistische Intervention, Verteidigung
des nationalen Selbstbestimmungsrechts – für BWS ist alles gleichermaßen
schlecht.

Auch wenn es zu Recht die Aufrüstung der NATO anprangert, so bleibt sein
Programm vollkommen utopisch. Schließlich muss auch in der Welt des BSW
der  Weltfrieden  irgendwie  garantiert  werden.  Aber  wie?  Inmitten  des
Kampfes um die Neuaufteilung der Welt zwischen imperialistischen Mächten
strebt es eine „neue Ära der Entspannung und neue Verträge über Abrüstung
und gemeinsame Sicherheit an“. Die imperialistische Ordnung soll – ganz wie
der Kapitalismus – nicht bekämpft, sondern nur reguliert werden – und zwar
vorzugsweise von jenen Mächten, die heute die Welt dominieren.

Deutschland soll dabei aktiv mitmischen, ja voranschreiten. So erfahren wir
vom BSW: „Europa benötigt eine stabile Sicherheitsarchitektur.“ Natürlich
mit  Bundeswehr.  Diese  hätte  schließlich  den  „Auftrag,  unser  Land  zu
verteidigen. Für diese Aufgabe muss sie angemessen ausgerüstet sein.“

Soziale Marktwirtschaft als Heilsversprechen
So endet das BSW bei den Heilsversprechen der „sozialen Marktwirtschaft“.
Es  bleibt  im  Grunde  sogar  weit  hinter  den  Formulierungen  der  alten
Sozialdemokratie oder von Teilen der Linkspartei wie der Bewegungslinken
zurück,  die  über  Verstaatlichungen  oder  „Vergesellschaftung“  eine
langwierige Transformation zu einer neuen Gesellschaft versprachen oder
versprechen. Selbst von diesen reformistischen Sonntagsreden will das BSW
nichts wissen. Es setzt vielmehr auf echten, fairen Wettbewerb, damit der
„Mittelstand“ endlich wieder Deutschland voranbringt.

Stat t  re formist isch  e ingehegter ,  im  Grunde  bürger l icher
Arbeiter:innenpolitik,  die  immerhin  noch  den  Klassengegensatz  formal
berücksichtigt, kennt die neue Partei keine Klassen. Das Großkapital wird
nicht  als  Kapital  kritisiert,  sondern  der  Verzerrung  des  Wettbewerbs
angeklagt,  der  eigentlichen  Quelle  allen  Übels.



Daher  stellt  es  den  Monopolen  und  insbesondere  den  ausländischen
Großkonzernen  die  Einheit  des  „Volkes“,  vom  mittleren  und  kleinen
Unternehmen bis zum prekär Beschäftigten entgegen. Von einer „richtigen“
Wirtschaftspolitik  könnten dann alle  profitieren,  vorausgesetzt,  der  Staat
würde sich um die „wirklichen Menschen“ und nicht  um „Randgruppen“
kümmern und auch die Zahl der Menschen auf ein „vernünftiges“ Maß durch
effektive Einreiserestriktionen begrenzen.

Dieses Weltsicht, diese politische Heilserwartung entspricht der „Vernunft“,
genauer der Klassenlage, deutscher Kleinbürger:innen und Mittelschichten.
Links und oppositionell ist daran – nichts.

Der Höhenflug der AfD
Von Vladlen Uljanow, Oktober 2023, Revolution Zeitung September 2023

Erstmals besetzt ein Politiker der AfD das Amt des Landrats in Thüringen, in
Sachsen-Anhalt  stellt  sie  einen  Oberbürgermeister  und  auch  in  den
Wahlprognosen nimmt die AfD wieder ordentlich Schwung auf. Betrachten
wir die Entwicklung der AfD in den letzten Wochen und Monaten so scheint
es erschreckend. Doch woran liegt das?

Der  Kapitalismus,  die  bürgerliche  Demokratie  sowie  die  politische  Linke
stecken in einer tiefen Krise und die AfD weiß es, sich diese Faktoren zu
eigen zu machen und darauf rechtspopulistische Antworten zu liefern. Diese
stellen aber nicht eine Lösung für die Probleme dar, verschärfen sie viel
mehr. Doch sie können den Unmut für ihre eigene Agenda umlenken und für
Wahlstimmen  und  Proteste  mobilisieren.  Damit  treiben  sie  die  gesamte
politische Landschaft nach rechts und werden dabei selbst immer rechter!
Dagegen brauchen wir standfesten linken Widerstand!
Doch der Reihe nach: Was ist eigentlich gerade die Situation?

https://onesolutionrevolution.de/der-hoehenflug-der-afd/


Die ökonomische Krise:

Schon die  Pandemie hat  die  noch immer anhaltenden Auswirkungen der
Finanzkrise von 2008 weiter verschärft. Doch spätestens die Inflation, die
sich vor allem für  die  Lohnabhängigen und ärmere Zwischenklassen wie
kleine  Ladenbesitzer_Innen  oder  selbstständige  Handwerker_Innen  stark
bemerkbar machen, führen zu der Angst, den aktuellen Lebensstandard nicht
mehr halten zu können. Steigende Kreditunsicherheit erhöht das Risiko von
Verarmung,  Verschuldung  und  Insolvenz  und  auch  die  gestiegenen
Energiepreise lösen bei einem großen Teil der Bevölkerung die reale Angst
vor sozialem Abstieg aus, welche das Vertrauen in eine rosige Zukunft weiter
schrumpfen lässt.  Zeitgleich dazu stagnieren die Löhne und damit haben
Lohnabhängige  effektiv  weniger  Geld.  Wenn  es  mal  zu  irgendwelchen
Unterstützungen  seitens  des  Staates  kommt,  werden  vorrangig  die
Unternehmen gerettet. Die Suche nach Lösungen in Form eines politischen
Richtungswechsels wachsen also immer weiter.

Die Krise der parlamentarischen Demokratie:

Unabhängig  vom  finanziellen  Aspekt,  sinkt  auch  das  Vertrauen  in  die
parlamentarische Demokratie immer weiter. Durch die neoliberale Ideologie
der  kapitalistischen  „Alternativlosigkeit“,  die  dazu  führt,  dass  in  der
Regierung alle Parteien mehr oder weniger die gleiche Politik fahren, fällt es
schwer, noch Hoffnung in eine Veränderung zu stecken.

Es findet auch gerade im Zuge der Krisen eine starke politische Verrohung
statt. Der Hass auf Arme, Migrant_Innen sowie queere Menschen trifft auf
immer mehr Anklang vor Allem bei denen, die Angst vor sozialem Abstieg
haben.  Auf  diese  Gruppen  werden  die  Abstiegsängste  projiziert  und  sie
werden  als  Nutzlose,  Schmarotzer  oder  Bedrohung  beschimpft.  Diese
Sichtweise hat zwar eine reale Grundlage in dem ungerechten System des
Kapitalismus‘,  aber  die  Lesart  wird  trotzdem bewusst  geschürt  von  der
alltäglichen Propaganda, bei der alle bürgerlichen Parteien auf ihre Art und
Weise mitmachen.

Krise der Linken



Die  dritte  Krise  ist  die  Krise  der  Linken,  vor  al lem  aber  des
Linksreformismus‘.  Dieser  hat  es  verpasst,  Antworten  auf  diese
verschiedenen  Krisen  zu  geben  und  sich  als  wirkliche  und  wirksame
Opposition zu zeigen, anstatt sich an die bürgerlichen und konservativen
Parteien anzubiedern oder sich in Schweigen zu hüllen. Das befeuert den
Höhenflug der AfD noch weiter, da sie sich als einzige Alternative darstellen
können und mit ihrem populistischen Gerede durchkommen.

Es braucht revolutionäre Antworten auf diese verschiedenen Krisen, die den
Klassenwiderspruch, also den Widerspruch zwischen Lohnarbeit und Kapital
aufdecken  und  die  herrschende  Klasse  für  diese  verschiedenen  Krisen
verantwortlich  macht,  anstatt  einer  Politik,  die  den  Arbeiter*innen  nur
minimale  Verbesserungen  innerhalb  des  Kapitalismus‘  verspricht  und  es
nicht mal schafft, diese in Regierungsverantwortung umzusetzen. Hierdurch
versinkt  die  gesellschaftliche  Linke  momentan  in  Ziellosigkeit  und
Verwirrung  und  kommt  nicht  in  die  Position,  Siege  zu  erringen.

Wie nutzt die AfD diese Situation aus?

Die AfD hingegen bespielt  sehr erfolgreich die Rolle  der Opposition.  Sie
lehnen vermeintlich alles ab, wofür die anderen Parteien stehen, und hat es
im Zuge dessen auch in gewisser Weise geschafft, einen Anti-Establishment-
Kurs populär zu machen, der sich aber nicht gegen die herrschende Klasse
richtet, sondern gegen die herrschende Politik wettert und auf eine „falsche
Repräsentanz“ pocht,  also gewissermaßen nur Establishment austauschen
will.  Die AfD verfolgt hier die Strategie der Neuen Rechten: Um aus der
Isolation zu kommen, werden Begriffe verbreitet und Themen besetzt, um die
Gesellschaft  und  die  politische  Landschaft  nach  rechts  zu  treiben.
Gleichzeitig will man sich als nur etwas aufmüpfigen Teil der bürgerlichen
Politik darstellen. Hier ähnelt die AfD all den anderen rechtspopulistischen
Parteien in  Europa,  die  schon seit  Jahren immer wieder  in  Regierungen
gelangen. Man sieht dort,  was uns bald blühen könnte:  Angriffe auf das
Sozialsystem, Entrechtung von Minderheiten und Linken,  autoritäre Law-
And-Order-Politik.

Doch was können wir tun?



Der wichtigste Schritt ist es, klassenbewussten Widerstand aufzubauen, der
also  zum einen  im  Gegensatz  zur  AfD  wirklich  für  die  Interessen  aller
Arbeiter_Innen kämpft und nicht die verschiedenen Gruppen gegeneinander
ausspielt,  um am Ende  eigentlich  Politik  für  die  herrschende  Klasse  zu
machen. Zum anderen muss der Widerstand entschlossen und geeint gegen
die Bedrohung von rechts stehen!

Im letzten Jahr sind während der Tarifrunden mehrere Tausend Menschen
den Gewerkschaften beigetreten und haben sich aktiv am Kampf für faire
Löhne  und  bessere  Bedingungen  eingesetzt.  Es  bilden  sich  neue,
kampfbereite Teile der Klasse aus, denen zwar die Gewerkschaftsbürokratie
unter  Druck  der  Kapitalist_Innenklasse  Steine  in  den  Weg  legt  und
dementsprechend wieder frustriert wurden. Aber auch eine Radikalisierung
in  Teilen  der  sozialen  Bewegungen  wie  der  Umweltbewegung  lässt  sich
erkennen.

Nur weil bürgerliche Parteien wie die LINKE es nicht schaffen, die Dynamik
aufzugreifen,  heißt  das  noch  lange  nicht,  der  Kampf  gegen  die  AfD sei
verloren.

Um die reaktionäre Politik der AfD zu bekämpfen, müssen wir eine Antwort
auf  die  realen  sozialen  Probleme  bieten.  Nur  eine  Bewegung,  die
kompromisslos  und  damit  revolutionär-antikapitalistisch  für  die  sozialen
Interessen  der  Lohnabhängigen,  Krisengebeutelten  und  Unterdrückten
kämpft,  kann  den  Aufstieg  der  AfD nicht  nur  zeitweise  ausbremsen.  Im
Hinblick  auf  die  weitere  Zuspitzung  weltumspannender  Krisen  und
drohender  Kriege  zeigt  sich  die  Bedeutung  einer  internationalen  und
solidarischen Organisierung. Diese Diskussion müssen wir einerseits mit den
Gewerkschafter_Innen und sozialen Bewegungen führen, um diese davon zu
überzeugen, dass wir mit den Mitteln des Klassenkampfes gegen die Angriffe
der Regierung, des Kapitals und der Rechten angehen sollten. Andererseits
geht es darum, eine strategische Diskussion, um eine revolutionäre politische
und programmatische Alternative zu führen, um so die Grundlagen für eine
revolutionäre Partei und Internationale zu legen.



Manifest  für  Frieden:
bürgerlicher  Pazifismus  am
Pranger
Wilhelm  Schulz,  zuerst  erschienen  in  der  Infomail  1214  der  Gruppe
Arbeiter:innenmacht,  22.  Februar  2023

Die  Petition  „Manifest  für  Frieden“  wurde  am  10.  Februar  von  Sahra
Wagenknecht und Alice Schwarzer veröffentlicht. Sie stellt einen Aufruf für
die  sofortige  Einstellung  von  Waffenlieferungen  und  Einleitung  von
Friedensverhandlungen dar. Der Text fordert die Bundesregierung und den
Bundeskanzler auf, Verhandlungen einzuleiten, um „Schaden vom deutschen
Volke [zu] wenden“. Der Entrüstungssturm über die Petition zeigt jedoch
weniger  deren  politische  Begrenztheit  auf  als  den  Beweis,  welche
Anfeindungen  selbst  linksliberaler  oder  sozialchauvinistischer  Pazifismus
aktuell  erfährt.

Auch wenn wir die Petition nicht unterstützen, so halten wir sie doch für den
momentan lautstärksten Vorstoß aus den Reihen der Friedensbewegung. Die
Versammlung am 25. Februar wird rund um das bittere erste Jubiläum des
russischen Angriffs auf die Ukraine vermutlich die größte jener sein, die sich
gegen  den  Aufrüstungs-  und  Eskalationskurs  der  deutschen  Regierung
stellen wollen. Auch wenn wir Pazifismus als Form bürgerlicher Ideologie
ablehnen,  so ist  der der Massen ein nachvollziehbarer Ansatz angesichts
drohender  Verschärfung  der  Barbarei  und  des  Mangels  an  einer
fortschrittlichen  Perspektive  zu  ihrer  Überwindung.  Aus  diesem  Grund
werden  wir  an  der  Versammlung  teilnehmen,  während  wir  von  den
Organisator:innen  fordern,  sich  vor  Ort  deutlich  von  etwaigen  rechten
Akteur:innen  abzugrenzen  und  diese,  falls  sie  anwesend  sollten,  durch
Ordner:innen aus der Versammlung zu werfen.
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Die Petition verzeichnet mittlerweile fast 600.000 Unterstützer:innen (Stand:
22.02.23).  Neben  den  beiden  Init iatorinnen  gibt  es  noch  69
Erstunterzeichner:innen – eine breite Palette, die mit dem Begriff linksliberal
nur verzerrt zusammengefasst werden kann.

Auch  wenn  aufgrund  des  öffentlichen  Drucks  einige  wie  die  ehemalige
Ratsvorsitzende  der  evangelischen  Kirche  (EKD),  Margot  Käßmann,  ihre
Unterschri f t  zurückgezogen  haben,  so  bleiben  die  meisten
Unterzeichner:innen Wissenschaftler:innen und Kulturschaffende,  die  dem
Spektrum von SPD, Linkspartei und Grünen nahestehen.

Es ist  aber bezeichnend für die politische Ausrichtung der Initiatorinnen
Schwarzer und Wagenknecht, dass einige Prominente aus dem konservativen
und  rechten  Spektrum,  darunter  Erich  Vad,  Brigadegeneral  a.  D.  der
Bundeswehr und von 2006 bis 2013 Militärpolitischer Berater von Angela
Merkel  im  Kanzler:innenamt,  dahinterstehen.  Vad  hat  zudem  in  der
Vergangenheit  vor  rechten  Burschenschaftlern  referiert  und  für  die
rechtspopulistische  Junge  Freiheit  vor  etwa  20  Jahren  geschrieben.

Die  Unterstützer : innenl is te  umfasst  jedoch  n icht  nur  Ex-
Funktionsträger:innen  und  mehr  oder  weniger  bekannten  linke
Persönlichkeiten,  sondern  auch  Repräsentant:innen  der  reformistischen
Arbeiter:innenbewegung  wie  Christof  Ostheimer,  der  ver.di-
Bezirksvorsitzende  Südholsteins,  oder  Michael  Müller,  den
Bundesvorsitzenden  der  sozialdemokratischen  Naturfreunde.  Daneben
natürlich Wagenknecht, die Galionsfigur der Linken, die in den letzten Jahren
der Klassenpolitik den Rücken kehrte und ein linkspopulistisches Programm
für  DIE LINKE zu etablieren versucht.  Und Schwarzer,  eine  bürgerliche
Feministin  der  zweiten  Welle  des  Feminismus,  die  vor  allem  durch
Transfeindlichkeit  in  den  letzten  Jahren  bei  neuen  Generationen  von
Feminist:innen  angeeckt  ist.

Insgesamt handelt es sich um ein volksfrontartiges, klassenübergreifendes
Personenbündnis. Der Aufruf stellt keine Aufforderung zum aktiven Handeln
dar,  sondern  letztlich  nur  den  kleinsten  gemeinsamen  Nenner  der
Initiator:innen. Aber er hat hunderttausende Unterschriften erhalten, weil



nicht  zuletzt  Millionen  Lohnabhängige  über  die  Militarisierung  und  den
Kriegskurs der Bundesregierung zu Recht beunruhigt sind.

Zum Inhalt
Das  Manifest  selbst  spricht  sich  für  die  sofortige  Einstellung  von
Kriegshandlungen aus. Es droht vor einer latenten Gefahr der Ausweitung
über ihre bisherigen Grenzen bis hin zum Weltkrieg. Der Überfall Russlands
auf die Ukraine und die Notwendigkeit von Solidarität mit ihrer Bevölkerung
wird benannt. Dies bleibt allerdings letztlich ohne konkrete politische Folgen,
weil nirgendwo das Selbstbestimmungsrecht der Ukraine verteidigt oder als
Ziel eines etwaigen Friedens benannt wird. Nirgendwo wird der Rückzug der
russischen Invasionstruppen aus den seit Februar 2022 eroberten Gebieten
gefordert.

Der  Text  spricht  sich  im  Anschluss  nur  gegen  den  Kriegskurs  der
Bundesregierung  und  des  ukrainischen  Präsidenten  Selenskyj  aus.
Militärstrategisch  sieht  sich  der  Petitionstext  vor  einer  Pattsituation.  So
schreiben die Initiatorinnen: „Die Ukraine kann zwar – unterstützt durch den
Westen – einzelne Schlachten gewinnen. Aber sie kann gegen die größte
Atommacht der Welt keinen Krieg gewinnen.“ Aus dieser Erkenntnis folgt der
Aufruf  an  die  Bundesregierung,  zwischen  den  USA  und  Russland  zu
vermitteln oder auf die europäischen Nachbar:innen einzuwirken. Demnach
soll Olaf Scholz die Waffenlieferungen einstellen und eine „Allianz für einen
Waffenstillstand“ aufbauen.

Die  hier  aufgeworfene  Perspektive  verbleibt  vollständig  innerhalb  des
Horizonts  bürgerlicher  Diplomatie.  Den  Krieg  können  anscheinend  nur
Diplomat:innen  stoppen.  So  heißt  es:  „Wir  Bürgerinnen  und  Bürger
Deutschlands können nicht direkt auf Amerika und Russland oder auf unsere
europäischen Nachbarn einwirken.“ Daher müssten wir „unsere Regierung“
in die Pflicht nehmen und Olaf Scholz zum Anführer einer „Friedensallianz“
krönen.

Doch die „Friedensallianz“, die keine eigenen Klasseninteressen vertritt, gibt
es  nicht  und  kann  es  nicht  geben.  So  wie  die  deutsche  Regierung  mit



Sanktionen und Waffenlieferungen ihre eigenen imperialistischen Interessen
verfolgt, die Ukrainer:innen im Krieg für ihre eigenen geostrategischen und
wirtschaftlichen  Zwecke  unterstützt,  wird  sie  das  natürlich  auch  am
Verhandlungstisch tun – und genauso werden das alle anderen Beteiligten
auf dem Rücken der ukrainischen Bevölkerung versuchen.

Letztlich  soll  der  geforderte  Frieden  dem  deutschen  Interesse  dienen.
Demnach ist der Krieg einer zwischen den USA (im Aufruftext Amerika) und
Russland.  Eine  Beteiligung  oder  genauer  deren  Fortsetzung  entsprächen
nicht den Interessen Deutschlands bzw. denen des deutschen Kapitals. In
diesem Sinne appelliert der Aufruf an die deutsche Bourgeoisie und ihren
Staat, um diese für die Linie der vergangenen Jahrzehnte zurückzugewinnen.
Eben jene konnte den Kriegskurs aber nicht stoppen, weil sie keine oder nur
wenige  Anhänger:innen  unter  der  herrschenden  Klasse  in  Deutschland
besitzt.  Das  kann  sich  natürlich  ändern  –  und  darauf  hoffen  letztlich
Schwarzer und Wagenknecht.

Es ist auch kein Wunder, dass daher Forderungen, die das direkte Interesse
des deutschen Imperialismus auch in der Konkurrenz zu Russland berühren,
außen vor bleiben. So werden weder die Abschaffung der Sanktionen noch
der Stopp der Aufrüstung der Bundeswehr und NATO auch nur erwähnt.
Dabei befeuern die Sanktionen nicht nur die Inflation und Armut hierzulande,
sondern  vor  allem  auch  den  Hunger  und  Not  in  der  Welt.  Ihre
Folgewirkungen  bedrohen  das  Leben  Hunderttausender.

Das 100-Milliarden-Programm, die  europäische Rüstungsinitiative und die
Aufstockung der schnellen NATO-Eingreiftruppe auf 300.000 Soldat:innen
finden sich im Aufruf mit keinem Wort.

Zu diesen Fragen gibt es unter den Initiator:innen entweder keine Einigkeit
oder man möchte konservative Gegner:innen des Ukrainekriegs nicht mit
Abrüstungsforderungen an die deutsche Regierung „abschrecken“. So bleibt
es  beim  allgemeinen  Ruf  nach  Frieden  –  im  deutschen  Interesse.  Der
Sozialpazifismus  wird  als  die  beste  Politik  für  „unseren“  Imperialismus
präsentiert.



Und wie wird darüber gesprochen?
Die öffentliche Kritik am Aufruf lässt sich in zwei Stoßrichtungen einteilen,
wobei die eine die andere erkennbar bestimmt. Einerseits jene, die jedweden
Bruch  mit  der  konfrontativen  Politik  gegenüber  dem  russischen
Imperialismus  als  reaktionär  abstempelt.  Andererseits  jene,  die  dem
ausweicht und die Gefahr der Beteiligung reaktionärer Anhänger:innen über
die  Notwendigkeit  stel lt ,  für  eine  internationalistische  und
klassenkämpferische Ausrichtung der Opposition gegen die Kriegspolitik der
Bundesregierung  zu  kämpfen.  Als  Produkt  kommt  bei  beiden  Kritiken
ähnliches raus: Passivität gegenüber der neuen Orientierung des deutschen
Imperialismus.

Die Petition ist in der Linken, aber vor allem in DIE LINKE, sehr umstritten.
Der  Parteivorstand  der  LINKEN  hat  am  Donnerstag,  dem  16.2,
bekanntgegeben,  den  Protest  zu  unterstützen,  der  sich  für  Frieden  und
Waffenstillstand einsetzt und von rechts abgrenzt – nicht aber die größte
Kundgebung gegen die Bundesregierung. Das Ausbleiben einer Erwähnung
des „Manifest für Frieden“ spricht hier Bände, denn es ist aus den Reihen der
Partei  der  aktuell  bekannteste  Ansatz.  Die  Stellungnahme  stellt
dementsprechend eine indirekte Distanzierung dar, die umgekehrt aber allen
freistellt, doch hinzugehen oder den Aufruf zu unterzeichnen.

Das Manifest ist in seiner Perspektive weder neu noch innovativ. Es vertritt
eine Form bürgerlicher Politik, die mittels eines Appells an den Staat in Form
von Bundesregierung  und  -kanzler  zum Richtungswechsel  in  Fragen  der
Waffenlieferungen und Friedensverhandlungen drängen möchte und die alles
mit  dem Verweis auf deutsche Interessen begründet.  Der Richtungsstreit
wird  im  Militärjargon  als  jener  zwischen  Falken,  den  sogenannten
Hardliner:innen,  und  Tauben,  der  Orientierung  auf  Verhandlungen,
beschrieben.  Die  Frankfurter  Allgemeine  Zeitung  (FAZ)  formuliert  den
Standpunkt der Hardliner:innen, aber auch ihren Punktsieg in der politischen
Stimmung in Deutschland deutlich, wenn sie die Unterzeichner:innen des
Manifests  „zu  propagandistischen  Helfern  eines  Kriegsverbrechers“
abstempelt.

https://www.faz.net/aktuell/politik/sahra-wagenknecht-und-alice-schwarzer-manifest-fuer-frieden-18675923.html?premium


Dabei greift sie zwar genüsslich wirkliche Schwächen des Aufrufs auf und
dessen  Verharmlosung  des  russischen  Imperialismus,  aber  die  FAZ
unterschlägt dabei natürlich die imperialen Kriegsziele der NATO, der USA
und auch Deutschlands.

Vorwurf der Querfront oder zumindest rechten
Unterwanderung
Der  AfD  Co-Vorsitzende  Tino  Chrupalla  hat  öffentlich  verkündet,  das
Manifest  unterschrieben  zu  haben.  Dies  hat  er  nicht  als  einer  der
Erstunterzeichnenden getan, sondern einfach nur ein Kontaktformular auf
einer  Homepage  unterschrieben.  Chrupalla  und  das  von  Jürgen  Elsässer
geführte, neurechte Magazin Compact riefen darüber hinaus zur Beteiligung
an der Kundgebung am 25. Februar in Berlin auf. Wagenknecht distanzierte
sich im Interview mit  dem SPIEGEL öffentlich davon und untersagte die
Beteiligung  von  AfD  und  anderen  Akteur:innen  der  Rechten.  Oskar
Lafontaine, der ehemalige Mitbegründer der LINKEN und Erstunterzeichner,
riss  diese  Brandmauer  kurz  darauf  erneut  nieder,  indem  er  die
„Gesinnungsprüfung“  oder  Parteibuchkontrolle  bei  Einlass  zur
Demonstration  ausschloss.  Eine  politische  Schmierenkomödie  mit
ungewissem  Ausgang.

Im Aufruf  selbst  wird die  Abgrenzung nach rechts  jedoch nicht  deutlich
formuliert.  Auch  wenn  wir  diese  bereits  im  Petitionstext  für  notwendig
erachtet  hätten,  so fand die Distanzierung schlussendlich doch statt.  Die
konsequente  Fortsetzung  dessen  müsste  eine  eindeutige  Abgrenzung  im
Rahmen  der  Versammlung  und  ein  Rauswurf  öffentlich  bekannter  oder
auftretender rechter Akteur:innen durch Ordner:innen bedeuten. Ob es dazu
kommt, steht in den Sternen.

Die AfD versucht mittels ihrer Kriegsposition, ähnlich wie das Manifest für
Frieden,  eine  alternative  Ausrichtung  für  das  deutsche  Bürger:innentum
anzubieten. In diesem Sinne ist ihr Aufruf zur Unterstützung nachvollziehbar,
aber das hat noch einen zweiten positiven Punkt für die Rechten. Es ist ihren
Akteur:innen vermutlich sehr deutlich klar,  dass ein Mobilisierungsaufruf



ihrerseits  die  Demobilisierung  im  Lager  der  Arbeiter:innenbewegung
befeuern  würde.

Sie würden damit sowohl die Verbitterung im Lager der Initiator:innen und
ihrer  Unterstützer:innen  anspornen,  während  sie  ihre  eigenen
Mobilisierungen  weiterhin  als  die  relativ  stärksten  verkaufen  können.
Notwendig wäre eine klassenkämpferische Position, die die Schwächung des
eigenen Imperialismus, die Beendigung des Krieges durch Klassenkampf ins
Zentrum stellt. Ein solcher Aufruf hätte sich jedoch an den DGB und seine
Mitgliedschaft  richten  sollen,  eine  Verbindung  zu  den  das  Jahr  2023
durchziehenden Arbeitskämpfen gebraucht. Eine solche Perspektive gilt es,
auch in die Tarifauseinandersetzungen zu tragen.

Begrenzter Pazifismus
Laut Unterstützer:innen der Petition in der LINKEN unterstütze weiterhin
eine Mehrheit der Parteimitglieder den Vorstoß. Was jedoch deutlicher zu
erkennen  ist,  ist  die  Kapitulation  der  Partei  angesichts  der  aktuellen
Herausforderungen.  DIE  LINKE  versteht  sich  seit  ihrer  Entstehung  als
Antikriegspartei, eine Position auf dem Sand des Pazifismus gebaut. Beide
Bewegungsrichtungen  (Parteivorstand  und  Regierungssozialist:innen  oder
Wagenknechtlager),  in  die  pazifistische  Politik  angesichts  des  Krieges
taumelnd, zeigen deren Begrenztheit auf. Die Mehrheit des Parteivorstandes
hält  die  Füße  still,  da  sie  schlussendlich  den  Frieden  nur  durch  einen
militärischen Sieg der Ukraine für möglich halten will  und die Rolle der
NATO  herunterspielt.  Der  andere  Teil  sieht  dies  als  unmöglich  an  und
orientiert dementsprechend auf Verhandlungen zwischen jenen Akteur:innen,
die spätestens seit 2014 regelmäßig Öl ins Feuer kippen.

Beide Ansätze verstehen den Krieg als externen Schock, den es zu beseitigen
gilt, um die rechtmäßige (bürgerliche) Ordnung wiederherzustellen. Dabei ist
der  Krieg  dem  Kapitalismus  innerlich.  Er  bietet  eine  Chance,  dessen
Überakkumulationskrisen durch massive Vernichtung von Kapital und Arbeit,
aber  auch  Verdrängung  imperialistischer  Konkurrenz  im  Kampf  um  die
Neuaufteilung der Welt zu lösen. Sowohl der Fokus der Hardliner:innen als
auch  jener  der  Verhandlungsbefürworter:innen  überlässt  die

https://www.nd-aktuell.de/artikel/1171007.sahra-wagenknecht-gysi-unterschreibt-manifest-fuer-den-frieden.html


Handlungsfähigkeit  den  Herrschenden.  Beide  bieten  Arbeiter:innen  und
Unterdrückten  keine  eigenständige  Handlungsperspektive.

Insgesamt  lehnen  wir  Verhandlungspredigten  ab.  Sie  haben  auf
verschiedenen Ebenen einen passiven Charakter. Erstens erhoffen sie gerade
von  jenen  imperialistischen  Regierungen  einen  „gerechten  Frieden“,  die
selbst  maßgeblich  den  Krieg  befeuert  haben  und  befeuern.  Zweitens
unterstellen sie den Krieg als etwas Außerordentliches, in dem es nur um
Töten oder getötet Werden geht. Das Zurückholen der jeweiligen Staaten an
den  Verhandlungstisch,  die  den  vorherigen  „friedlichen“  Zustand
wiederherstellen  sollen,  bleibt  die  letzte  waffenlose  Form  der
Vaterlandsverteidigung.

Wer  ist  das  Subjekt  einer
Antikriegsbewegung?
Der Aufruf  für  den 25.  Februar  macht  dies  ganz deutlich.  Die  deutsche
Bevölkerung – also auch die Arbeiter:innenklasse – können ihm zufolge nichts
bewirken. Daher muss Olaf Scholz als Friedensarchitekt ran.

Doch nicht nur die deutsche Bevölkerung taucht als Subjekt nicht auf. In der
Ukraine und in Russland gibt es anscheinend auch nur Herrschende. Die
ukrainischen  Massen,  die  die  Hauptlast  des  Kriegs  tragen  müssen,
erscheinen  nur  als  bedauernswerte  Opfer.  Ihre  eigenen  sozialen  und
demokratischen Rechte und Interessen gibt’s anscheinend nur als Restgröße
der Verhandlungen zwischen Putin und Biden, unter Vermittlung von Scholz
und  Macron.  Die  russische  Arbeiter:innenklasse  und  die  dortige
Antikriegsbewegung  werden  erst  gar  nicht  erwähnt.

Als Revolutionär:innen stellen wir im Kampf gegen diesen Krieg und seine
Folgen den Klassenkampf, die Frontstellung zur herrschenden Klasse und
zum „eigenen“ Imperialismus in den Mittelpunkt. Zugleich solidarisieren wir
uns mit den Arbeiter:innen in der Ukraine und Russland. So haben wir schon
im  Mai  letzten  Jahres  folgende  Vorschläge  für  den  Aufbau  einer
Antikriegsbewegung in Deutschland erbracht, die in ihren Grundzügen bis
heute (leider) noch immer Gültigkeit haben:

https://arbeiterinnenmacht.de/2022/04/29/krieg-dem-krieg-keinen-cent-fuer-die-imperialistische-politik/
https://arbeiterinnenmacht.de/2022/04/29/krieg-dem-krieg-keinen-cent-fuer-die-imperialistische-politik/


Nein  zu  Putins  Angriffskrieg!  Solidarität  mit  der  ukrainischen
Bevölkerung und Antikriegsbewegung in Russland!
Sofortiger  Abzug  der  russischen  Armee!  Solidarität  mit  der
ukrainischen  Bevölkerung,  Anerkennung  ihres  Rechts  auf
Selbstverteidigung  gegen  die  Invasion!
Solidarität mit der Antikriegsbewegung und der Arbeiter:innenklasse
in Russland; Verbreitung der Aktionen gegen den Krieg; Freilassung
aller Festgenommenen!
Aufnahme aller Geflüchteten, Bleibe- und Staatsbürger:innenrechte
für alle – finanziert durch den Staat; Integration der Geflüchteten in
den Arbeitsmarkt, Aufnahme in die Gewerkschaften!
Nein  zu  jeder  NATO-Intervention!  Gegen  alle  Sanktionen,
Aufrüstung,  NATO-Truppenverlagerungen  und  Waffenlieferungen!
Gegen  NATO-Ausweitung,  sofortiger  Austritt  aus  der  NATO!
Keinen Cent  für  die  imperialistische  Politik,  für  die  Bundeswehr!
Nein zum 100-Milliarden-Programm der Ampelkoalition!
Die Kosten für die Preissteigerung müssen die Herrschenden zahlen!
Enteignung des Energiesektors und anderer Preistreiber:innen unter
Arbe i te r : innenkont ro l l e !  Übernahme  ges t i egener
Lebenshaltungskosten der Arbeiter:innenklasse, der Rentner:innen,
von Erwerbslosen durch Besteuerung des Kapitals! Verstaatlichung
der Rüstungsindustrie und Konversion unter Arbeiter:innenkontrolle!
Politischer  Massenstreik  und  Massendemonstrationen  gegen  jede
direkte NATO-Intervention!

Doch um diese Perspektive zu verbreiten, müssen wir diese auch unter die
Arbeiter:innen tragen – auch unter jene, die vom Pazifismus geprägt sind und
aus diesem Grund den Aufruf unterzeichnet haben bzw. zur Kundgebung
kommen. Für sie erscheint die Verhandlung, ein Mittel zur Beendigung der
Barbarei darzustellen, ohne dabei jedoch die Frage nach deren Ursprung und
Wiederholungspotential aufzuwerfen. In diesem Sinne rufen wir alle linken
und  klassenkämpferischen  Organisationen  dazu  auf,  sich  an  der
Versammlung  zu  beteiligen  und  für  eine  Position  des  Klassenkampfes
einzutreten.



Debattenbeitrag:  Wie  sollten
Revolutionär_Innen  mit  dem
„Manifest  für  Frieden“
umgehen?
Von Felix Ruga, Februar 2023

Treffen sich eine Rassistin und eine Transfeindin und schreiben ein „Manifest
für den Frieden“. Ein Schlechter Witz? Vor knapp 2 Wochen haben Sahra
Wagenknecht  und  Alice  Schwarzer  die  Petition  „Manifest  für  Frieden“
gestartet, inklusive einem etwas seltsamen Video und einer äußerst hitzigen
Debatte, die bis heute anhält. Aber eine Zahl scheint schon mal für sich zu
sprechen: Knappe 600.000 Menschen haben den Aufruf unterschreiben, der
als  zentrale  Forderung  beinhaltet,  den  Krieg  in  der  Ukraine  mittels
Friedensverhandlungen zu beenden und als unmittelbaren Schritt deutsche
Waffenlieferungen einzustellen. Das ist schon eine beeindruckende Zahl, die
unsere Auseinandersetzung damit verlangt, und diese Forderungen sind an
sich auch nicht abzulehnen. Doch bei genauerem Hinsehen eröffnen sich
viele Schwachstellen und die Liste der Unterstützenden zeichnen dabei ein
interessantes Bild.

Neben der Petition gibt es einen Aufruf zu einer Kundgebung am Samstag
nach Berlin unter dem Slogan „Aufstand für Frieden“. Diese wird im zweiten
Teil dieses Beitrags besprochen.

Bürgerlicher Pazifismus
Das  Manifest  wirft  richtigerweise  ein  oft  übersehenes  Problem auf:  Die
Zwangsläufigkeit einer weiteren Eskalation des Ukrainekrieges einschließlich
Weltkriegsgefahr. Sollte dieser Krieg nicht sofort beenden werden, läuft er
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Gefahr ein jahrelanger blutiger Abnutzungskrieg zu werden, dessen globales
Eskalationspotenzial sich durch den Einsatz immer brutalerer Waffensysteme
weiter hochschraubt. Doch daneben ist das Manifest in vielen Punkten zu
kritisieren. Dennoch würden wir hier 3 zentrale Punkte herausgreifen:

1. Der Adressat ist Bundeskanzler Scholz und die einzigen Subjekte sind die
Staatsoberhäupter. Dementsprechend erscheint als die einzige Lösung ein
diplomatisches Abkommen zwischen Imperialist_innen. Nicht nur, dass das
blind gegenüber den imperialistischen Interessen Deutschlands ist und es
innerhalb des Kapitalismus ohnehin nur ein Frieden auf Zeit wäre, bevor die
Konflikte  der  imperialistischen  Blöcke  wieder  ausbrechen.  Sondern  es
schließt auch vollkommen eine mögliche internationale Antikriegsbewegung
aus, die den Frieden erzwingen könnte. Die lohnabhängigen Massen in der
Ukraine, in Russland und in den NATO-Staaten sind für Wagenknecht und
Schwarzer nur Verhandlungsmasse, keine politischen Subjekte. Doch in einer
unabhängigen  defät ist ischen  Posit ion  der  internat ionalen
Arbeiter_innenklasse liegt die eigentliche Perspektive für den dauerhaften
und gerechten Frieden!

2. Der Überfall Russlands und die nötige Solidarität mit der ukrainischen
Bevölkerung werden zwar richtigerweise erwähnt, aber es wird weder ein
Rückzug der russischen Truppen gefordert noch das Selbstbestimmungsrecht
der Ukraine als Friedensziel genannt. Der Text bespricht eindimensional nur
die  Ebene  des  möglichen  Weltkriegs,  aber  nicht  die  eines  faktischen
imperialistischen  Angriffskrieges.

3. Spannend ist auch einmal zu schauen, was eigentlich nicht gesagt wird.
Und da  sticht  ein  Fakt  ganz  besonders  ins  Auge:  Es  fällt  kein  einziges
kritisches Wort gegenüber der deutschen Aufrüstungspolitik. Kein einziges
Wort zu den 100 Milliarden Sondervermögen für die Bundeswehr, der für uns
Jugendliche besonders schmerzlichen Debatte um eine Widereinführung der
Wehrpflicht oder die von Scholz proklamierte Zeitenwende. Ein Schelm wer
sich Böses dabei denkt … Wagenknecht und Schwarzer haben diesen Fakt
nicht  einfach  nur  leichtsinnig  vergessen,  sondern  er  ist  ihr  politisches
Programm!  Nicht  nur  in  diesem Punkt,  sondern  auch  in  der  Frage  der
Sanktionen oder der internationalen Solidarität gehört es zu Wagenknechts



linkspopulistischem Konzept Klassenlinien zu verwischen und im Sinne eines
angeblichen Hauptwiderspruchs zwischen „Volk“ und „Elite“ den Standpunkt
des Kleinbürgertums und kleinerer Kapitalfraktionen einzunehmen. In ihrem
Manifest sagt sie ganz klar, dass sie nicht Schaden von der internationalen
Arbeiter_innenklasse, sondern „vom deutschen Volke [ab-] wenden“ möchte.
Die Argumente werden deshalb so formuliert, dass Friedensverhandlungen
dem Interesse des deutschen Imperialismus (aka „das Volk“) entsprächen.
Scholz solle Architekt einer „starken Friedensallianz“ werden. Letztendlich
geht es um eine strategische Umorientierung des deutschen Imperialismus
hin zu mehr Selbstständigkeit von den USA und besseren Beziehungen zu
Russland  und  China.  Diese  Verschiebung  ist  nur  Beratung  der
Unterdrücker_Innen, aber sicherlich nicht im Interesse der arbeitenden und
jugendlichen  Bevölkerung,  weder  Deutschlands,  noch  Europas  noch  der
restlichen Welt.  Wir  müssen stattdessen für  ein  Ende des  Imperialismus
eintreten  und  den  Kampf  gegen  den  bürgerlichen  Staat  für  soziale
Verbesserungen  aufnehmen,  anstatt  ihm  gut  gemeinte  Tipps  zu  geben!

Aus diesen Gründen unterschreiben wir das Manifest nicht! Es zeigt für uns
keine realistische politische Alternative auf,  auch wenn die aufgeworfene
Frage  relevant  ist!  Eine  andere  Frage  ist  die  der  Taktik.  Glauben
Wagenknecht und Schwarzer tatsächlich, dass eine Petition den Kriegskurs
ändert? Wir haben uns anderer Stelle bereits ausführlicher zu Chancen und
Grenzen von Petitionen, Change.org und co. geäußert.

Neben Schwarzer,  die in Fragen von Transrechten und antimuslimischen
Rassismus  offen  rechts  steht,  und  Wagenknecht,  die  sich  dem
Linkspopulismus zugewandt hat, hat sich ein wahrhaftiges Potpourri aus 68
bekannten  linksliberalen  bis  konservativen  Persönlichkeiten  als
Erstunterzeichner_Innen gemeldet. Es drückt tatsächlich ein breites Bündnis
aus.  Als  einfache  Unterzeichnende  haben  sich  neben  vielen  linken
Politiker_Innen  wie  Gysi,  auch  manche  von  rechts  gemeldet.  Besondere
Aufmerksamkeit hat dabei Chrupalla erregt, wovon sich Wagenknecht jedoch
schnell  distanziert  hat.  Auch dass  irgendwelche  Bundeswehrgeneräle  die
Petition  unterschreiben,  überrascht  nicht,  da  es  ja  keine  allgemeine
antimilitaristische  Kritik  an  der  Aufrüstung  des  deutschen  Imperialismus



darstellt, sondern ihm nur eine andere strategische Ausrichtung vorschlägt.
Daneben finden sich unter den Unterzeichner_innen jedoch auch einzelne
Mitglieder linker Parteien und Gewerkschaftsfunktionäre.

Die öffentlichen Reaktionen auf das Manifest sind extrem schnell eskaliert
und gehen weitestgehend in 3 Richtungen: Die einen kritisieren den Aufruf
politisch als „naiv“ bis „verlogen“ und fordern eine weitere Eskalation und
Waffenlieferungen. Die anderen kritisieren die Offenheit nach rechts und die
(mögliche)  Etablierung eine  Querfront,  während man den aufgeworfenen
Fragen meist aus dem Weg geht. Die letzten verteidigen ihre Zustimmung
und die Wichtigkeit des Themas. Diese Zerrissenheit geht auch durch die
Linkspartei selbst.

Aber was ist mit der Kundgebung?
Das  Manifest  steht  unter  dem  tragischen  ersten  Jahrestag  des
Ukrainekrieges, welcher auf den kommenden Freitag fällt. Anlässlich dessen
findet am Samstag in Berlin die Kundgebung „Aufstand für Frieden“ statt, die
gewissermaßen die Versammlung des Manifestes ist. Allseits wird erwartet,
dass  das  die  größte  Friedensaktion  an  diesem Wochenende  wird,  wofür
sowohl  die  große  Zahl  der  Petitionsunterschriften  spricht,  als  auch  die
bundesweite  Anreise  aus  vielen  Städten.  Es  besteht  die  berechtigte
Hoffnung, dass die Mobilisierung von sozialdemokratischen bis bürgerlich-
pazifistischen Kräften dominiert ist. Jedoch müssen wir an dieser Stelle über
den Elefanten im Raum sprechen: Was ist eigentlich mit der Gefahr rechter
Unterwanderung?

Von Seiten der Veranstalter_Innen gibt es keinen Grund, davon auszugehen,
dass jemand von der AfD einen Redebeitrag bekommt und es  wurde im
Aufruf verboten, rechtsextreme Symbolik zu tragen. Wagenknecht selbst hat
auch beteuert, dass bekannte rechte Persönlichkeiten nicht erwünscht seien
und dass man sich von rechts distanziere, aber Lafontaine hat das wieder
dementiert („Alle sind eingeladen“).

Und das  hat  nun  eine  Mobilisierung  in  rechten  Kreisen  losgetreten,  als
einfache  Teilnehmer_Innen  an  der  Kundgebung  teilzunehmen.  Und  es



besteht die berechtige Sorge, dass auch eine relevante Menge auftaucht und
diese sich nicht an das Verbot von rechten Symboliken halten werden. Die
Rechten  wollen  das  Thema  des  Krieges  weiterhin  dominieren  und  die
Vermutung  liegt  nahe,  dass  sie  durch  ihr  offenes  Auftreten  linke  Teile
verscheuchen wollen. Dies hätte ganz einfach verhindert werden können,
indem der Aufruf jeder deutschen Aufrüstung und jedem Kriegseifer eine
Absage erteilt  hätte.  Letztendlich ist  es schwierig zu überprüfen, wessen
Geistes Kind man ist,  wenn man keine rechte Symbolik trägt oder keine
bekannte rechte Persönlichkeit gibt. Aber falls das der Fall ist, fordern wir
die  Ordner_Innen  und  umstehenden  Personen  auf,  diese  rigoros  der
Veranstaltung zu verweisen! Dennoch ist es zum jetzigen Zeitpunkt nicht
absehbar, wie relevant rechte Kräfte auf der Kundgebung sein werden und
wenn es sich nur um Vereinzelte handelt, besteht auch die gute Hoffnung,
dass diese isoliert werden können. Das bleibt aber zum jetzigen Zeitpunkt
noch abzuwarten.

Wie sollten Revolutionär_Innen also damit nun
umgehen?
Trotz  der  Schwächen  des  Aufrufs  und  dem  Risiko  einer  rechten
Unterwanderung würden wir eine offen-kritische Teilnahme an dem Protest
vorschlagen,  um  eine  internationalistische  und  klassenkämpferische
Perspektive hineinzutragen und für Interessierte einen linken Pol zu bilden.
Das Manifest muss ganz klar abgelehnt werden, während gleichzeitig das
sich versammelnde Potenzial  zum Aufbau einer auf die Klasse (nicht das
Volk) gestützten Anti-Kriegsbewegung genutzt werden sollte. Es besteht eine
begründete  Hoffnung,  dass  dort  viele  sozialdemokratische  Menschen
auftauchen werden und diese von so einer Perspektive überzeugbar sind.
Außerdem ist die Frage der kriegerischen Eskalation eine wirklich wichtige,
potentiell  lebensentscheidende Frage unserer Zeit,  worauf unbedingt eine
linke Antwort formuliert  werden muss und wir dafür auch zu den Orten
gehen müssen, an denen sie diskutiert werden. Außerdem ist mit jeder linken
Person das Kräfteverhältnis etwas besser, Rechte von der Kundgebung zu
schmeißen!



Im  nächsten  Schritt  gilt  es  denjenigen  Menschen,  die  sich  aktuell  vom
deutschen Kriegseifer abwenden, eine Perspektive vorzuschlagen, die sich
auf  die  Klasse  und  nicht  auf  den  deutschen  Imperialismus  stützt.  Ein
wichtiger Schritt  dafür ist  es,  sich an den DGB und seine Mitglieder zu
richten.  Zehntausende Menschen befinden sich in Deutschland gerade in
Tarifkämpfen. Lasst uns diese Kämpfe miteinander verbinden.

Wir wollen 100 Milliarden für den öffentlichen Dienst, für die Post
und für unsere Schulen, statt für die Bundeswehr!
Polit ische  Streiks  und  Massendemonstrationen  gegen
Waffenlieferungen, NATO-Truppenverlegungen und Sanktionen sowie
für die Öffnung der Grenzen!
Sofortiger  Abzug  der  russischen  Armee!  Solidarität  mit  der
ukrainischen  Bevölkerung,  Anerkennung  ihres  Rechts  auf
Selbstverteidigung  gegen  die  Invasion!

Schwarze  Zeiten?  Die  Berliner
Wahlen und ihr Ausgang
Wilhelm Schulz/Martin Suchanek, Februar 2023,  zuerst erschienen in der
Infomail der Gruppe Arbeiter:innenmacht

Die CDU geht als klare Siegerin aus der Berliner Abgeordnetenhauswahl vom
12. Februar hervor. Erstmals seit 1999 wurde sie zur stärksten Partei in der
Stadt und konnte ihren Stimmenanteil deutlich auf 28,2 % steigern, was ein
Plus vom 10,2 % gegenüber 2021 bzw. von 10,6 % verglichen mit  2016
bedeutet.  Die  einzige  andere  Partei,  die  einen  leichten  Stimmengewinn
verbuchen kann, ist die AfD mit 9,1 % und einer Steigerung um 1,1 % zu
2021.

Die  Regierungskoalition  aus  SPD,  Grünen  und  Linken  hat  geschlossen
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verloren und kommt auf 49 %, ein Verlust um 5,4 % zu 2021 (SPD bei 18,4 %
und -3 %, Grüne ebenfalls bei 18,4 % und -0,5 %, LINKE bei 12,2 % und
-1,9 % zu 2021). Die FDP fällt unter die undemokratische 5 %-Hürde, verliert
2,5 % und kommt nur noch auf 4,6 %. Sie muss somit das Abgeordnetenhaus
verlassen – also wenigstens eine erfreuliche Nachricht.

Der Wahlgewinn der Union war zwar im Vorfeld abzusehen, ist aber dennoch
deutlicher als von vielen erwartet. Vor allem aus zwei Parteien erhielt sie
dabei Stimmengewinne: 60.000 von der SPD und 37.000 von der FDP. Auch
interessant sind die Zahlen von jeweils 21.000 Stimmenwanderungen von
den sog. Kleinstparteien und Nichtwähler_Innen. Daneben gewann sie 17.000
Stimmen von den Grünen, 12.000 von der AfD und 11.000 von der LINKEN.
Bei den Erststimmen konnte die Union ihre gewonnenen Wahlkreise mehr als
verdoppeln. Sie gewann 48 von 78, 2021 waren es 21. Die SPD stürzte von 25
auf  4  Wahlkreise  ab.  Daneben:  Die  Stimmendifferenz zwischen SPD und
Grünen  beläuft  sich  anscheinend  auf  105,  weshalb  eine  Neuauszählung
wahrscheinlich ist.

Der  Erfolg  der  CDU ist  darauf  zurückzuführen,  dass  sie  gleich  mehrere
Stimmungen  auf  sich  fokussieren  konnte.  Außerdem  hat  er  auch  sehr
wichtige  bundesweite  Implikationen  bzw.  setzt  Trends  fort.  Vergleichbar
sieht es um die FDP aus, wenn auch unter umgekehrtem Vorzeichen. Die
Wahlniederlage reiht sich in den Trend der vergangenen Landtagswahlen
ein.  Die  Union  konnte  sich  gegen  die  rot-grün-rote  Landeskoalition  als
Alternative präsentieren und den Unmut gegen den Senat kanalisieren.

Der Löwenanteil der Berliner_Innen ist jedoch nicht zur Wahl gegangen oder
durfte es nicht. Die Wahlbeteiligung lag bei 63 %. Gegenüber 2021 ist das ein
massiver Rückgang. Damals lag die Beteiligung aber mit 75,4 % überaus
hoch, weil sie gemeinsam mit der Bundestagswahl durchgeführt wurde. Die
63 % entsprechen hingegen dem Durchschnitt der letzten 20 Jahre. Knapp
22 % der Bevölkerung hat überhaupt kein Wahlrecht, weitere 13 % haben
das Wahlalter noch nicht erreicht. Am Dienstag, dem 14.2, tauchten auch in
Lichtenberg  noch  mehr  als  400  Briefwahlumschläge  auf.  Das  endgültige
amtliche Wahlergebnis ist nicht vor dem 17. Februar zu erwarten.



Ein Schritt nach rechts
Das „Es kann kein Weiter so geben“, das aus allen Fanfaren der Parteien
klingt, drückt die Stimmung der Wahl aus. Mit der CDU und den Grünen
haben sich zwei bürgerliche Parteien in Berlin weiter etablieren bzw. ein
sehr gutes Ergebnis von 2021 weitgehend stabilisieren können, während die
bürgerlichen Arbeiter_Innenparteien SPD und LINKE weiter an Stimmen und
Prozenten verlieren.

Auch wenn die Wahl von keinem großen Rechtsruck begleitet  wurde,  so
stabilisiert sie die Rechtsentwicklung im Abgeordnetenhaus. In diesem Licht
muss das „Es kann kein Weiter so geben“ gewertet werden, egal ob es eine
Fortsetzung von RGR, Schwarz-Rot oder Schwarz-Grün wird.

Diese Verschiebung zeigt  sich auch in  den Wahlkampfthemen.  So haben
CDU, AfD und FDP einen thematisch vergleichbaren Wahlkampf geführt,
wenn auch im Ton verschieden. Sie haben das Berliner Verwaltungsversagen
auch über die gescheiterte Wahl von 2021 hinaus ins Zentrum gestellt und
andererseits den Ruf nach Recht und Ordnung im Lichte der rassistischen
Diffamierungen rund um die Silvesternacht oder um das „Chaos“ in den
„linken“  Stadtteilen  erklingen  lassen.  Alles  klassisch  rechte  oder
rechtspopulistische  Themen.

Die Senatsparteien hatten dem im Grunde nichts entgegenzusetzen. Die SPD
versuchte sich sogar, wenn auch ohne großen Erfolg, selbst als Law-and-
Order-Partei mit Augenmaß zu inszenieren. In jedem Fall können wir davon
ausgehen, dass der nächste Senat – egal wie er zusammengesetzt sein wird –
die Polizei, deren Mittel und Befugnisse unter dem Vorwand der Bekämpfung
von „Clankriminalität“ und „linken Chaot_Innen“ massiv stärken wird. Wir
können annehmen, dass die ohnedies oft  eher symbolischen und letztlich
zweitrangigen Reformen unter RGR faktisch kassiert werden sollen.

Daneben stand Mobilität im Zentrum, wobei die drei Parteien sich für die
Aufrechterhaltung Berlins als Autostadt mitsamt der Fortsetzung des Baus
der  A100  ausgesprochen  haben.  Insgesamt  wurde  die  Koalition  als
handlungsunfähig  beschrieben und das  trotz  einer  LINKEN,  die  bei  den



Koalitionsverhandlungen  ihre  Beteiligung  an  der  Regierung  über  ihr
Programm  stellte.

Im Jahr 2021 war die Wohnungsfrage noch das zentrale Thema der Wahl. Das
aktuelle Ergebnis könnte vermutlich der letzte parlamentarische Todesstoß
für  den Volksentscheid  von „Deutsche Wohnen und Co.  enteignen“ sein,
solange  dessen  strategische  Orientierung  weiterhin  auf  parlamentarische
Mehrheiten ausgerichtet ist statt des Aufbaus einer klassenkämpferischen
Mieter_Innenbewegung  in  den  Häusern,  auf  den  Straßen  und  in  den
Betrieben.  Inwiefern  die  möglichen  Handlungsempfehlungen  der
Verschleppungskommission  (offiziell:  Expert_Innenkommission)  noch  im
Senat Zustimmung finden werden, steht in selbigem fragwürdigen Licht. Und
das  obwohl  Kai  Wegner  (CDU-Spitzenkandidat)  deutlich  als  Feind  der
Mieter_Innen hätte demaskiert werden können. Er war damals im Bundestag
einer von denen, die gegen den Berliner Mietendeckel geklagt haben. Die
Berliner CDU wurde in den vergangenen Jahren massiv durch Parteispenden
von der Immobilienlobby unterstützt.

Doch, wie es in der Presse so oft heißt, bleibt unklar, ob Wegner nicht ein
„König ohne Land“ bleibt, also keine_n Koalitionspartner_In finden könnte,
da sowohl SPD als auch Grüne sich für die Fortsetzung von Rot-Grün-Rot
ausgesprochen haben. Außerdem fürchten diese zu Recht,  dass sie unter
CDU-Führung zum Anhängsel der Konservativen würden.

Die Sondierungsgespräche, die SPD und Grüne nun mit der Union führen
werden, könnten beide zur Durchsetzung ihrer Ziele in einer Drei-Parteien-
Koalition verwendet werden. Eine schwarz-grüne Koalition scheint zwar am
unwahrscheinlichsten, wenn man sich die konträren Wahlkampfthemen und
die beidseitige Rhetorik anschaut, hätte aber eine starke Wirkung auf die
Bundespolitik und könnte ein etwaiges Scheitern der Ampel vorbereiten, in
der sich die Grünen und nicht die FDP als verlässlichere Partner_Innen für
eine etwaige CDU-geführte Regierung präsentieren.

Und die LINKE?
Auch sie hat verloren. Einerseits zwei von sechs Direktmandaten, die jeweils



an die CDU verlorengingen. Generell hat die CDU bis auf zwei Wahlkreise
der  AfD  alle  Außenbezirke  gewonnen,  während  die  Innenstadt  grün  ist
(Zweitstimmen). Vergleichbar ist es auch bei der Altersstruktur. Die Grünen
sind  die  stärkste  Kraft  unter  35  Jahren  und die  CDU bei  den  über  45-
Jährigen. Die Lützerath-Räumung, die die Grünen mitverantworten, hat hier
also  keinen  signifikanten  Einfluss  auf  das  Wahlergebnis  genommen.  Die
LINKE sieht sich somit einer Verringerung ihres Einflusses gegenüber. Auch
wenn  sie  in  allen  Bezirken  verloren  hat,  lässt  sich  ein  deutlicherer
Stimmrückgang  in  ihren  alten  Ostberliner  Stimmbezirken  verbuchen,
während sie sich im Stadtzentrum relativ gefestigt hat. Am deutlichsten zeigt
sich dies im sonst so roten Köpenick, das nun tiefschwarz überzogen ist. Im
Verhältnis zum Bundestrend bleibt Berlin jedoch eine Hochburg der LINKEN.
Dass  die  verschiedenen  brennenden  sozialen  Fragen  wenig  im  Zentrum
standen und die LINKE dies nicht auffangen konnte, wird deutlich, wenn wir
sehen,  dass  die  Partei  seit  2001  an  der  Landesregierung  ist,  mit  einer
Ausnahme von 2011 bis 2016.

Katja  Kipping  warb  bereits  wenige  Minuten  nach  den  ersten  amtlichen
Hochrechnungen  für  eine  Fortführung  von  Rot-Grün-Rot  und  war  damit
vermutlich die erste öffentliche Fürsprecherin. Es bleibt abzuschätzen, wie
stark  das  Lager  gegen  die  Regierungsbeteiligung  sein  wird.  Angesichts
dessen, dass beispielsweise die oppositionelleren Bezirke wie Neukölln und
Mitte  verhältnismäßig  gute  Ergebnisse  erzielten,  sind  die  Möglichkeiten
dafür  verbessert,  wie  die  Basis  für  die  Nebelkerze  des  „rebellischen
Regierens“ sichtbar geschwächt ist. Andererseits konnte dieses Doppelspiel,
einerseits Teil der Regierung zu sein, sich andererseits auf die Seite des
Sozialprotests  zu stellen,  in  keiner gesteigerten Unterstützung münden –
zwei Wege, die sich offensichtlich entgegenstehen.

Nach  der  Abgeordnetenhauswahl  im  Jahr  2021  war  das  größte
Schreckgespenst  in  den  Reihen  der  LINKEN  die  Möglichkeit  einer
Ampelkoalition auf Berliner Ebene. Mit diesem Argument wurden weite Teile
des Programms in den Koalitionsverhandlungen aufgegeben. Es droht, dass
mit selbigem erneut in Koalitionsverhandlungen eingestiegen werden soll.

Natürlich wäre es leichfertig, ja albern zu sagen, dass eine CDU-geführte



Regierung überhaupt keinen Unterschied für die Bevölkerung ausmachen
würde. Zweifellos würden Wegner und Co. eine solche Situation nutzen, um
ihr Law-and-Order-Programm durchzuziehen, wenn auch vielleicht mit etwas
grüner oder sozialer Tünche für eine jeweilige Koalitionspartnerin.

Doch das würde nur einen weiteren Zerfallsprozess befördern. DIE LINKE
würde sich an einer solchen Regierung ebenso wie die Restbestände des
linken  SPD-Flügels  einfach  selbst  überflüssig  machen  und  eine  CDU-
Regierungsübernahme  bloß  hinauszögern.

Zudem zeigt die Erfahrung mit dem RGR-Senat (wie vordem mit den rot-
roten  Senaten),  dass  diese  selbst  zur  Verschleppung  und  Sabotage
demokratischer  Entscheidungen  wie  der  Enteignung  der  großen
Immobilienhaie bereit sind. Nachdem DIE LINKE den Volksentscheid schon
in der letzten Koalition nicht durchsetzen konnte, ist natürlich kindisch zu
denken,  dass  eine  geschwächte  Partei  und  ein  geschwächter  Senat
ausgerechnet  jetzt  die  Konfrontation  mit  dem  Kapital  suchen  werden.

Daher müssen aber auch die Gegner_Innen eine Regierungsbeteiligung in
der  LINKEN  jetzt  aufstehen.  Schließlich  haben  sie  sich  in  der  letzten
Legislaturperiode auch nicht mit Ruhm  bekleckert, sondern nur so getan, als
hätten sie mit dem Senat nichts zu tun – und haben doch umgekehrt „ihrer“
Partei keine Steine beim Regieren in den Weg gelegt.

Gerade  die  linken  Bezirke  wie  Neukölln  und  Mitte  sowie  alle  anderen
Gegner_Innen einer weiteren Regierungsbeteiligung müssen sich jetzt offen
gegen  die  Regierungssozialist_Innen,  gegen  die  Giffey-Freund_Innen  um
Schubert, Lederer und Kipping formieren. Ein erster Ausgangspunkt dessen
könnte eine Einberufung einer öffentlichen Konferenz des linken Flügels der
Partei sein. Bereits als Folge der letzten Sondierungen gab es erste Ansätze
zum Aufbau einer solchen Opposition, jedoch verpuffte die Organisierung
dieser Ansammlung von Parteimitgliedern, sobald die Abstimmung für die
Beteiligung an der Koalition innerhalb der LINKEN vorüberging.

Die Linken in der LINKEN stehen vor der Aufgabe, den Widerstand gegen die
Fortsetzung von Rot-Grün-Rot zu organisieren und um die Ausrichtung der



Partei zu kämpfen. Angesichts ihrer bundesweiten Krise dürfen sie dabei vor
einem organisierten Kampf nicht weiter zurückschrecken – und das heißt
auch nicht vor einem kommenden, im Grunde unvermeidlichen organisierten
Bruch mit ihr.

Solidarität  mit  Brokkoli:
Springer enteignen!
Das frisch angebrochene Jahr 2023 versucht es direkt in seiner ersten Woche
gleich mal damit, in die Charts der absurdesten Twitter-Tage zu kommen:
Der  rechtskonservative  Chefredakteur  der  Springer-Tochter  WeltN24  Ulf
Poschardt  ist  wohl  am  05.01.  auf  seinem  Streifzug  durch  Twitter  nach
„rotgrüner  umerziehungsfolklore“[1]  auf  das  Video-Statement  unseres
Genossen  Brokkoli  gestoßen.  Mit  einem  lächerlich-populistischen  Tweet
versucht er nun seine Armee aus rechten Trollen, Incels und Polizei-Fanboys
auf uns zu hetzen[2].

Das Videostatement,  auf  das sich Ulf  bezieht,  haben wir  gemeinsam mit
Genoss_innen des „Revolutionären Bruchs“ veröffentlicht.  Darin rufen wir
dazu auf, auf der gleichnamigen Konferenz um die Frage des Antirassismus
zu  diskutieren,  da  die  Berliner  Linkspartei  sich  im  Wortlaut  zwar  oft
antirassistisch gibt,  praktisch als  Teil  der  Berliner  Landesregierung aber
Abschiebungen  bewilligt  und  migrantischen  Communites  das
Demonstrationsrecht verweigert.  Über 600 Menschen waren in Berlin im
letzten Jahr von Abschiebungen betroffen. Sogar das im Koalitionsvertrag
festgeschriebene  Verbot  von  nächtlichen  Abschiebungen  wurde  immer
wieder missachtet.  Durchgeführt  werden diese Abschiebungen von einem
Polizeiapparat, dessen struktureller Rassismus schon lange kein Geheimnis
mehr ist und der seinen blutigen Höhepunkt in der Ermordung von Oury
Jalloh und Mouhamed Dramé gefunden hat. Diese Polizei will der Senat nun
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mit  Elektro  Tasern  und  einer  neuen  Racial-Profiling-Wache  am  Kotti
ausstatten. Für den rechtskonservativen Ulf ist das natürlich kein Problem.
Er sieht das Problem eher darin, dass Brokkoli einen ACAB-Hoodie trägt und
den Palästinenser_innen ein Selbstbestimmungsrecht zugesteht.

Im  Mai  letzten  Jahres  wurde  in  Berlin  anlässlich  des  Nakba-Tages  (ein
Gedenktag  zur  Vertreibung  von  über  700  000  Palästinenser_innen)  ein
gerichtliches Demonstrationsverbot erlassen. Die geplanten Demonstrationen
wurden  pauschal  als  antisemitisch  verunglimpft  und  das,  obwohl  die
Veranstalter_innen  sich  mehrmals  klar  gegen  Antisemitismus  auf  ihren
Aktionen positioniert haben. In der Debatte um das Demonstrationsverbot
wurde dabei immer wieder auf rassistische Stereotype von „emotionalisierten
Arabern“ (ähnlich wie wir sie aktuell in der Debatte um das Böller-Verbot
hören müssen) Bezug genommen. Damals wie heute verurteilen wir diese
rassistische Einschränkung des Grundrechts auf Versammlungsfreiheit. Ulf
verdreht  diese  Kritik  in  seinem  Tweet  zu  einem  angeblichen  „linken
Antisemitismus“. Hätte er seinen Job als Journalist vernünftig gemacht und
mal kurz auf unserer Homepage recherchiert, wäre er jedoch schnell auf
unsere ausführliche Resolution zum Thema Antisemitismus[3] gestoßen und
hätte ebenfalls in unserem Programm nachlesen können, dass wir für einen
binationalen, säkularen und sozialistischen Staat im Nahen Osten eintreten,
indem  alle  Menschen  unabhängig  von  ihrer  Religion  in  Frieden  und
Gleichberechtigung  miteinander  leben  können[4].

Gründliche  Recherche  und  Quellenbelege  scheinen  jedoch  nicht  das
Steckenpferd von Ulf Poschardt zu sein. So wurde er bereits im Jahre 2000
als Chefredakteur beim Magazin der Süddeutschen Zeitung gekündigt, weil
er dort gefälschte Interviews und Storys ungeprüft veröffentlicht hatte[5]. Ulf
scheint  es  vielmehr  als  den  Kern  seiner  journalistischen  Tätigkeit  zu
verstehen,  auf  Twitter  Aufmerksamkeit  durch  seine  chauvinistischen
Kommentare  zu  generieren.  Seine  Feinde  sind  dabei  wahlweise
Klimaaktivist_innen,  Corona-Schutzmaßnahmen,  Geflüchtete  oder  die
öffentlich-rechtlichen Medien. Aufrechte Aktivist_innen setzt er dabei mit der
islamistischen Terrormiliz Boko Haram gleich, indem er sie mit „Wokoharam“
betitelt[6].  Er selbst versteht seinen „Journalismus“ auf Twitter dabei als



„Kulturkampf“[7]  gegen „politisch korrekte  Aktivisten“.  Es  geht  ihm also
darum, Linke mit welchen an den Haaren herbeigezogenen Vorwürfen auch
immer im Sinne seines Kulturkampfes zu verunglimpfen. Wie so häufig muss
der Vorwurf des Antisemitismus auch bei Ulf als Projektionsfläche herhalten.
So inszeniert er sich als kritikloser Verteidiger einer Polizei, die sich mit
faschistischen Chatgruppen einen Namen gemacht hat: Kein Wort über deren
antisemitische Inhalte aber stattdessen große Empörung über einen Hoodie.
Wir  fragen  uns  dabei,  wie  es  eigentlich  um Ulfs  Treue  gegenüber  dem
Rechtsstaat bestellt ist, wenn er Einschränkungen des Versammlungsrechts,
Angriffe auf die Meinungsfreiheit und Verwässerungen des Rechts auf Asyl
kritiklos verteidigt.

Das Ekligste an der von Ulf angestoßenen Debatte ist jedoch, mit welcher
Verachtung und welchem Hass einem politisch aktivem Jugendlichen, der
klar politisch Stellung bezieht, begegnet wird. Dass Jugendunterdrückung ein
tief verankertes Phänomen in kapitalistischen Gesellschaften ist, sieht man
hier darin,  dass einem Jugendlichen nicht zugestanden wird,  eine eigene
politische Meinung zu haben. Nein, er sei „vor die Kamera gezerrt“ worden
oder sei „in der Pubertät“. Umso mehr bestätigt uns das darin, dass es richtig
ist,  sich in  einer  unabhängigen Jugendorganisation,  ohne Bevormundung,
unter Jugendlichen selbst zu organisieren.

Die  Heftigkeit  mit  der  die  Debatte  aktuell  auf  Twitter  geführt  wird,
unterstreicht einmal mehr, wie viel Angst Vertreter_innen der bürgerlichen
Klasse wie Ulf haben, wenn wir Jugendliche uns trauen, unsere Stimme zu
erheben. Es offenbart zugleich ihre Schwäche, wenn sie ein kurzes harmloses
Videostatement mit allen dreckigen ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln
bekämpfen  müssen.  Solidarität  mit  Brokkoli!  Dieser  Angriff  hätte  jede_n
aufrichtige_n Aktist_in von uns treffen können, denn er richtet sich nicht
spezifisch gegen Brokkoli, sondern gegen eine Jugend, die nicht länger bereit
ist, dem Kapital dabei zuzuschauen, wie es unseren Planeten zerstört. Bitte
teilt  und  verbreitet  dieses  Statement!  Insbesondere  Gliederungen  der
Linksjugend solid, sollten sich in der Verantwortung sehen, sich in dieser
Frage zwischen Ulf und dem „Revolutionären Bruch“ zu positionieren. Lasst
Ulf mit seinem Versuch „Revolution“, den „Revolutionären Bruch“ und die



Linkspartei zu diskreditieren nicht durchkommen! Kommt zur Konferenz am
14. Januar und lasst uns gemeinsam diskutieren, was wir dem Hass und der
Verachtung der herrschenden Klasse und ihrer Medien entgegenzusetzen
haben.

Abschließend möchten wir jedoch noch ein paar Worte der Dankbarkeit an
Ulf  richten: Zuerst einmal vielen Dank für die kostenlose Werbung. Eine
größere Reichweite als du sie uns geschenkt hast, hätten wir mit unseren
bescheidenen finanziellen Mitteln nicht generieren können. Ebenfalls sind
wir dir dafür dankbar, dass du uns mit der Hetze deines Springer-Verlages,
die  bereits  Rudi  Dutschke  ins  Grab  brachte,  erneut  an  einen  wichtigen
Umstand erinnerst:  Dieses rechte,  antidemokratische und imperialistische
Hetzblatt  gehört  enteignet  und  unter  demokratische  gesellschaftliche
Kontrolle  gebracht!

[ 1 ]
https://twitter.com/ulfposh/status/1611299976495366145?cxt=HHwWgoDQ2
dSyvtwsAAAA

[ 2 ]
https://twitter.com/ulfposh/status/1610921238586880000?cxt=HHwWgMDTs
ZuVktssAAAA

[ 3 ]
https://onesolutionrevolution.de/was-ist-antisemitismus-und-wie-kann-er-beka
empft-werden/

[ 4 ]
https://onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2017/07/Programm2018.
pdf

[5] https://de.wikipedia.org/wiki/Ulf_Poschardt

[ 6 ]
https://uebermedien.de/67936/was-ulf-poschardt-zuzutrauen-ist-und-was-nich



t/

[7] https://twitter.com/niggi/status/1490099359307948035

Was geht eigentlich ab?
REVOLUTION, November 2022

Auf unserer jährlichen Sektionskonferenz haben wir als gesamte deutsche
Sektion von REVOLUTION uns die Köpfe darüber heiß diskutiert, wie wir
eigentlich die Lage der Welt aktuell einschätzen. Dabei spielten Fragen wie
die Folgenden eine Rolle: Wird es einen neuen Weltkrieg geben? Was wird
aus der Inflation? Schlittern wir in die nächste Wirtschaftskrise? Gibt es ein
internationales  Roll-Back  gegen  Trans-Menschen?  Wird  die  EU  die
kommende Krise überleben? Wie ist die Lage des Kapitals in Deutschland?
Was wird aus der sogenannten „Zeitenwende“ (Olaf Scholz 2022)? Wird sich
die Linkspartei auflösen? Was waren die Probleme der Klimabewegung?

Antworten auf das alles und noch viel mehr gibt’s im folgenden Text!

Weltlage

1. Die Welt, in der wir Leben beugt sich der kapitalistischen Ordnung, welche
seit Jahren durch Krisen geprägt ist. In jedem Fall stehen wir aber an einem
Wendepunkt der Entwicklung des globalen Kapitalismus, also inmitten einer
Phase  des  globalen  Klassenkampfes,  die  entscheidenden Einfluss  auf  die
weitere Entwicklung nehmen wird – und zwar auf verschiedenen Ebenen:

2. Das weltweite Wirtschaftswachstum wird 2022 nach Schätzungen des IWF
wahrscheinlich nur 3,6% betragen. Die Prognose musste wegen der Inflation,
den Lockdowns in China und dem Ukrainekrieg gegenüber Januar 2022 um
0,8 % gesenkt werden. Besonders betroffen von dieser Entwicklung ist die
EU. Für 2023 rechnet der IWF nur noch mit einem Wachstum von 3 %,
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allerdings auch nur unter der Voraussetzung, dass sich der Ukrainekrieg
nicht ausweitet, es in China weniger Lockdowns gibt und auch sonst keine
neuen Konflikte und Krisen ausbrechen. Für ein Drittel aller Länder (vor alle
europäischen Länder,  allen  voran Deutschland)  sagt  der  IWF sogar  eine
Rezession (also ein Schrumpfen der Wirtschaft in zwei aufeinanderfolgenden
Jahresvierteln)  voraus.  Wir stehen also anscheinend vor einer Stagflation
(einer Kombination aus stagnierendem Wirtschaftswachstum und Inflation).
Wenn  weitere  Krisen  (politisch,  gesundheitlich,  wirtschaftlich  usw.)
ausbrechen oder sich die bestehenden verstärken, kann die Weltwirtschaft
schnell in eine ausgewachsene Rezession rutschen.

3. Eine gemeinsame Antwort der führenden imperialistischen Mächte auf die
globale  ökonomische  Krise  kann,  anders  als  nach  der  großen
Finanzmarktkrise  2008  und  der  darauffolgenden  Rezession,  faktisch
ausgeschlossen  werden.

4. Das verschärft nicht nur die zyklische ökonomische Krise in einzelnen
Staaten, sondern auch die innerimperialistischen Gegensätze, die Tendenzen
zur  „Deglobalisierung“,  zur  Fragmentierung  des  Weltmarktes,  zur
Blockbildung sowie zur Abwälzung der Krisenkosten auf die halb-koloniale
Welt. Der Krieg um die Ukraine und die wechselseitigen, beide Seiten massiv
treffenden  Sanktionen  wirken  krisenverschärfend,  sowie  die  Krise  die
gegenseitige  Konkurrenz  und  die  Kriegsgefahr  erhöht.  

5. All dies befeuert die katastrophenhafte Zuspitzung weiterer grundlegender
Probleme der Menschheit, vor allem die ökologischen Katastrophen (nicht
nur Klima, sondern auch andere wie Artensterben) und die Probleme der
kapitalistische Landwirtschaft in Bezug auf ökologische und soziale Grenzen.
Die Pandemie, die Millionen Tote gefordert hat, sowie die Hungerkrise und
die  drohende  Vertreibung  von  einer  Milliarde  Klimaflüchtlingen  im
kommenden Jahrzehnt sind Ausdruck dieser Entwicklung. Die Kombination
aus der ökonomischen Krise und dem innerimperialistischen Kampfes um die
Neuaufteilung  der  Welt  wird  die  Krise  des  Verhältnisse  zwischen  der
Menschheit und dem Planeten weiter massiv verschärfen.

6 .  Die  Kr ise  geht  notwendigerweise  mi t  Angr i f fen  auf  d ie



Arbeiter:innenklasse, die Bauernschaft, die Jugend, die unteren und ärmeren
Teil  des  Kleinbürgertum  und  der  Mittelschichten  einher.  Heute  stehen
Preissteigerungen und Inflation im Zentrum der Angriffe auf die Einkommen
und Lebensbedingungen der Massen. Mit der Entwicklung der Krise könnte
dies  jedoch  in  Deflation  umschlagen,  die  mit  Massenentlassungen,
Betriebsschließungen, Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung einhergehen,
wie diese heute schon für bedeutende Teile der Halbkolonien gilt.  

7.  Auch  wenn  die  Weltwirtschaftskrise  2008-2010  etliche  vor  allem
Halbkoloniale Länder,  wie Griechenland,  in den Ruin trieben,  konnte die
imperialistische  Bourgeoisie  durch  eine  Politik  des  billigen  Geldes  dem
entgegenwirken.  Dies  führte  zu  einer  Begrenzung  des  eigentlich
notwendigen Vernichtens überschüssigen Kapitals in den imperialistischen
Zentren und konnte das Finanzkapital schützen. Mit der Corona Pandemie
verschärfte sich die schon vorher aufkommende neue Krise, denn durch die
Pandemie  kam  es  zu  einen  massiven  Produktionseinbruch,  welches  die
Länder mit voller Wucht traf. Jedoch sind beide Krisen nicht gleich zu setzen.
So haben sich die Gewichte der Weltwirtschaft weiter verschoben, welches
auch zu einer Verschiebung innerhalb der globalen Konkurrenz führte und
den damit einhergehenden Kampf um die Neuaufteilung der Welt.

8. Dies sind leider auch keine guten Umstände für die Arbeiter_Innenklasse,
denn  auch  hier  befinden  wir  uns  vor  einer  anderen  Lage  als  nach  der
Weltwirtschaftskrise  2008-10.  Nach der  damaligen Krise  befand sich  die
Bourgeoisie in einer ideologischen Defensive. Die arabischen Revolutionen
und  die  vor-revolutionäre  Zuspitzung  in  Griechenland  verdeutlichten  das
Potential einer Wende im Klassenkampf und stellten über mehrere Jahre eine
Inspiration der Arbeiter_Innenklasse und der Massen weltweit dar. Deren
Ansturm erfolgte trotz einer schon damals tiefen Krise und verdeutlicht, das
spontan revolutionäre Potential der Arbeiter_Innenklasse – aber auch dessen
Grenzen. Die Niederlagen dieser Bewegungen offenbarten nicht nur die Tiefe
der  Führungskrise  des  Proletariats,  sie  hatten,  zusammen  mit  anderen
wichtigen  Niederlagen)  auch  nachhaltige  globale  Auswirkungen  auf  die
Moral,  Kampfbereitschaft  und  das  Bewusstsein  der  Arbeiter_Innenklasse.
Dies  hat  heute  noch  eine  große  Auswirkung  auf  die  Kämpfe  der



Arbeiter_Innen, und dessen Auswüchsen. Wir können immer mehr erkennen,
dass viele einer politischen Alternative zwischen populistischen Rechten und
„demokratischer“ Mitte hinterher laufen. Auch wenn wir in dem letzten Jahre
mehrere  kämpferische  und  spontane  Bewegungen  erkennen  konnten
(Frauenstreiks, BLM), waren auch diese stark geprägt durch kleinbürgerliche
und  neo-reformistische  Ideen  Identitätspolitik,  Individualismus,
Linkspopulismus,  Transformationsstrategie).

9. Das Blatt kann sich jedoch schnell wenden. Mächtige Streikbewegungen in
England  und  auch  in  Frankreich  zeigen,  wie  schnell  sich  die
Arbeiter_Innenklasse aufraffen und als Macht auftreten kann (ohne dadurch
natürlich schon die  Führungskrise  zu lösen).  In  Russland gab es  bereits
Proteste gegen den Krieg und die Zwangsrekrutierungen. Im Falle Russlands
besteht dabei die Aufgabe die „liberale“ bürgerliche Opposition als kaum
bessere Alternative zu Putin zu entlarven. In der Halbkolonialen Welt machen
die Proteste im Iran momentan die meisten Hoffnungen. Eine Revolution
hätte Auswirkungen auf die kurdische Frage, auf die national unterdrückten
Belutschen, welche im Iran und in Pakistan leben, aber auch auf die Lage der
Frauen  in  Afghanistan,  um  nur  die  direktesten  Einflüsse  auf  die
Nachbarländer zu nennen. Sicher ist, dass uns auch in der Zukunft noch
weitere spontane Massenmobilisierungen und Kämpfe erwarten werden, auf
welche  wir  nicht  nur  reagieren  müssen,  sondern  durch  Interventionen
versuchen müssen diese mit anzuleiten und in eine revolutionäre Richtung zu
bewegen.

Weltwirtschaftslage

10. Die Globalisierungsperiode, die Anfang der 1990er Jahre begann, hat den
Kapitalismus zweifellos auf einer qualitativ neuen Ebene internationalisiert.
Die  Produktion,  die  Dienstleistungen,  der  Handel,  die  Finanzströme,  die
Kommunikation  und  die  Wissenschaft  haben alle  ein  neues  Niveau  der
internationalen  Organisation  erreicht,  das  auf  den  Fortschritten  der
P r o d u k t i v k r ä f t e  u n d  e i n e r  I n t e r n a t i o n a l i s i e r u n g  d e r  
WeltArbeiter_Innenklasse beruht und eine expansive Bewegung der globalen
Kapi ta lakkumulat ion  ermögl icht .  D iese  neue  Per iode  der
Kapitalakkumulation setzte eine Wiederherstellung der Profitraten in den



imperialistischen  Zentren  als  Ergebnis  wesentlicher  Niederlagen  der
jeweiligen  Arbeiter_Innenklassen  voraus.  Diese  ermöglichten  die
Deregulierung  der  Arbeitsbedingungen,  Offshoring,  Investitionen  in
privatisierte  Sektoren,  eine  Ausweitung  des  Welthandels,  den  Aufbau
internationaler Produktionsketten usw. Unterstützt wurde dies durch eine
massive Expansion neuer Formen des Finanzkapitals, das neu gegründete
globale  Unternehmen  dominiert  und  eine  verstärkte  Kontrolle  über
Industrien und Nationalstaaten ausübt. Während diese Finanzkonzerne als
internationale Agenturen agieren, ist die Quelle des von ihnen investierten
Kapitals  immer  noch  überwiegend  die  imperialistische  Bourgeoisie
Nordamerikas, die reichen europäischen Länder und in geringerem Maße die
neue Bourgeoisie in China und Russland.

11.  Nach  der  schwachen  Erholung  nach  der  „Corona“-Rezession,  den
überraschend niedrigen Wachstumsraten in China, der tiefen Krise mehrerer
„Schwellenländer“  und  den  wirtschaftlichen  Schockwellen  nach  dem
Ukraine-Krieg kommt die Mehrheit der Wirtschaftskommentatoren zu dem
Schluss, dass die Weltwirtschaft erneut auf eine globale Rezession zusteuert

12.  Dies  ist  nicht  nur  auf  zufällige  oder  kontingente  globale  Ereignisse
zurückzuführen  (Corona,  Ukraine-Krieg).  Diese  Ereignisse  trafen  die
Weltwirtschaft zu einem Zeitpunkt, an dem die eigentlichen Tendenzen zur
Wirtschaftskrise bereits akut waren und die Endphase der Globalisierung
ankündigten. Der globale Kapitalismus war nicht in der Lage, die Pandemie
auf der notwendigen globalen Ebene zu bewältigen, was ihre wirtschaftlichen
und sozialen Folgen hinauszögerte. Dadurch das der Kapitalismus scheiterte
internationale Institutionen zu schaffen,  führte dies zu einem Widerspruch
zwischen  den  realen  staatlichen  handlungsmöglichkeiten  un  den
„demokratischen“  Versprechen  des  bürgerlichen  parlamentarismus.  Dies
trug auch in den imerpialistischen Staaaten dazu bei, dass es zu einer Krise
der Demokratie kam.

13.  Die  zunehmende Konkurrenz  zwischen den imperialistischen Blöcken
führte zu politischen und bewaffneten Konfrontationen  zwischen ihnen – und
damit  zu  einer  weiteren  Vertiefung  der  wirtschaftlichen  Krise  der
Globalisierung. Diese kontingenten Ereignisse dienten also als Katalysatoren,



die die Krisentendenzen noch schneller und tiefer wirken lassen, so dass die
kommende  Rezession  die  Frage  aufwerfen  wird,  wie  eine  kapitalistische
Weltwirtschaft nach dem Ende der aktuellen Periode neu gestaltet werden
kann.  In  den immer mehr miteinander  konkurrierenden imperialistischen
Staaten zählt Europa aktuell zu den schwächeren Teilen der Herrschenden.

14. Vor allem nach der Weltwirtschaftskrise 2008-10 konnte noch damals das
deutsche Kapital  die EU als Instrument für den Aufbau eines Systems von
Produktionsketten  in  Ost  und  Südeuropa  nutzen,  während  das  britische
Kapital zusammen mit dem US amerikanischen Finanzsektor vor allem daran
interessiert  war,  sich  finanzielle   Investitionsmöglichkeiten  in  Europa  zu
sichern. Frankreich und Deutschland förderten die „Lissabon-Agenda“, die
Perspektive der EU als wichtiger Konkurrent im imperialistischen  System.
Dies  erforderte  jedoch  ein  stärkeres  Bündnis  mit  dem  russischen
Imperialismus, um sowohl dessen große Energie- und Rohstoffmonopole als
auch  die  großen,  mit  Russland  verbundenen  Märkte  in  Zentralasien  zu
nutzen.  Russland,  das  aufgrund einer  schleppenden Weltwirtschaft  unter
niedrigen  Energiepreisen  litt,  wandte  sich  einer  noch  autoritäreren  und
aggressiveren Politik zu, um das Regime zu stabilisieren. In der Zwischenzeit
verließen  sich  die  osteuropäischen  Länder  mehr  und  mehr  auf
rechtspopulistische Regime als Sicherheitsventil gegen soziale Unruhen. Die
meisten von ihnen lehnten auch die“schwache Position“ von Berlin und Paris
gegenüber Russland ab und orientierten sich stark an den USA und deren
NATO-Präsenz in Europa.  Schließlich war der Brexit  ein weiterer Schlag
gegen  den  Aufbau  eines  starken  „europäischen  Wettbewerbers“  auf
denWeltmärkten. Angesichts dieser politischen Rahmenbedingungen ist es
nicht  verwunderlich,  dass  Europa  in  den  2010er  Jahren  bei  den
Wachstumsraten,  der  Kapitalproduktivität,  den  Anteilen  ihrer
Großunternehmen  und  der  Fähigkeit,  mit  Krisensituationen  umzugehen,
hinter China und den USA zurückfiel.

15. China, welches noch Anfang des 20. Jahrhunderts zu den „aufsteigenden“
Ländern  gehörte,  hat  im  21.  Jahrhundert  die  Konkurrenz  um  die
Welthegemonie der USA strittig gemacht.  Aber auch in China gelten die
Gesetze  der  kapitalistischen Akkumulation.  Als  dynamischster  Faktor  der



Weltwirtschaft in den 2010er Jahren mit einem immer höheren Ausmaß an
kapitalistischer  Rationalisierung  ist  es  daher  nicht  verwunderlich,  dass
China  die kapitalistische Volkswirtschaft war, die den charakteristischsten
Rückgang der Profitraten aufwies, insbesondere nach 2015, verbunden mit
einer Verlängerung des Wachstums der absoluten Profitmassen – und damit
einer Fortsetzung der hohen Wachstumsraten für einige Zeit.  Dies führte
zwangsläufig  zu  einer  Überakkumulation,  was  sich  in  wachsenden
Schwierigkeiten  im  Verhältnis  von  Neuinvestitionen  zum  bestehenden
Kapitalstock zeigt. Die Schwierigkeiten bei der Finanzierung von weiterem
Wachstum und Investitionen in einem politischen Wirtschaftssystem, das von
hohen  Wachstumsraten  ausgeht,  führten  zwangsläufig  zu  Problemen  im
fragilen  Finanzsystem,  die  sich  in   mehreren  Blasen-Krisen  äußerten.
Staatliche Eingriffe konnten das System zwar bisher stabilisieren, führten
aber zu höheren Spannungen zwischen Bourgeoisie und Staatsapparat, die
nur durch eine zunehmend autoritäre Form des Bonapartismus an der Spitze
des Staates beruhigt werden können. Je mehr die kapitalistische Krise an die
Oberfläche kommt,  desto aggressiver muss dieser Bonapartismus auf  die
inneren und äußeren Spannungen reagieren. Vor allem die strikten Corona-
Maßnahmen  im  Land  mit  Lockdowns  in  mehr  als  45  Städten  in  den
vergangenen Monaten führte zu einer weiteren Schwächung der Wirtschaft.

16. Diese Analyse zeigt, dass wir weit davon entfernt sind, uns in einer neuen
Periode der steigenden Kapitalakkumulation zu befinden. Die nächsten Jahre
werden weiterhin von der Krise des gegenwärtigen Akkumulationsregimes
geprägt  sein.  Anders  als  zu  Beginn  der  Globalisierung  gibt  es  keine
entscheidenden neuen Niederlagen der Arbeiter_Innenklasse,  die zu noch
höheren  Ausbeutungsraten  führen  könnten.  Die  Profitraten  aller
imperialistischen Volkswirtschaften haben sich auf einem niedrigen Niveau
angeglichen. China ist selbst eher zu einem Krisenfaktor als zu einem Motor
der globalen Akkumulationsdynamik geworden. Alle Krisenfaktoren: Energie
und Ökologie,  Pandemie,  Verschuldung,  Inflationsgefahr,  Zusammenbruch
von Zombie Unternehmen, die aussichtslose Krise fast aller halbkolonialen
Regionen,  insbesondere der  Absturz  der  Schwellenländer,  die  wachsende
Kriegs- und Aufrüstungsgefahr – all das macht einen reibungslosen Übergang
zu  einer  neuen  Investitionswelle  in  klimaneutrale  und  intelligente



Technologien  (Energieeffizienz,  erneuerbare  Energien,  Industrie  4.0  etc.)
höchst unwahrscheinlich. Die Phänomene der „Deglobalisierung“, wie der
Rückgang  der  Direktinvestitionen,  das  geringere  Gewicht  globaler
Wertschöpfungsketten, die Schwächung des Welthandels, zum Beispiel durch
neue Zölle, sind ein Zeichen der Krise, kein Merkmal einer neuen Periode.
Auch wenn die „Globalisierung“ nicht mehr dynamisch voranschreitet, wird
es  dem  Kapitalismus  sehr  schwer  fallen,  sich  von  seinem  neuen
Internationalisierungsgrad zurückzuziehen. In der gegenwärtigen Krisenzeit
bedeutet dies, dass auch die Krise eine viel internationalere und globalere
Dynamik annimmt.

Kampf um die Neuaufteilung der Welt

17.  Die  russische  Invasion  in  der  Ukraine  hat  ein  neues  Kapitel  in  den
internationalen Beziehungen aufgeschlagen,  das  erhebliche Auswirkungen
auf  die  globale  Wirtschaftsordnung  hat.  Der  Ukrainekrieg  hat  sicherlich
Bewegung in die Blockbildung (also der außenpolitischen Ausrichtung der
Staaten) gebracht. Die hirntot geglaubt NATO ist plötzlich wieder erwacht,
die  USA  und  die  EU  fanden  wieder  zueinander  und  die  Beziehungen
zwischen der EU und Russland scheinen ein für alle mal zerbrochen. Die
Integration  von  Schweden  und  Finnland  in  die  Nato  verdeutlicht  dies
zusätzlich  und  verschärft  die  Konfrontation  mit  Russland,  welches  nun
tausende weitere Kilometer eine direkte Grenze mit einem NATO-Staat teilt.

18. Durch die Sanktionen wird die EU unabhängig von Russland, besonders
von Öl und Gas. Doch der westliche Block wurde durch den Krieg nicht nur
gestärkt. Außer der EU, USA, Kanada, Australien, Japan und Neuseeland hat
sich kein Land den Sanktionen gegen Russland angeschlossen. Diese Länder
wollen  die  Tür  hinter  sich  nicht  zuschlagen.  Indien  (traditionell  ein
Handelspartner  Russlands,  z.B.  als  Waffenimporteur)  kauft  massenweise
billiges russisches Öl. Durch ihre gemeinsamen Neutralität zum Ukrainekrieg
haben Indien und China ihr Beziehungen verbessert und versuchen gerade
ihre Grenzstreitigkeiten zu lösen.
Aber  das  beispiellose  Sanktionsregime  der  G7  haben  wegen  der
Unterbrechung  der  Getreide-,  Gas-  und  Ölversorgung  Folgen  weit  über
Europa hinaus. Russland und die Ukraine produzieren 19 % der weltweiten



Gerste,  14  %  459  des  Weizens  und  4  %  des  Mais.  Sie  sind  die
Hauptlieferanten von Raps für  den Rest  der  Welt  und liefern 52 % des
wel twe i ten  Sonnenblumenöls .  D ie  B lockade  bedroht  d ie  
Ernährungssicherheit  von  etwa  50  Ländern  in  Afrika  und  Asien.  Die
Lebensmittelpreise sind 2020 um 28 % und 2021 um 23 % gestiegen; in
diesem Jahr sind sie allein zwischen Februar und März um 17 % in die Höhe
geschnellt. Hungersnöte und Hungergskrisen sind damit vorprogrammiert.
Westliche Beschränkungen für russische Gas- und Ölexporte tragen ebenfalls
zum Inflationsdruck bei und bringt heute schon, vor allem in Großbritannien
die  Arbeiter_Innen  auf  die  Straße.  Massive  Preissteigerungen  führen  zu
Hunger und Not und treiben die Inflation in Ländern  an,  die weit  vom
Schauplatz des Konflikts entfernt sind.

19. Es wird deutlich welche Rolle Europa in diesem Konflikt einnimmt und
welche Interessen damit verteidiget werden sollen. Deutschland, als ein Land
welches gute wirtschafltliche Beziehungen zu Russland pflegte, liegt aktuell
gänzlich  auf  der  Linie  der  USA,  Russland  weiter  zu  stärken.  Die  USA
schlugen auch deshalb einen Konfrontationskurs mit Russland ein, um so
nicht nur den russischen Imperialismus, sondern vor allem auch eine Allianz
Deutschlands (und Frankreichs) mit Russland zu verhindern. . Mit dem Krieg
um die Ukraine haben die USA dieses Ziel erreicht und jede  absehbare
Hoffnung  von  Teilen  der  europäischen  Bourgeoisie  auf  eine  Allianz  mit
Russland  für die nächste Zukunft zunichte gemacht. Unter der Vorherrschaft
der  USA rüsten die  EU Staaten massiv  auf  und sind zu  einer  gewissen
militärischen und politischen Konzentration gezwungen, die zur Zeit von den
USA  wesentlich  mitbestimmt  wird,  später  aber  auch  eigenständige
europäische,  von  den  USA  unabhängige  und  mit  ihnen  rivalisierende
Institutionen  werden  könnten

20. Vor allem aber treibt der Krieg zugleich Russland in die Armee des viel
stärkeren chinesischen Imperialismus.  Da Russland und China heute den
Kern  der  riesigen  eurasischen  Landmasse  beherrschen,  stellen  sie
gemeinsam eine langfristige Bedrohung für die Welthegemonie der USA dar.
Wenn sie die „Freundschaft“,  die Wladimir Putin und Xi  Jinping bei  den
Olympischen  Winterspielen  am Vorabend  der  russischen  Invasion  in  der



Ukraine  in  herzlichen  Umarmungen  zum  Ausdruck  brachten,  in  ein
wirtschaftliches und  militärisches Bündnis umwandeln können, dann wird
sich eine neue Vorkriegszeit eröffnen, die in mancher Hinsicht derjenigen der
1870er, 1910er und 1930er Jahre ähnelt.

21. Die Weltordnung findet ihren größten Widerspruch jedoch im Gegensatz
zwischen USA und China. Er ist es, der der Weltlage maßgeblich bestimmt,
auch wenn mit  dem Ukrainekrieg der Fokus momentan auf  der  EU und
Russland  liegt.  Diese  Imperialismen  spielen  jedoch  wirtschaftlich  und
militärisch nur die zweite Geige. Die USA ist mit knapp $20 Billionen BIP die
größte Wirtschaftsmacht, China folgt mit $12 Billionen dahinter. Bei dem
momentan stattfindenden Wettrüsten stehen USA und China an der Spitze
und versuchen sich mit neuen Technologien und der Produktion der alten
Techniken auszustechen. Auch der Kampf um Einfluss wie z.B. in Pakistan,
Indien, Sri Lanka oder den Philippinen wird zwischen den imperialistischen
Hauptmächten  ausgefochten.  Hier  werden  besonders  asiatische  Staaten
erwähnt, weil sich viele davon noch nicht endgültig entschieden haben auf
welcher der beiden Seiten sie stehen wollen. Zudem ist zwischen Süd- und
Ostasien ein Großteil  der Weltbevölkerung konzentriert.  Dort stehen sich
auch USA und China direkt gegenüber; Nur getrennt durch den Pazifischen
Ozean.

22. Wir können Putins Gräueltaten in der Ukraine und Xi‘ Jinpings Vorgehen
gegen die Uiguren in Xinxiang, seine Unterdrückung in Hongkong oder seine
Drohung, in Taiwan einzumarschieren, die nicht im Geringsten gerechtfertigt
sind,  nicht  übersehen  oder  relativieren.  Wir  müssen  mit  ihren  Opfern
sympathisieren  und  uns  mit  ihnen  solidarisieren,  nicht  mit  ihren
Unterdrückern, aber ohne dem Westen einen demokratischen Heiligenschein
zu verpassen,  der nur zu Sozialimperialismus führen kann.  Revolutionäre
werden  all  diese  Handlungen  als  typisch  für  imperialistische  Mächte
erkennen,  auch  wenn  sie  rivalisieren

EU und innere Krise

23. Nachdem sich die führenden EU-Mächte zu Beginn des Jahrtausends
aufgemacht hatten, die  größte und führende Volkswirtschaft der Welt zu



werden, erlebten das EU-Projekt, die kapitalistische Einigung, der EURO und
andere Institutionen eine Reihe von Krisen und Rückschlägen – sei es die
Ablehnung  der  Europäischen  Verfassung,  sei  es  die  permanente
Schuldenkrise, die Flüchtlingskrise und als vorläufiger Höhepunkt der Brexit
Großbritanniens.

24. Der Krieg um die Ukraine bedeutet für die nahe Zukunft, dass die EU-
Staaten (und auch Großbritannien) politisch von den USA geführt werden,
dass  die  USA  den  geostrategischen  Takt  unter  den  westlichen
imperialistischen Mächten vorgeben. Eine wirtschaftliche oder gar politische
Annäherung  an  Russland,  wie  sie  von  Deutschland  und  Frankreich  seit
langem angestrebt wird, ist faktisch unmöglich geworden, solange es keinen
Regimewechsel in Russland gibt. Die USA konnten auch eine Umverteilung
der Kosten der NATO und ihrer Osterweiterung durchsetzen. Der Brexit und
der  Krieg  um die  Ukraine  haben die  Bewegungen und Kräfte  für  einen
schnellen  Austritt  in  der  EU  teilweise  zur  Besinnung  gebracht.  Keine
bedeutende Kapitalfraktion in den führenden imperialistischen Staaten der
EU (Deutschland, Frankreich, Italien) will einen. Deshalb treten wichtige EU-
skeptische rechtsextreme, rassistische Parteien (RN in Frankreich, Fratelli
d’Italia) nicht mehr für einen Austritt aus der EU ein, sondern wollen „nur“
die  Spielregeln  in  Brüssel  zugunsten  ihrer  Nation  ändern.  Dieser
Sinneswandel hat sicher auch damit zu tun, dass die EU-Staaten bei der
Bewältigung ihrer Schuldenkrisen immer abhängiger von der EZB geworden
sind. Hinzu kommt, dass Deutschland in den letzten Jahren seine Blockade
gegen  eine  gemeinsame Verschuldung  und  eine  wichtige  Rolle  der  EZB
faktisch aufgegeben hat. Das hat nicht nur mit dem Druck der Ereignisse
während der Pandemie und der Rezession zu tun, sondern auch damit, dass
ein Flügel des deutschen Kapitals (vor allem die Grünen, die SPD, aber auch
Teile der Union) glaubt, dass die Überwindung der inneren Widersprüche der
EU möglich ist, wenn die EU und ihre Institutionen eine treibende Rolle bei
der Umstrukturierung und Bildung eines europäischen Kapitals spielen, das
wiederum  natürlich  vom  deutschen  Kapital  dominiert  werden  soll.  Die
zunehmende  wirtschaftliche  und  finanzielle  Abhängigkeit  bedeutet  nicht,
dass die internen Probleme der EU überwunden sind. Um im Wettbewerb mit
den USA und China bestehen zu können, ist ein „positives“ europäisches



Projekt erforderlich. Der Green Deal stellt einen solchen Versuch dar. Der
Ukraine-Krieg  ermöglicht  es,  die  gemeinsame  Rüstungs-,  Militär-  und
Außenpolitik  stärker  ideologisch  als  Kampf  für  die  Demokratie  zu
rechtfertigen. Die derzeit weit verbreitete Einigkeit unter den Gegnern sollte
jedoch nicht vergessen lassen, dass die EU nach wie vor von historischen
Antagonismen imperialistischer Mächte durchdrungen ist,  die allein keine
den  USA  oder  China  gleichwertige  Rolle  ausfüllen  können,  die  aber
andererseits bereit sein müssen, untereinander einen neuen Modus vivendi
zu  finden,  eine  Partnerschaft  unter  deutscher,  manchmal  französischer
Führung, und Europa in ihrem Interesse zu organisieren. Darüber hinaus
können sie dies nicht in einem Vakuum tun. Derselbe Wettbewerb, dieselben
Krisen, die sie zur Einigung drängen (was eigentlich dem Entwicklungstrend
der Produktkräfte entsprechen würde), bringen auch jene Kräfte hervor, die
einer Überwindung der nationalen Fragmentierung des Kontinents im Wege
stehen.  Hinzu  kommt,  dass  die  USA  und  China  selbst  Akteure  im
europäischen Spiel sind. Wie in den letzten Jahrzehnten wird die Frage des
Verhältnisses zwischen Deutschland, Frankreich und – in geringerem Maße –
Italien letztlich entscheidend für die Zukunft der EU sein

Halbkoloniale Welt

25.  Die  gegenwärtige  wirtschaftliche  und  ökologische  Krise  trifft  die
halbkoloniale Welt natürlich besonders dramatisch. Gleichzeitig bedeuten die
Entwicklung einzelner großer halbkolonialer Volkswirtschaften in den letzten
Jahren, die Schwächung der US-Hegemonie und der zunehmende Kampf um
die Neuaufteilung der Welt auch, dass wichtige Regionalmächte versuchen,
in  diesem  Kampf  ihre  eigene  Position  innerhalb  der  imperialistischen
Weltordnung  zu  verbessern.  Dies  gilt  für  eine  Reihe  von  Staaten,  wie
Indonesien,  Indien,  Pakistan,  die  Türkei,  Saudi-Arabien,  Iran,  Südafrika,
Brasilien, um nur einige zu nennen. Es wäre impressionistisch, diese Länder
als imperialistisch zu bezeichnen, auch wenn einige von ihnen ihre eigenen
Finanzkapitale  entwickelt  haben  (insbesondere  Indien)  und  zu  wichtigen
regionalen Mächten geworden sind oder dies anstreben.

26. Generell kann man sagen, dass einige dieser Staaten, allen voran Indien,
in den letzten Jahrzehnten einen wirtschaftlichen Aufschwung erlebt haben.



Andere sind eher im Niedergang begriffen, vor allem Südafrika, aber auch
Länder wie Brasilien und die meisten anderen lateinamerikanischen Staaten.
Länder wie Pakistan, die Türkei und der Iran (in gewissem Maße auch die
Golfstaaten)  sind  dagegen  durch  eine  extreme  Form  der  ungleichen
Entwicklung gekennzeichnet. Pakistan und Iran beispielsweise befinden sich
in einer fast ständigen Wirtschaftskrise. Andererseits verschaffen ihnen die
Schwächung der US-Hegemonie und der Aufstieg Chinas einen gewissen
Spielraum  –  nicht  zuletzt,  weil  sie  ihren  Einfluss  auch  in  Ländern  wie
Afghanistan oder dem Irak ausbauen konnten.

27.  In  der  nächsten  Periode  werden  sie  alle  mit  massiven  internen
wirtschaftlichen und sozialen Krisen konfrontiert sein, allerdings unter sehr
unterschiedlichen Voraussetzungen. Während sich das Modi-Regime und in
geringerem  Maße  auch  das  von  Erdogan  auf  eine  breite  Basis  in  der
herrschenden  Klasse  stützen  können  und  die  traditionellen  bürgerlichen
Kräfte (Kongress und Kemalismus) erfolgreich ersetzt haben, befinden sich
die bürgerlichen Parteien und Institutionen in Ländern wie Pakistan selbst in
einem massiven inneren Konflikt. Generell können wir aber davon ausgehen,
dass  die  Arbeiter:innenklasse,  die  in  der  Globalisierungsperiode in  Asien
massiv gewachsen ist, vor einer Art Bewährungsprobe steht, die auch die
Möglichkeiten des Aufbruchs und der Entstehung neuer Organisationen und
politischer Parteien der Klasse eröffnet.

28. Im Nahen Osten und in Nordafrika, und noch mehr in Afrika, ist die
Situation  eindeutig  anders.  Hier  ist  die  Konterrevolution  nach  den
Niederlagen des Arabischen Frühlings eindeutig gestärkt. Die Krise der US-
Hegemonie und die Konfrontation mit Russland und China bedeutet, dass
Länder  wie  Saudi-Arabien  und Israel  im Inneren weitgehend freie  Hand
haben. Das gilt im Grunde auch für Erdogan gegenüber dem kurdischen Volk
und der Enklave Rojava. Die Mobilisierungen wie kürzlich im Irak oder auch
revolutionäre  Bewegungen  wie  im  Sudan  sind  durch  eine  extreme
Führungskrise  gekennzeichnet.  In  Lateinamerika  erleben  wir  auch  die
Auswirkungen  der  Pandemie  und  jetzt  der  Inflation.  Politisch  ist  der
Kontinent jedoch nach wie vor von bedeutenden Klassenkämpfen geprägt,
einer  Konfrontation  zwischen  reformistischen  und  links-populistischen



Kräften  auf  der  einen  Seite  und  neoliberalen,  autoritären  bis
bonapartistischen  Kräften  auf  der  andern.

Reaktionäre  auf  dem  Vormarsch  –  Frauen-  und  LGBTIA-
Unterdrückung

29. Die Lage von Fraune und LGBTIA Menschen verschlächtert sich in der
aktuellen Phase immer mehr. Weltweit verdienen Frauen im Durchschnitt
23% weniger als Männer und dabei leisten sie jeden Tag 12,5 Milliarden
Stunden unbezahlte Arbeit (Reproduktionsarbeit, Hausarbeit usw.). Es bleibt
jedoch nicht nur bei der ungleichen oder keinen Bezahlung, weltweit haben
weniger als die hälfte der Frauen einen Job.

30.  In  Zuge  der  Verschärfung  der  Krisen  werden  Rechte  die  durch  die
Arbeiter_Innen erkämpft wurden, Schritt für Schritt zurück genommen und
es  findet  weltweit,  bis  auf  einige  Länder  ein  Rollback  von  veralteten
Frauenrollen und LGBTIA-Feindlichkeit und dem konservativen Familienbild
statt.  Die  USA  hat  dabei  in  den  meisten  Staaten  das  Abtreibungsrecht
komplett gelöscht oder immer weiter verschärft. Aber auch hier in Europa
nehmen Reaktionäre Frauen- und LGBTIA Feindliche Politik fahrt auf. Polen
und Ungarn sind dabei die Länder, in welchen in den Letzen Jahren und
Monaten das Abtreibungsrecht verschärft wurde und auch die Rechte von
LGBTIA  Menschen  eingeschränkt  wurden  oder  ihre  Existenz  gänzlich
abgelehnt wurde. Das spielt immer mehr den Rechten in die Hände mit ihren
konservativen Familinivorstellungen. Es häufen sich immer mehr Angriffe
und gezielte Morde an Frauen- und LGBTIA, sowie in Bratislava.

Die  Rechte  von  LGBTIA  und  insbesondere  trans  Personen  stehen
international vor noch massiveren Angriffen. Besonders in den USA und in
Großbritannien  spitzt  die  Lage  sich  zunehmend  zu.  In  den  ersten  drei
Monaten  von  2022  wurden  in  den  USA  nicht  weniger  als  240
Gesetzesentwürfe eingereicht,  die  LGBTIA-Rechte einschränken.  Etwa die
Hälfte davon bezieht sich ausschließlich und spezifisch auf Menschen, die
transgender  sind,  allen  voran  Jugendliche  und  Kinder,  eine  fast
verschwindend  kleine  und  massiv  vulnerable  Minderheit.  Ein  Gesetze
schränkt  z.B.  die  Aufklärung  über  LGBTIA-Themen  im  Unterricht  und



Unterstützung  von  LGBTIA-Jugendlichen  durch  Schulpersonal  sowie  das
bloße  thematisieren  von  z.B.  zwei  Vätern  ein,  weil  queere  Menschen
essentiell  sexualisiert  werden.  Ein  weiteres  verlangt,  dass  ein  Arzt  das
Geschlecht  von  trans  Jugendlichen  feststellt,  bevor  diese  (meist
geschlechtlich  falsch  eingeordnet)  am  Schulsport  teilnehmen  dürfen.  In
Texas  konnte  es  kurzzeitig  als  Kindeswohlgefährdung  ausgelegt  werden,
wenn Eltern ihre trans Kinder unterstützen, was Familien dazu bewogen hat
umzuziehen. Das wurde allerdings nach Protesten von trans Personen und
Unterstützer_Innen  zurückgenommen.  Ähnliches  sehen  wir  in
Großbritannien,  wo seit  dem Gerichtsprozess der detransitionierten Keira
Bell  medizinische  Notwendigkeiten  für  trans  Personen  massiv  erschwert
wurden und der  öffentliche  Diskurs  über  transgender  Menschen zutiefst
reaktionär  ist.  In  Ungarn  sind  Personenstandsänderungen  unmöglich
gemacht worden. Die Proteste, die sich gegen diese zugespitzten Angriffe
richten, verbleiben meist eher klein, lokal,  von LGBTIA Personen vor Ort
getragen und überwiegend defensiv. Hintergrund der steigenden Angriffe auf
trans-Personen  ist  der  aktuelle  gesellschaftliche  Rechtsruck,  der  in
Kr isenze i ten  e ine  Stärkung  t rad i t ione l ler  Fami l ien -  und
Geschlechterordnungen  propagiert.  Dieser  Rechtsruck  findet  auch  im
Feminismus  durch  eine  Stärkung liberaler  Feminist_innen  (wie  Annalena
Baerbock)  oder  TERFs  (Trans  Exclusionary  Radical  Feminists)  seinen
Ausdruck. In Großbritannien und den USA erleben wir auch zunehmend, dass
sich diese „Feminist_Innen“ im Angesicht der „bedrohlichen Gefahr durch die
Gender-Ideologie“  auf  Querfronten  mit  zutiefst  konservativen  und
rechtsradikalen Kräften einlassen. In Deutschland sehen wir diese Dynamik
bisher nicht in der Form, es ist aber nicht auszuschließen, dass die Angriffe
hier eine ähnliche Entwicklung vollziehen werden. Bereits aktuell finden sich
Argumente von TERFS nicht nur in rechten Kreisen sondern auch vereinzelt
und zunehmend in linken Organisationen und Bewegungen. Die Debatten um
trans  Frauen  im  Profisport  und  das  von  der  Ampel  vorgeschlagene
Selbstbestimmungsgesetz  (das  das  erniedrigende  Transsexuellengesetz
ersetzen soll) werden mit dehumanisierenden und transphoben Argumenten
geführt, mit der Vorgabe, „echte Frauen zu schützen“. Es gilt also weiterhin
und umso mehr, LGBTIA und v.a. trans Menschen vor Angriffen auf ihre
Rechte  zu  schützen  und  den  Argumenten  von  scheinfeministischen



Transfeind_Innen  entschlossen  entgegenzutreten.

31.  Das  Austreten  der  Türkei  aus  den  Frauenrechtskonvention  war  ein
weiterer  Einschnitt  in  die  Frauenrechte  und  macht  die  internationale
Stimmung  um  die  Frage  noch  einmal  deutlich.  Durch  die  Pandemie
verschärfte sich außerdem die (häusliche-) Gewalt gegenüber Frauen und
LGBTIA Menschen und verschlimmerte damit ihre Lage immer mehr. Durch
die Lockdowns waren viele Menschen gezwungen mehr als zuvor sich in den
Häusern/Wohnungen mit ihren Partner_Innen aufzuhalten, der Schutz vor
häuslicher und sexualisierter Gewalt war kaum noch vorhanden. Durch die
Schließung  von  Schulen/Kindertagesstätten  etc.  stieg  auch  da  die
Doppelbelastung auf weibliche Personen, die dies kompensieren mussten.
Dies führte auch zu einer weiteren Verstärkung der Rollenverteilung.

32. Außerdem sind weltweit 70% des Personals in sozialen und Pflegeberufen
Frauen. Gerade diese Einrichtungen waren darauf fokussiert die Folgen der
Pandemie  zu  bekämpfen,  ohne  eine  faire  Bezahlung  geschweigeden
angemessenen Arbeitsbedingungen. Erste Betroffene in der Entlastungswelle
während  der  Pandemie  waren  vor  allem Frauen  und  LGBTIA  Personen,
welche  unteranderem im  Niedriglohnsektor  und  in  präkern/schlecht  und
informell  Bezahtlten  Jobs  ihren  Unterhalt  verdienen.  Alleine  in  Europa
verloren in den ersten Monaten der Pandemie 70% der in informellen Sektor
arbeitenden Frauen ihr Einkommen. Diese ökonomischen Folgen, machen
Frauen  und  LGBTIA  Personen  immer  mehr  von  ihrem  männlichen
Vormund/Ehemann/Vater etc. abhängig und drängt sie wieder zurück in die
familiären und patriarchalen Strukturen.

33.  Es  gibt  jedoch  auch  einige  positive  Beispiele  die  aufzeigen,  was
fortschrittliche Politik verändern kann, so wurde in Spanien nicht nur das
Abtreibungsrecht  ausgebaut,  sondern  es  gibt  immer  mehr  Rechte  die
Sexuelle Vergehen bestragen und es auch als solche anerkennen. Und noch
immer spielen Frauen in internationalen Protesten eine große Rolle, sei es in
der  aktuellen Revolte  im Iran oder  in  der  Umweltbewegung,  wo Frauen
führende Rollen übernehmen.

Die  derzeitigen  Proteste  im  Iran  werden  international  mit  (formellen)



Solidaritätsbekundungen  beantwortet.  Statt  einer  bedingungslosen
Aufnahme  aller  Geflüchteten  und  internationalem  Zusammenschluss  der
Frauenbewegung in Solidarität wird nun u.a. in Deutschland über Sanktionen
gegen das Regime nachgedacht. Diese müssen verhindert werden, da sie in
erster  Linie  die  Protestierenden selber  treffen  werden.  Die  Bewegungen
zeigen sich jedoch stark, sie werden von Frauen angeführt und richten sich
gegen  die  massiv  frauenfeindliche  Gesetzgebung  und  das  Regime.
Zunehmend werden die Aufstände auch durch breite Streiks begleitet und
immer mehr werden die Proteste explizit  klassenkämpferisch.  Sollten die
Bewegungen nicht an der fehlenden Führung, ihrem Pluralismus oder den
massiven  Repressionen  und  der  Gewalt  von  Regierung  und  Militär
zerbrechen,  könnte  ihr  Erfolg  nicht  nur  positive  Auswirkungen  auf  die
Region,  sondern auch auf die internationale Frauenbewegung haben. Ein
Sturz des extrem frauenfeindlichen Regimes im Iran könnte zum Vorbild und
Anstoß für internationale Kämpfe gegen die aktuellen reaktionären Angriffe
werden.

Die Lage der Jugend in halbkolonialen Ländern

34.  Mit  der  Verschärfung  der  Krisen,  dessen  Auswirkungen  auf  die
Halbkolonialen Welt, verschläft sich auch die Lage der Jugend drastischer
und an viele Stellen auch mehr als für den Großteil der Arbeiter_Innenklasse.
Aufgrund dessen das sie weniger im Arbeitsmarkt vertreten sind, oder nur
die  prekären  Jobs  ausüben,  werden  sie  in  Krisen  Situationen  als  erstes
entlassen  und  haben  oft  nicht  mal  die  Möglichkeit  dazu,  sich
Gewerkschaftlich  zu  organisieren.  Dabei  wächst  aber  der  Druck  auf  sie
seitens der Familien immer mehr, denn Jugendlichen wird oft aufgezwungen
für die Familien mit aufzukommen. Die Arbeitslosenquote steigt innerhalb
der  Halbolonialen  Welt  auch  bei  Jugendlichen  weiter  an,  so  haben  zum
Beispiel  Länder  wie  Südafrika  eine  Jugendarbeitslosenquote  von  61,4%,
welches damit im Listenende steht. Die meisten Jugendarbeitslosenquoten
der Halbkolonialen Welt liegen zwischen 30 und 15%, was bedeutet, dass
jeder 3. bis 5. Jugendliche arbeitslos ist. Und diese Zahlen werden weiter
ansteigen, je mehr sich die Krisen verschärfen.

35. In Europa sieht die Lage dabei nicht besser aus, Griechenland, welches



schon  durch  die  Weltwirtschaftskrise  2008-10  zu  dem  großen  Verlieren
gehörte, verzeichnet die höchste Jugendarbeitslosigkeit (28,6%) in Europa.
Die Jugend kommt in eine Phase, in welcher die Zukunft in der sie lebt so
ungewiss ist wie noch nie zu vor, die Zeiten einer „Besseren Welt, die auf uns
warten“ sind Real für viele vorbei und nur noch ein trauriges Gespenst aus
alten Filmen. Das führt vermehrt dazu, dass Jugendliche nicht nur an der
Spitze von aufkommenden Protesten stehen, da sie es sind mit dem Interesse
an eine bessere Zukunft und mehr Perspektiven, sondern auch der Teil der
Arbeiter_Innenklasse  darstellen,  der  immer  weniger  Hoffnungen  in  die
staatlichen Strukturen hat, in denen sie leben. Dies bedeutet einerseits, dass
Jugendliche  eine  treibende  Kraft  in  Massenprotesten  sein  können,
andererseits  aber  auch,  dass  viele  aufgrund  der  Perspektivlosigkeit  und
dessen das sie zwar an Spitzen von Bewegungen stehen aber kein eigenes
Sprachrohr besitzen, die Perspektive in den Ländern, in denen sie leben nicht
mehr sehen. Die Frage der Flucht und Migration stellt sich vor allem hier den
Jugendlichen,  denn  oft  haben  sie  dann  noch  Hoffnung  in  einem
imperialistischen  Land  von  all  der  Unterdrückung  und  Ausbeutung  zu
entkommen. Für die Jugend ist nicht nur die Frage der Führungslosigkeit ein
großes Problem, sondern auch die der Organisierung. Dies kann in spontan
aufkommenden Massen dazu führen, dass sie eher mundtot gemacht werden.
Es  fehlt  an  Organisation  außerhalb  von  meist  zeitlich  begrenzten
Bewegungen,  Verbindung  von  Kämpfen  und  einer  übergreifenden
Organisation  zur  Interessenvertretung  von  Schüler_Innen.

Die  Ampelkoalition  als  Organisatorin  der  „Zeitenwende“  für  das
deutsche  Kapital

36.  Kurz  nach  dem  Angriff  Russlands  auf  die  Ukraine  verkündete  der
deutsche  Bundeskanzler  Olaf  Scholz  eine  „Zeitenwende“.  Was  er  damit
gemeint  hat,  wird von Woche zu Woche deutlicher:  Es  bilden sich neue
globale Blöcke und die Kosten der Krise werden auf die Arbeiter_innenklasse
abgewälzt. Die Krise ist dabei 3-facher Art: Eine globale Klimakrise bedroht
die  Fortexistenz  des  Menschen  auf  diesem  Planeten.  Mit  über  4500
Hitzetoten in Deutschland zählt die vergangene Hitzewelle zu den tödlichsten
Sommern  überhaupt.  Überschwemmungen,  Artensterben,  Dürren  und



Waldbrände  machen  den  Klimawandel  lassen  den  Klimawandel  als  ein
Problem erscheinen, welches längst nicht mehr nur die halbkoloniale Welt
betrifft. Auch wenn die Coronakrise als weniger gefährlich dargestellt und in
neoliberaler Manier auf die individuelle „Eigenverantwortung“ gepocht wird,
hat das Virus in der vergangenen Periode 153 000 Menschen in Deutschland
das Leben gekostet. Die dritte Krise ist eine Wirtschaftskrise samt hohen
Inflationsraten,  welche  durch  historisch  niedrige  Kapitalverwertung,  die
Tendenz zur De-Globalisierung und die Verschuldungskrise ausgelöst wurde
und  durch  den  Zusammenbruch  globaler  Lieferketten  infolge  der
Coronakrise  und  des  Ukraine-Krieges  verschärft  wird.

37.  Wir  erwarten  eine  wirtschaftliche  Rezession  als  Folge  der  Inflation.
Aktuell sagt das Institut für Wirtschaftsforschung noch relativ optimistisch
eine Schrumpfung des deutschen BIPs um 0,7 Prozent voraus.  Auch das
deutsche Kapital selbst blickt laut dem ifo-Geschäftsklimaindex vom Oktober
2022  pessimistisch  in  die  eigene  Zukunft.  Der  Zusammenbruch  globaler
Lieferketten, das Sinken des globalen Konsumniveaus sowie der Stopp des
Zufluss  von  billigen  Rohstoffen  aus  Russland  haben  das  deutsche
Exportkapital  schwer  getroffen.

38.  Während das  deutsche Kapital  in  der  vergangenen Konferenzperiode
noch damit geliebäugelt hat, durch eine Stärkung der EU und seiner eigenen
Führungsrolle darin sowie den Ausbau der Beziehungen zu Russland (siehe
Nordstream 2) und China eine eigene globale Konkurrenzrolle in der Liga der
imperialistischen Staaten einzunehmen, wurde es durch die Taktik der USA
Russland international zu isolieren quasi in die Rolle des Juniorpartners der
USA gezwungen.

39. Im Spektrum der bürgerlichen Parteien verkörperten insbesondere die
Grünen, aber auch die FDP und die Mehrheit der CDU diese transatlantische
Linie. Konflikte gibt es dabei mit den Kapitalfraktionen, die dadurch ihre
Profite bedroht sehen, verkörpert durch die Minderheit in der CDU, die AfD
und die schwankende Position der SPD. Die Ampel-Koalition erfüllt für das
Kapital dabei den allgemeinen Zweck seine Interessen nach innen (durch
Einbindung  der  Arbeiter_innenklasse  und  Gewerkschaften  in  Form eines
SPD-geführten Innen- und Arbeitsministeriums) und nach außen (durch ein



grün-transatalantisch geführtes Außenministerium) zu vertreten. Dabei hat
es mit dem FDP-geführten Finanzministerium eine starke Lobby, die dafür
sorgt, dass die Krisenkosten zu gering wie möglich für das Kapital gehalten
und  auf  die  Lohnabhängigen  abgewälzt  werden  (siehe  Pläne  für
Bildungskürzungen). Eine wichtige Aufgabe der Ampel es ist, den deutschen
Monopolkonzernen  finanzielle  Verluste  in  großem  Maßstab  zu  bezahlen
(Gaspreisdeckel,  Einstieg  bei  Uniper  etc.)  und  Energiesichert  zu
gewährleisten (panische Reisen von Habeck und halbgare Blitzverträge mit
Qatar).

Die Ampelkoalition ist das Ende der Merkel-Ära und vorerst auch das der
Zeiten der GroKo.  Als  solches bestand neben dem Kleinbürger_Innentum
auch in Teilen der Arbeiter_Innenklasse eine Hoffnung in die neue Regierung
als Organisatorin einer „Zeitenwende“ v.a. bezüglich der Sozial- Wirtschafts-
und Außenpolitik. Diese Wende findet auf mehreren Ebenen statt, allerdings
als Angriff und Rollback, untermauert mit der ideologischen Rechtfertigung
durch Krieg und Krise. Es ist eine „Zeitenwende“, aber keine im Sinne derer,
die dieser Koalition mit Hoffnung entgegengeblickt haben. Dass dieser Verrat
an der eigenen Basis und dem eigenen Programm durch v.a. SPD und Grüne
nun als alternativlos dargestellt wird, muss angegriffen und gegenüber der
Arbeiter_Innenklasse,  die  ihre  Hoffnung  immer  noch  in  die  SPD  setzt,
(anhand ihrer tatsächlichen Politik) entlarvt werden.

Krieg und „Nationale Einheit“

40. Das politische Bewusstsein der Arbeiter_innenklasse in Deutschland steht
mehrheitlichim Zeichen der nationalen Einheit,  was nicht heißt,  dass das
Land nicht politisch tief gespalten ist. Diese Spaltung erfolgt jedoch nicht
anhand einer Klassenlinie zwischen Arbeit und Kapital. Vielmehr ordnet sich
die Arbeiter_innenklasse den 2 bürgerlich geführten Blöcken unter: Auf der
einen Seite befindet sich der vom Exportkapital dominierte Block, der für
einen Green New Deal, gemäßigte Coronaschutzmaßnahmen, Migration von
Fachkräften,  mehr  europäische  Integration  etc.  eintritt  (SPD,  Grüne,
Mehrheit der CDU, FDP, „Die Vernünftigen“), während auf der andere Seite
der  Block  des  kleineren,  auf  den  deutschen  Binnenmarkt  orientierten
Kapitals besteht, der durch seine in der globalen Konkurrenz in Bedrängnis



geratene  Posit ion  gegen  Umweltschutzmaßnahmen,  gegen
Coronaschutzmaßnahmen, gegen Migration und gegen die EU wettert (AfD,
Minderheit in der CDU, „die Unvernünftigen“).

41.  Zuerst  die  Coronakrise  und  nun  der  Ukraine-Krieg  haben  trotz  der
großen sozialen Verwerfungen und Deklassierung durch das Anbiedern von
SPD, Linkspartei und DGB die Bildung eines Bewusstseins der „nationalen
Einheit“  begünstigt.  Dies  führt  dazu,  dass  die  Arbeiter_innenklasse  in
Deutschland  Angriffe  billigend  in  Kauf  nimmt  (siehe  „Frieren  für  den
Frieden“,  Verzicht auf Lohnforderungen bei IGBCE, IG-Metall  und verdi).
Dabei  konnte  das  Kapital  seine  Aufrüstungspläne  (,die  schon  vor  dem
Ukraine-Krieg in Form von Floskeln für „Mehr Übernahme internationaler
Verantwortung“ auf dem Tisch lagen,) nahezu widerstandslos durchsetzen.
Die  über  50  000  Unterschriften-starke  Kampagne  gegen  die
Grundgesetzänderung  zur  Aufrüstung  ist  praktisch  ohne  Konsequenzen
geblieben. Dem Kapital ist  es damit gelungen, die historisch gewachsene
Aufrüstungssekpsis in der deutschen Bevölkerung (3 Millionen Menschen auf
Demo gegen den Irakkrieg 2003) zu zerschlagen. Die Grünen, welche das
Vertrauen vieler Pazifist_innen genossen, bildeten dabei die Sperrspitze.

42.  Die  wichtigsten  Kriegsinstrumente  stellen  aktuell  großzügige
Waffenlieferungen und Wirtschaftssanktionen in historisch nie dagewesenem
Ausmaß dar.  Die  zunächst  zögerliche  und  abwartende  Haltung  der  SPD
konnte  auf  Druck  der  Grünen,  der  CDU und  der  konservativen  Medien
schnell  gebrochen  werden.  Ziel  ist  es  dabei  Russland  kriegsunfähig  zu
machen und es durch eine nachhaltige Schwächung seiner Wirtschaft aus der
Liga  der  imperialistischen  Staaten  zu  verbannen  (siehe  bereits  2014
Rausschmiss  Russlands  aus  G8-Runde).

43.  Die  Ampel  versucht  die  aktuelle  Kriegssituation  ferner  für  ein
klimaschädliches Rollback zu nutzen. Die mühsam erkämpften Erfolge der
Anti-AKW-Bewegung  (Atomausstieg  2011)  und  der  Klimabewegung
(Kohleausstieg 2038) sollen wieder zurückgenommen werden. Während sich
die AfD und der rechte Flügel der CDU als Vorreiterinnen für ein Zurück zur
vermeintlich  (!!)  sauberen  Atomkraft  präsentieren,  dient  das  grüne
Energieministerium  Habecks  dem  Kapital  dazu,  den  Kohleausstieg  noch



weiter nach hinten zu verschieben, Öl aus Qatar und Frackinggas aus den
USA zu besorgen und durch die Integration der Klimabewegung Widerstand
dagegen zu verhindern.

44.  Eine  der  wichtigsten  Tagesforderungen  ist  es,  jede  Fortführung  des
Krieges,  ob  durch  russische  Panzer  oder  westliche  Sanktionen  und
Waffenlieferungen, abzulehnen! Eine größere Friedensbewegung ist jedoch
aus  den  anfänglichen  Großmobilisierungen  gegen  den  Krieg  nicht
entstanden. Ein Großteil der Kriegsgegner_innen vertritt die Regierungslinie
und  betrachtet  Sanktionen  und  Waffenlieferungen  als  einzige  Mittel  zur
Beendigung des Krieges. Das wesentlich kleinere Lager aus traditionell pro-
russischer  Friedensbewegung,  Stalinist_innen  und  AfD  erkennt  der
Bevölkerung in der Ukraine unter dem Slogan „Frieden mit Russland“ ein
Recht auf Selbstverteidigung ab. Das kleinste aber progressivste Lager hat
es  nicht  geschafft  den  einzig  richtigen  Slogan  „No  Nato-  No  Putin“  in
größere bundesweite Aktionen unter Einbindung von Klassenorganisationen
zu  übersetzen.  Auch  Versuche  von  Sozialverbänden,  Linkspartei  und
Gewerkschaftsgliederungen eine Bewegung gegen die Aufrüstungsvorhaben
der Ampel aufzubauen, ist aufgrund dem Ausweichen oder der Abwesenheit
einer Positionierung zum Ukraine-Krieg insgesamt gescheitert.

45. Waffenproduktion und -lieferungen müssen durch politische Streiks der
Beschäftigten in Rüstungs- und Transportindustrie unterbunden werden. In
der kommenden Periode gilt es außerdem die unpopuläre Forderung nach
einem Stopp der Sanktionen in die Linke zu tragen (Nur noch 53% der
Deutschen  unterstützen  die  Sanktionen  gegen  Russland,  wenn  dies
persönlichen Verzicht für sie bedeutet). Dabei müssen wir uns jedoch stark
von der AfD oder dem Wagenknecht-Flügel der Linkspartei abgrenzen, denn
wir lehnen die Sanktionen nicht wie diese Kräfte ab,  weil  sie auch dem
deutschen  Kapital  und  Kleinbürgertum  schaden,  sondern  weil  sie  der
russischen Arbeiter_innenklasse schaden und ein Mittel der imperialistischen
Kriegsführung darstellen, welches der NATO-Block für sich nutzt, um RU als
imperialistischen  Konkurrenten  auszuschalten  und  den  USA  nutzt,  um
Europa  stärker  an  sich  zu  binden  und  seinen  Hauptkonkurrenten  China
weiter  zu  isolieren.  Es  gilt  jedoch  ebenso  aufzuzeigen,  dass  eine



Widereröffnung von „Nordstream2“ und der Ausbau fossiler Energieträger
angesichts der Flutkatastrophe in Pakistan, die über 30 Mio. Menschen in
tiefste Not gestützt hat, ein Verbrechen darstellt. Wir treten weiterhin für
den  schnellstmöglichen  Ausstieg  aus  fossiler  Energiegewinnung  unter
Arbeiter_innenkontrolle  ein.  Wir  lehnen  die  zynische  Doppelmoral  im
Umgang  mit  ukrainischen  Geflüchteten,  russischen  Deserteur_innen  und
muslimischen Geflüchteten ab. Stattdessen fordern wir offene Grenzen sowie
Arbeitserlaubnisse, Mindestlohn und Privatwohnungen für alle Geflüchteten!
Zur  Beendigung  der  Kriegshandlungen  fordern  wir  einen  sofortigen
Waffenstillstand. Gleichzeitig lehnen wir jedoch jede „diplomatische Lösung“
kategorisch ab, denn diese stellen nur zeitweilige Kompromisse zwischen
imperialistischen  Mächten  (die  gerade  keine  Möglichkeit  mehr  sehen,
anderweitig mehr für ihre Interessen rauszuschlagen) dar, sind meistens nur
temporär und nie im Sinne der Arbeiter_innenklasse. Unsere Alternative ist
eine  unabhängige  Position  der  Arbeiter_innenklasse:  ein  revolutionärer
Defätismus  auf  der  Basis  internationaler  Klassensolidarität.

Rechtsruck vorbei?

Im Zuge der Verschärfung der Krise nimmt auch der Rechtsruck weiter zu,
allerdings teilweise in anderen Formen und mit neuen Dynamiken, es ist
wichtig diese zu verstehen um diesen neuen Rechtsruck, der sich nicht mehr
auf  das  Erstarken  rechtspopulistischer  Kräfte  jenseits  des  klassischen
Konservativismus  und  daraus  folgend,  dessen  langsames  Wandern  nach
Rechts  beschränkt,  sondern  die  komplette  bürgerliche  Politik  gravierend
verändert,  zu bekämpfen. So sind es im Moment vor allem die Teile des
bürgerlich-liberalen  Lagers,  die  sich  traditionell  als  links  und  progressiv
betrachten, die extrem stark nach rechts driften, das Beispiel der Grünen in
Deutschland zeigt dies besonders eindrucksvoll. Eine Partei die über lange
Zeit  in  ihrem Selbstverständnis  Pazifismus  vertreten  hat,  treibt  nun  das
imperialistische Säbelrasseln und die größte Aufrüstung Deutschlands seit
1945  voran  und  fordert  die  kompromisslose  Bekämpfung  des
imperialistischen Rivalen Russlands. Der starke Rechtsruck der Grünen in
den  Außenpolitik  kommt  mit  Verzögerung  auch  in  anderen  politischen
Feldern an. So trieben die Grünen aktiv voran, dass das Dorf Lützerath im



Rheinischen  Braunkohlerevier  doch  noch  abgebaggert  wird,  einzig  und
alleine  um  RWE  mehr  Profit  ermöglichen  zu  können,  biedert  sich  den
reaktionärsten Regimen, wie Katar, Aserbaidschan oder der Türkei an, und
lehnt Entlastungen für die Bevölkerung oder Besteuerung von Krisenprofiten
ab.

Innerhalb der Grünen hat sich bereits mit ihrer Regierungsbeteiligung 1998
der Flügel durchgesetzt, der die Partei von sämtlichen pazifistischen und
sozialen Altlasten aus ihrem politischen Entstehungskontext befreien wollte.
So organisierte die Partei  mit  dem Kosovo[1]Krieg den ersten deutschen
Kriegse insatz  nach  dem  zwei ten  Weltkr ieg ,  versetzte  der
Arbeiter_innenklasse mit der Agenda 2010 einen historischen Schlag und
stimmte den imperialistischen Kriegseinsätzen in Afghanistan und Mali zu.
Seither unternehmen die Grünen den Versuch, von der kleinbürgerlichen
Partikularpartei zur vorherrschenden bürgerlichen Kraft aufzusteigen. Durch
ihre  konsequente  transatlantische  Ausrichtung,  ihre  Bereitschaft  zur
Militarisierung  Deutschlands  im  Zeichen  des  „Schutzes  demokratischer
Werte“ sowie die Perspektive einer industriell-technischen Erneuerung des
deutschen  Kapitals  (Stichwort  „Green  New  Deal“)  auf  Kosten  der
Arbeiter_innenklasse präsentierte sich die Partei im Bundestagswahlkampf
2021 als  moderne alternative für  die  exportorientierten Kapitalfraktionen
(laut  einer  Umfrage  der  deutschen  Bank  von  2021  wünschte  sich  die
Mehrheit  der  Entscheider  in  200  deutschen  Industrieunternehmen  eine
grüne  Regierungsbeteiligung).  Der  reaktionäre  Charakter  des  grünen
Programms wird in dem Maße deutlicher,  indem sich der Kampf um die
Neuaufteilung der Welt zuspitzt.

Auch beträchtliche Teile der sozialdemokratischen bis links-reformistischen
Linken schließen sich diesem bürgerlichen Rechtsruck an und stimmen, ganz
in alter Burgfrieden Manier, zu, dass man sich nun hinter den „freiheitlich
demokratischen“ Westen stellen müsse um diesen gegen den viel übleren
russischen Imperialismus zu verteidigen, und das man dafür nun einmal auch
in Kauf nehmen muss, dass die Bedingungen für die Arbeiter:Innenklasse
sich verschlechtern.  Während das  ehemals  links-liberale  Bürgertum nach
rechts wandert und dabei teilweise traditionell konservative Kräfte überholt,



sehen  wir  bei  den  rechtspopulistischen  Kräften  Europas  eine  fast  schon
entgegengesetzte  Tendenz,  diese  Kräfte  integrieren  sich  fester  in  den
bürgerlichen Staat und die bürgerliche Politik und werden zum akzeptierten
und  integrierten  Teil  dieser.  Besonders  stark  wird  dies  deutlich  in
Frankreich,  wo  der  ehemalige  Front  National  nun  als  Rassemblement
National viele seiner rechtsradikalen Positionen entschärft um als rechts-
konservative  Partei  breite  Achtung  und  Akzeptanz  der  bürgerlichen
Gesellschaft zu erhalten sowie in Italien, wo die Faschistin Meloni sich nun
als ganz normale rechts-konservative Politikerin darstellt und auch von der
breiten  Masse  der  bürgerlichen  Politik  Europas  so  gesehen  wird.  In
Deutschland ist  dieser Trend noch nicht so deutlich zu sehen,  was wohl
einerseits mit der deutschen Geschichte zusammenhängt, vor allem aber mit
einem anderen  Faktor:  Dem Verhältnis  der  Partei  zum imperialistischen
Konkurrenten Russland.

Eine andere Entwicklung der Rechten in Europa ist nämlich die Spaltung in
zwei  Lager:  pro-ukrainische und pro-russische Kräfte.  Diese  Spaltung ist
jedoch  keineswegs  ideologisch  begründet,  sondern  im  Grunde  eine  rein
taktische.  Während  nämlich  pro-russische  Rechte  wie  AfD  oder
Rassemblement  National  dass  Interesse  der  Teile  ihrer  nationalen
Bourgeoisie vertreten, die sich statt des Bündnis mit dem US-Imperialismus,
der  als  Hegemonialmacht  über  den  NATO-Block  auftritt ,  ein
gleichberechtigtes Bündnis mit dem russischen Imperialismus wünschen, ist
dies für die italienische Rechte nicht sinnvoll, da ihre Bourgeoisie nicht stark
genug ist ein gleichberechtigtes Bündnis mit einem anderen Imperialismus
aufzubauen und es für sie das beste ist sich in EU und NATO zumindest noch
ein paar Stücke des westlich-imperialistischen Kuchens zu sichern, weshalb
sich auch Melonis Fratelli  D’Italia hinter EU, NATO und Ukraine stellen.
Diese  Spaltung  hat  allerdings,  trotz  ihres  rein  taktischen  Charakters,
durchaus  das  Potential,  die  Kooperation  rechter  Kräfte  in  Europa
einzuschränken, so ist das jahrelang stabile Bündnis der Rechtsregierungen
Ungarns und Polens durch unterschiedliche Positionen zum Krieg in  der
Ukraine auseinander gebrochen, während Polen klar und entschieden an der
Seite der Ukraine gegen seinen historischen nationalen Feind Russland steht,
sympathisiert  Ungarn,  das  selber  Anspruch  auf  eine  ukrainische  Provinz



erhebt, nach wie vor mit Putin. Eine Dynamik hingegen zieht sich durch alle
bürgerlichen Kräfte, ganz gleich ob pro-russisch oder pro-ukrainisch, liberal,
konservativ  oder  rechtspopulistisch:  Der  Trend  in  der  Krise  zu  einer
autoritären Politik zu greifen. Aufrüstung nach außen geht meistens auch mit
einer  Aufrüstung  nach  innen  einher.  So  greift  der  ukrainische  Staat  im
Kriegszustand  auf  ein  Verbot  jeglicher  politischer  Opposition  zurück,
während  Russland  versucht,  jedes  Aufkommen einer  Antikriegsbewegung
durch scharfe Repression im Keim zu ersticken. In Deutschland und anderen
westlichen  EU-Ländern  pocht  das  Kapital  stattdessen  angesichts  einer
sozialpartnerschaftlich  ausgerichteten  Arbeiter_innenbewegung  auf  die
„Nationale  Einheit“:  die  Bevölkerung  soll  für  die  deutschen  Kriegspläne
frieren und die Gewerkschaften sollen ihre Lohnforderungen so gering wie
möglich ansetzen. Die harte Repression gegen kämpferischere Streiks wie
derjenige  der  Hamburger  Hafenarbeiter_innen  oder  gegen  die
Klimabewegung macht jedoch deutlich, wie das Kapital vorzugehen gedenkt,
wenn die Arbeiter_innenklasse sich weigert, die Krisenkosten zu zahlen. So
lassen  sich  bereits  auf  Länderebene  Verschärfungen  der  Polizeigesetze
erkennen, deren bundesweite Ausweitung bei einem Anstieg von Protesten
wahrscheinlich ist.

Inflation ohne Ende?

46. Die Inflationsrate in Deutschland lag im September bei rund 10 Prozent.
Die  stärksten  Preisanstiege  finden  sich  bei  Lebensmitteln  (insbesondere
Obst,  Gemüse  und  Milchprodukte),  Energiekosten,  Mieten,  sowie
Freizeitkonsumgütern. Die massiven Teurungsraten stellen deshalb  längst
nicht  mehr  nur  tiefe  Einschnitte  im  Alltag  von  Jugendliche  und
Geringverdiener_innen dar, sondern auch bei mittleren Einkommen und der
Arbeiter_innenaristokratie und dem Kleinbürgertum.

47. Während die Bevölkerung für den Frieden frieren und verzichten soll,
sorgt die Ampelkoalition dafür, dass Verluste der großen Unternehmen so
gering  wie  möglich  ausfallen.  Obwohl  die  „Entlastung  der  Gering-  und
Mittelverdiener“ von Anfang an in aller Munde war, stellten Gasumlage und
Tankrabatt lediglich Subventionen an die Energieindustrie dar. Des Weiteren
wurden  mehrere  milliardenschwere  Entlastungspakete  auf  den  Weg



gebracht, die gesamte Gesellschaft nach dem „Gießkannenprinzip“ entlasten
sollten.  Selbst  laut  Rechnungen des bürgerlichen Deutschen Instituts  für
Wirtschaftsforschung kamen jedoch 70 Prozent der 10 Milliarden € des 3.
Entlastungspaketes  lediglich  den  oberen  30  Prozent  der  höchsten
Gehaltsklassen  zugute.

48. Anhaltende Proteste haben die Ampel bereits stark unter Druck gesetzt
und  zu  kleinen  Nachbesserungen  sowie  zur  Rücknahme  der  Gasumlage
veranlasst.  Das  Potenzial  des  „heißen  Herbstes“  eine  soziale
Massenbewegung  zu  werden,  wird  jedoch  aktuell  vor  allem  von  Rechts
genutzt. Besonders bildlich wurde dies beispielsweise am 8.10. in Berlin, als
sich unter dem Slogan „Löhne rauf – Preise runter“ ca. 120 Menschen in
Berlin-Wedding versammelten, während ca. 15 000 Menschen unter Führung
der AfD mit  Slogan „Unser Land zuerst“ durch das Stadtzentrum zogen.
Während  linke  Kräfte  daran  scheitern,  eine  klare  Position  zum  Krieg
einzunehmen  und  die  Ampel  für  ihre  unsoziale  Kriegstreiberpolitik
anzugreifen erscheinen die rechten durch ihre konsequente Ablehnung der
Sanktionen als glaubwürdigste Vorkämpfer gegen die soziale Verwerfungen
der Inflation.

49. Da wir 2 Ortsgruppen in Ostdeutschland haben, soll an dieser Stelle noch
einmal ein Blick auf die spezielle Lage vor Ort geworfen werden. Laut dem
INSA-Meinungstrend vom 26.9. ist die AfD stärkste Kraft in Ostdeutschland.
Zehntausende  sind  dort  im  Zuge  der  aktuellen  Proteste  unter  offener
Beteiligung von Faschist_innen wie dem III. Weg oder den Freien Sachsen
auf  der  Straße  gegangen.  In  Ostdeutschland  sind  aufgrund  der
Deindustrialisierung nach der Annektion der DDR mehr Menschen prekär,
fühlen  sich  abgehengt  und  fremdbestimmt.  Der  Braunkohleausstieg,  die
Inflation sowie die ungeklärte Zukunft der Ölraffinieren verbreiten eine nicht
unberechtigte Angst vor einer Deklassierung 2.0. Zudem ist die Wirtschaft
traditionell stärker strukturell auf Russland ausgerichtet (siehe zum Beispiel
PCK-Raffinerie  in  Schwedt,  selbst  die  CDU-Sachsen  vertritt  viel  pro-
russischeren Kurs als  die  Bundespartei).  Auch ideologisch wird Russland
aufgrund der DDR-Sozialisierung weniger als Feind betrachtet.

50. Angesichts der rechten Führung über die sozialen Proteste trauen viele



den großen breiten Gegenprotesten von Unteilbar etc. hinterher. Wir sehen
aktuell jedoch deutlich, dass der Slogan „einfach alle zusammen solidarisch
und ,unteilbar‘ gegen die AfD“ in Krisensituationen bei Abwesenheit einer
klaren eigenen linken Perspektive nicht mehr funktioniert. Die Trägheit und
Vorsicht  der  Linken  eine  eigene  Perspektive  aufzuwerfen,  überlässt  den
Rechten das Feld. Ähnlich haben wir es bereits in der Corona-Krise erlebt,
als  die  Abwesenheit  einer  kämpferischen  und  gegen  die  Regierung
gerichteten  Zero-Covid-Bewegung  eine  politische  Lücke  eröffnet  hat,  die
Querdenken füllen und sich als Fundamentalopposition präsentieren konnte.

51. Aktuelle Ansätze in der radikalen Linken wie die „Dont Pay“-Kampagne (á
la klauen im Supermarkt und den Armen geben) verurteilen wir zwar nicht
moralisch aber politisch als individualistisch und kleinbürgerlich. Darüber
hinaus kommen lokale linke Kleinstbündnisse in einigen Städten kaum dazu,
unter  zaghafter  Beteiligung  einzelner  lokaler  Gewerkschaftsgliederungen
über ihre eigenen Unterstützer_innenkreise hinaus zu mobilisieren.

Die Genug ist Genug Kampagne sieht sich selbst als eine Plattform, welche
als „Brücke“ zwischen Straßenprotesten und Gewerkschaften fungieren will.
Angeführt wird die Kampagne in Deutschland vom reformistischen Jacobin-
Magazin  und  Teilen  des  Ver.di  Gewerkschaftsapparats.  Auch  wenn  die
Kampagne  bisher  nicht  über  Internetaktivismus,  lokale  Rallyes,
Arbeitsgruppen  zur  Verbreiterung  der  Initiative  und  reformistische
Minimalforderungen  hinausgeht  (zum  Beispiel  werden  die  Fragen  nach
Arbeiter:innenkontrolle  des  Energiesektors,  der  Positionierung zum Krieg
und  den  Sanktionen  bewusst  ausgeklammert),  bietet  sie  aufgrund  ihrer
Einbindung von Gewerkschaften und ihres  internationalen Charakters  im
Vergleich zu anderen Antikrisenbündnissen bisher das größte Potential für
den Ansatz des Aufbaus einer linken Antikrisenbewegung. Sie könnte sich in
Zukunft in eine vielversprechende Richtung entwickeln, ist es zum jetzigen
Punkt  jedoch  nicht .  Entscheidungen  werden  mit  Tei len  des
Gewerkschaftsapparats geheim und undemokratisch gehalten. Während sie
auf den Rallys mit starken, klassenkämpferischen Reden glänzten (in Berlin
rief der BSR (Stadtreinigung) für die kommende Tarifrunde beispielsweise
zum Generalstreik auf) hält sich die Führung mit so etwas bewusst zurück.



Mehr noch als das: interessierte, potentielle Aktivist_innen werden bis jetzt
in ineffektiven Organizing-Arbeitsgruppen verheizt, wodurch der tatsächliche
Aufbau einer Antikrisenbewegung sogar noch erschwert wird. Aktuell scheint
die Kampagne in Deutschland also nicht an ihre Erfolge in UK anknüpfen zu
können. Im Gegensatz zu den Protesten in UK stützt sie sich hierzulande
nämlich  nicht  auf  kämpferische  Streiks,  sondern  wird  lediglich  von
Gewerkschaftsfunktionär_innen  aus  verdi  und  GEW  unterstützt,  die  die
Kampagne  ihren  Mitgliedern  gegenüber  als  Feigenblatt  für  Aktionismus
gegen die Inflation nutzen.

Revolut ionäre  müssen  mit  dem  Slogan  einer  europaweiten
Antikrisenkonferenz in  die  Kampagne intervenieren und diese nach links
treiben, bei gleichzeitiger Integration weiterer Gewerkschaftsgliederungen.
In den Gewerkschaften müssen wir erkämpfen, dass diese die Forderungen
von „Genug ist  genug“ nicht  nur dem Papier  unterstützen,  sondern ihre
Betriebsgruppen  aktiv  über  die  Vertrauensleute  mobilisieren.  Unsere
wichtigen Forderungen zur Inflation sind die Einführung Preisdeckeln unter
Arbeiter_innenkontrolle, die gleitende Skala zur Anpassung von Löhnen und
Sozialleistungen an die Inflation, die Öffnungd er Geschäftsbücher und eine
Übergewinnsteuer  sowie  die  Enteignung  der  Energiekonzerne  unter
Arbeiter_innenkontrolle.

Diesen allgemeinen Forderungen müssen sich  für  die  Jugend spezifische
Forderungen anschließen, da Inflation und damit verbundene Krisen sich
Jugendlichen  gegenüber  besonders  hart  und  aussichtslos  zeigen.  Einige
zentrale  Punkte  hierbei  sind:  kostenloses  Mittagessen  an  Schulen  und
Kontrolle von Schüler*innen über Auswahl und Preise des Mensasortimentes,
finanzielle  Unterstützung  von  Jugendlichen  (z.B.  für  Freizeitangebote),
besondere Unterstützung von Familien, der Inflation angepasste und faire
Löhne sowie garantierte Übernahme für Azubis, außerdem die Forderung
nach kostenlosem ÖPNV und einer starken Jugendbewegung, die an der Seite
der Arbeiter_Innen gegen Krieg und Krise kämpft.

Gewerkschaften in der Krise

52. Der DGB fungiert aktuell nicht als Organ des Klassenkampfes, sondern



durch  seine  Politik  der  Sozialpartnerschaft  (kooperativer  Ausgleich  der
Interessen von Kapital und Arbeit) als Stütze der bürgerlichen Herrschaft.
Sowohl  in  der Coronakrise,  in  der Klimakrise,  im Ukraine-Krieg und zur
Inflation nimmt er keine fundamentale Oppositionshaltung zur Politik der
Bundesregierung  ein.  Die  Beteiligung  des  DGB  an  der  „konzentrierten
Aktion“,  in  der  ein  Konsens  mit  Unternehmer_innenverbänden  zur
Bekämpfung der Inflation gefunden werden soll, ist nur ein Ausdruck davon.
Ebenso  die  Tatsache,  dass  der  DGB  seine  historisch  gewachsene
antimilitaristische Haltung gegenüber dem Aufrüstungsvorhaben der Ampel
aufgegeben  hat.  Es  gab  keine  Ablehnung  dessen  von  Seiten  des  DGB,
lediglich  den  müden  Verweis,  dass  die  Aufrüstung  nicht  zulasten  von
Sozialem,  Gesundheit  und  Bildung  finanziert  werden  dürfe.  Auf  hohe
Lohnforderungen wird zugunsten des Sicherung des Wirtschaftsstandortes
Deutschland und aufgrund der angeblichen Gefahr einer „Lohn-Preis-Spirale“
ebenso  verzichtet,  wie  auf  politische  Streiks  angesichts  der  vielfachen
Krisenlagen. Stattdessen gibt es Einmalzahlungen (siehe Abschluss IGBCE
und müde Lippenbekenntnisse gegen den Klimawandel).

5 3 .  D i e s e  s t a a t s t r a g e n d e  H a l t u n g  d e s  D G B  b r i n g t  d i e
Mitgliedsgewerkschaften angesichts  sich  zuspitzender  Krisenlagen in  den
Lebenswelten der Gewerkschaftsmitglieder in eine fundamentale Krise. Viel
zu  lange  hat  sich  der  DGB  als  verlässlicher  Partner  für  das  Kapital
präsentiert,  die  Mitgliedschaft  ruhiggestellt  und dafür  in  wirtschaftlichen
Aufschwungperioden  Tariferhöhungen  für  Kernsektoren  und
Stammbelegschaften  (=  Arbeiter_innenaristokratie)  herausgeholt.  In
Krisenzeiten, in denen es jedoch selbst für die sogenannten Kernsektoren
kaum noch etwas abzuschöpfen gibt, gerät diese Politik in akute Bedrängnis.
Zusätzlich  geraten  die  Gewerkschaftsbürokraten  der  großen  DGB-
Gewerkschaften  durch  kämpferisch  auftretendere  Spartengewerkschaften
unter Druck (siehe Cockpit oder GDL). Als Folge erlebt der DGB aktuell einen
massiven  Mitgliederschwund.  Im Jahr  2021  (aktuellste  Zahlen)  verließen
über 2 Prozent der Gesamtmitgliedschaft ihre jeweiligen Gewerkschaften (am
meisten bei  IG Metall  und verdi).  Gleichzeitig gehen die Rechten immer
aggressiver auf Stimmenfang unter Gewerkschafter_innen, sodass die AfD in
einigen  Betrieben  sogar  bereits  eine  absolute  Mehrheit  unter



Gewerkschaftsmitgliedern  verzeichnen  kann.  Der  Apparat  versucht  sich
deshalb  mit  verzweifelten  und  halbherzig  geführten  „Organizing“-
Kampagnen  zu  erneuern  und  Mitglieder  zu  gewinnen.

54. Dabei braucht es auch über rein tarifliche Forderungen hinausgehende
Forderungen der Gewerkschaften, da die aktuellen Krisen (Corona, Klima,
Krieg,  Inflation)  und  die  Tiefe  mit  der  sie  sich  auf  den  Alltag  von
Lohnabhängigen  auswirken,  die  traditionelle  ökonomistische
Selbstbeschränkung der Gewerkschaften in Frage stellen. Ferner liegen für
die kommenden Tarifauseinandersetzungen von IG-Metall und verdi aktuell
nur Forderungen auf dem Tisch, die knapp über der aktuellen Inflationsrate
liegen. Nach den Verhandlungen sind also Reallohnverluste zu erwarten. Der
kämpferische  Streik  der  Hamburger  Hafenarbeiter_innen  konnte  die
Bürokratie  dagegen zeitweise vor  sich hertreiben und bildete dabei  eine
Ausnahme.  Es  wird  immer  deutlicher,  dass  der  bürokratische
Gewerkschaftsapparat  das  eigentliche  Problem ist,  der,  um seine  eigene
privilegierte Stellung zu erhalten, gewerkschaftliche Kämpfe ausbremst. Was
wir  brauchen  ist  deshalb  kein  Organizing  für  einen  erneuerten
Gewerkschaftsapparat, sondern eine kämpferische Gewerkschaftsopposition,
gestützt  auf  basisdemokratische  Betriebsgruppen,  die  selbst  über
Forderungen und Kampfmittel entscheiden, sowie Wähl- und Abwählbarkeit
von  Delegierte  entsenden.  Verknüpft  werden  muss  dies  mit  einem
gewerkschaftlichen  Aktionsprogramm  des  Klassenkampfes  (statt
Sozialpartnerschaft)  gegen  die  Abwälzung  der  Krisenkosten  und  der
kommenden Rezession auf  die  Beschäftigte.  Die VKG bildet  einen ersten
Ansatzpunkt dafür.

War’s das mit der Linkspartei?

55. Die traurige Lage der Linkspartei ist geprägt von massiven Wahlverlusten
bei der Bundestagswahl. Mit 5 Prozent und über 4 Prozent Stimmverlust ist
sie  noch knapp in  den Bundestag eingezogen.  Ähnlich  schlecht  sind  die
Ergebnisse bei den vergangenen Landtagswahlen. Hauptgrund dafür ist ihre
reformistische  Ausrichtung  und  ihre  falschen  Analyse  des  bürgerlichen
Staates, die es ihr verwehrt einen radikale Kampf gegen die Angriffe der
Regierung zu führen. Zusätzlich ist die Partei durch den inneren Kampf ihrer



Flügel gelähmt.

56.  Kurzzeitige  Hoffnung  machte  die  Proklamation  des  „Heißen  Herbsts
gegen soziale Kälte“, bei dem die Linkspartei in Leipzig ca. 4000 Menschen
mobilisierte.  Diese  Aktion  blieb  jedoch  der  vereinzelte  Höhepunkt  der
„Kampagne“, da die Positionen der jeweiligen Flügel zum Krieg und seinen
Folgen zu unterschiedlich sind, um einen gemeinsamen Kurs vorzuschlagen.
Der  Flügel  der  sogenannten  „Regierungssozialist_innen“  will  dabei  nur
verhalten  Opposition  spielen,  um  sich  weiterhin  als  verlässlicher
Koalitionspartner  zu  präsentieren.  Forderungen  nach  einem  Ende  der
Sanktionen, die ihm von links unter Druck setzen könnten, versucht er dabei
als  „Rechtsoffenheit“  und  „Putinverständnis“  zu  denunzieren.  Der
linkspopulistische  „Aufstehen“-Flügel  um  Sarah  Wagenknecht  versucht
dagegen aktiv Proteste gegen die Inflation zu organisieren. Praktisch scheint
der Flügel dabei zu testen, wie viel Basis er tatsächlich hat, um den Erfolg
eines Bruchs mit der Linkspartei abschätzen zu können. Dabei strebt er eine
Volksfront von Arbeiter_innenklasse und kleineren Unternehmen an, um die
Lasten der Krise abzufedern. Seine Kritik an Sanktionen und der Abwälzung
der Krisenkosten formuliert  er  jedoch nicht  aufgrund von internationaler
Klassensolidarität.  „Aufstehen“  kämpft  für  ein  „sozialeres  Deutschland“,
dessen durch Frieden mit Russland florierende Wirtschaft mehr Spielraum
für Umverteilungspolitik hätte. Die Bewegungslinke will zwar laut eigenen
Aussagen zwar eine Massenbewegung gegen die Regierung aufbauen, traut
sich jedoch nicht die nötige Konfrontation mit anderen Flügeln einzugehen.
Obwohl sie eine Mehrheit im Parteivorstand stellt, hat sie bisher nichts von
ihren eigentlich fortschrittlichen Forderungen umgesetzt. Im Ernstfall haben
ihre Mitglieder bisher auf den Parteitagen mit den Regierungssozialist_innen
gestimmt und damit offenbart, dass sie keinen Kampf um die Partei für ein
sozialistisches und „bewegungsorientiertes“ Programm führen wollen.

57. Die Anzeichen, dass der Wagenknecht-Flügel die Partei verlässt, nehmen
dabei  zu.  Dies  sieht  man an  den  Streitereien  innerhalb  des  Hamburger
Landesverbandes  oder  beispielsweise  dem  Schreiben  des  NRW
Landesvorstandes, bei dem der gesamte Vorstand sich nicht zur Wiederwahl
bereit erklärte und ihre Erklärung zuerst der Presse zuschickte und dann den



eigenen Strukturen. Vertreter wie Dieter Dehm, der zwar nicht 100% dem
Wagenknecht-Flügel  zu  zuordnen  ist,  erklärten  zudem  öffentlich  die
Notwendigkeit einer neuen linken Initiative mit den Worten„Es muss eine
Kraft  antreten,  die  diesem  Abbruchunternehmen  da  drüben  im  Karl-
Liebknecht-Haus  eine  Alternative  entgegensetzt“.  So  kann  es  sein,  dass
gerade  im  Hinblick  auf  die  Europa-Wahl  2024  sich  dieser  Teil  aus  der
Linkspartei verselbständigt um sich dort eigene Posten zu sichern. Sollte der
Flügel rund um Wagenknecht und Populäre Linke die Partei im aktuellen
Zustand verlassen, wird dies die Zersetzungserscheinungen beschleunigen.
Praktisch bedeutet das ein weiteres Schrumpfen der Linkspartei, da schon
jetzt  mehr  und  mehr  Aktivist:innen  durch  die  andauernde  öffentliche
Schlammschlacht  zwischen  Parteiführung  und  Bundestagsfraktion  bei
gleichzeitigen Ausbleiben von Erfolgen demoralisiert sind, von Wähler:innen
ganz zu schweigen.

Der interne Machtkampf ist dabei von der Idee geprägt, dass der „stärkere“
Flügel den anderen in Schach hält, da viele – inbesondere Vertreter:innen
der Bewegungslinken (und M21-Mitglied) wie Christine Buchholz, der Idee
nachhängen, dass eine weitere Spaltung zur Irrelevanz der Partei  führen
würde. Dies stimmt nur bedingt. Hätte es früher eine klare Abtrennung der
populistischen  Politik  gegeben,  verbunden  mit  einem  Rausschmiss
Wagenknechts  hätte  so  eine  Handlungsfähigkeit  der  Partei  unter  einem
positiven Vorzeichen hergestellt werden können. Dies wäre auch jetzt noch
möglich, nur setzt man eher auf Blockaden statt inhaltlicher Diskussion und
gemeinsame  Mobilisierungen  aus  Angst  mehr  Leute  an  das  gegnerische
Lager zu verlieren wie man an der Praxis in Leipzig sehen konnte. Dort
iniitierte Sören Pellmann (einer der drei Gründe warum die Linke überhaupt
noch im Bundestag ist) Anfang September einen Protest gegen die Inflation,
nur  um  im  Oktober  bei  der  Aktion  organisiert  von  Juliane  Nagel  und
Katharina König-Preuss nicht reden zu dürfen.

Klimabewegung in der Sackgasse

58.  In  den  letzten  Jahren  gab  es  gewaltige  internationale  Proteste  der
Klimabewegung.  Trotzdem  wurden  keine  relevanten  politischen
Verbesserungen erreicht. Der Ausstoß von Treibhausgasen hat sich sogar



erhöht (abgesehen von dem Lockdownjahr 2020). Folglich befindet sich die
Klimabewegung in  einer  Sackgasse.  Alle  bisher  angewandeten Methoden
waren anscheinend unzureichend, um etwas zu verändern. NGO´s und die
Grünen  haben  sich  spätestens  seit  dem  Kohleverlängerungsgesetz  als
unfähig  gezeigt  wirklich  etwas  für  das  Klima  zu  tun.  Die  freitäglichen
Schulstreiks von FFF gibt es schon lange nicht mehr, die Aktionstage werden
immer  kleiner.  Auch  die  Waldbesetzungen  haben  sich  als  symbolische
Aktionen  einer  scheinradikalen  Minderheit  ohne  größere  Bedeutung
entpuppt.  Das  Gleiche  gilt  im Grunde genommen für  das  Bündnis  Ende
Gelände, welches nicht über ein reformistisches Programm und symbolisches
Eventhopping hinausging. Die Aktionen von „die letzte Generation“ oder XR
konnten nur Arbeiter_Innen ärgern, die zur Arbeit wollten, nicht jedoch die
Regierungen zum Umdenken bewegen. Keine der genannten Bewegungen
und Organisationen hat eine Verbindung zur Arbeiter_Innenklasse gesucht,
obwohl ihre Streikmacht alleine Druck auf Regierung und Kapital ausüben
kann.  Zum  Teil  wurde  ein  Schulterschluss  zur  Klasse  sogar  abgelehnt,
obwohl er sich aufgedrängt hat, wie z.B. rund um die Ende Gelände Proteste
in Hamburg,  die  parallel  zu dem beeindruckenden Streik  im Hamburger
Hafen stattfanden.

59. Die Ampelkoalition, bürgerliche Medien und Teile der kleinbürgerlich
geprägten  Umweltbewegungen  nutzen  den  Ukrainekrieg  und  die
Wirtschaftskrise als Grund, um Investitionen in grüne Technologien, Green
New Deal und Umweltfragen in den Hintergrund zu schieben. Während es
massive  Investitionen  in  Aufrüstung  und  zur  Unterstützung  von
Unternehmen  gibt,  wird  uns  weisgemacht,  diese  Depriorisierung  von
Klimafragen wäre alternativlos, weil andere Krisen im Vordergrund stünden.
So kommt es, dass Atomkraft wieder im Gespräch ist und Kohlekraftwerke
länger  laufen  sollen,  als  bisher  geplant,  während  ein  Aufschrei  der
Klimabewegung  und  große  Mobilisierungen  ausbleiben.  Teile  der
Umweltbewegung gehen auch so weit, den Kurs der Regierung nicht nur
passiv  mitzutragen,  sondern  den  Krieg  des  Westens  gegen  Russland  zu
unterstützen und ihn als Chance eines Ausstieges aus fossilen Brennstoffen
zu sehen (z.B. in Teilen von FFF). Das Dogma von Luise Neubauer: „Wir
haben eben Krieg,  dann gibt  es  halt  eine unpopuläre Politik“,  setzt  sich



durch.

Radikale Linke und Klimabewegung

60. Das Mobilisierungspotenzial  der radikalen Linken stagniert weiterhin.
Hauptgrund  dafür  ist  die  Abwesenheit  von  klaren  Positionen  (oder  gar
Kampagnen)  zu  den  drängenden  Fragen  der  Zeit:  Ob  Corona-Krise,
Klimakrise,  Krieg,  Rassismus,  Inflation  oder  Frauenbefreiung.  Eine
Hauptursache stellt dabei die Führungskrise der Arbeiter_innenklasse und
ihre Abwesenheit als ein in den Verlauf der Geschichte eingreifendes Subjekt
dar. Vorherrschende reformistische oder postmoderne Ansätze bieten keine
Antworten auf die drängenden Krisen und machen die Gruppen der radikalen
Linken unfähig, über isolierte Großmobilisierungen hinaus eine Bewegung
aufzubauen (siehe Black Lives Matter, EG, Frauen*streik, …).

61.  Die  Interventionistische  Linke  steckt  als  größte  „linksradikale“
Organisation in einer tiefen Krise (3 Ortsgruppen sind ausgetreten), die auf
andere sich an ihr orientierende kleinere Gruppen abfärbt. Ihr pluralistisches
Aufbaukonzept  und  ihre  Taktik  der  „breiten  zivilgesellschaftlichen
Bündnisse“ scheinen angesichts der aktuellen Herausforderungen nicht mehr
zeitgemäß und unfähig, praktisch in das Geschehen einzugreifen. Ferner hat
sich ihre politische Erwartung der Herausbildung eines weltumspannenden
Empires  (siehe  Antonio  Negri)  angesichts  der  Blockbildung,  der
Deglobalisierungstendenz  und  verschärfter  bürgerlicher  Angriffe  nicht
bewahrheitet, was die Organisation auch in eine programmatisch-politische
Bedrängnis gebracht hat.

62. Das traditionell-stalinistische Milieu (SDAJ, DKP, MLPD) wurde empirisch
in seiner Proklamation der friedliebenden Ambitionen Putins widerlegt (DKP-
Slogan  im  Januar  2022:  „Denkst  du  der  Russe  will  Krieg?“)  und  hat
Schwierigkeiten  angesichts  der  neuen  globalen  Kräftekonstellation  eine
Position herauszubilden. Die Kommunismuskonferenz der Kommunistischen
Organisation blieb mit 200 Teilnehmer_innen hinter den Erwartungen einen
Umgruppierungsprozess anzustoßen zurück, sollte jedoch weiter beobachtet
w e r d e n .  D i e  t r a d i t i o n e l l  m a o i s t i s c h  a u s g e r i c h t e t e n
Migrant_innenorganisationen  haben  noch  wie  vor  eine  große



Mobilisierungskraft  in  den  jeweiligen  Diaspora-Communities.  Sie  stehen
jedoch  vor  dem Problem,  dass  gerade  das  Bewusstsein  von  Jugendliche
stärker durch ihre Klassenlage und die damit verknüpfen Alltagsprobleme
bestimmt wird, als die Diasporapolitik der Organisationen ihrer Eltern.

63. Positiv zeichnet sich ab, dass die Forderung nach Vergesellschaftung von
Unternehmen  an  Popularität  gewonnen  hat  (siehe:  800  Menschen  bei
Vergesellschaftungskonferenz).  Der  erfolgreiche  Volksentscheidung  von
„Deutsche  Wohnen  und  Co.  enteignen“  in  Berlin  hat  sicherlich  dazu
beigetragen  und  zeigt  zugleich  dessen  Probleme  auf.  So  gilt  es  in  der
kommenden Konferenzperiode einen ideologischen Kampf um die Frage zu
führen, ob diese Vergesellschaftung über Art. 15 des Grundgesetzes vor dem
Gericht erstritten oder über politische Streiks in den betreffenden Betrieben
durchgesetzt  werden  muss.  Ebenso,  ob  die  Kontrolle  über  die
Vergesellschaftung in der Hand einer „Anstalt öffentlichen Rechts“ oder den
Beschäftigten  liegt.  Die  Forderung  nach  einer  Vergesellschaftung  des
Energiesektors gewinnt aktuell  in der Klimabewegung an Popularität und
bildet  ein  vielversprechendes  Bindeglied  zur  Antikrisen-  bzw.  Anti-
Inflationsbewegung.

Lage der Jugend in Deutschland

64. Die Inflationsrate ist für Jugendliche bis zu 4 mal höher. Jugendliche
haben in den meisten Fällen kein oder nur ein sehr geringes Einkommen.
Bereits im Zuge der Pandemie haben viele ihre Nebenjobs verloren oder
werden sie Blick auf die zu erwartende Rezession verlieren. Gleichzeitig sind
die Preise von Waren, die verstärkt von Jugendlichen konsumiert werden,
besonders  stark  angestiegen.  Beispielsweise  sind  die  Preise  für  linierte
Blöcke (brauch man in der Schule) um 13% angestiegen. Viele können sich
das Mensaessen nicht mehr leisten oder müssen auf Brötchen mit Ketchup
zurückgreifen. Da neben sinkenden Einkommen und teureren Konsumgütern
ebenso  Mieten  und  Nebenkosten  drastisch  angestiegen  sind,  werden
Jugendliche  in  Deutschland  in  der  kommenden  Konferenzperiode  noch
stärker  an  den  elterlichen  Haushalt  gebunden  bleiben.

65.  Dies trifft  noch stärker auf  migrantisierte Jugendliche zu,  die zudem



teilweise in prekären und repressiven Familienstrukturen gezwungen sind,
die  eigene  Familie  noch  finanziell  durch  Nebenjobbing  zu  unterstützen.
Polizeigewalt  ist  ferner  weiterhin  ein  Thema,  was  nicht  aus  den  Leben
migrantisierter Jugendlicher wegzudenken ist. Allein im August 2022 haben
rassistische  Polizist_innen  sogar  4  migrantisierte  Menschen  erschossen.
Jugendliche  mit  russischem Migrationshintergrund werden  in  der  Schule
oder in Peergroups verstärkt bloßgestellt und in Rechtfertigungsdruck für
einen Krieg gebracht, für den sie nichts können.

66. Schüler_innen werden angesichts der geplanten Bildungskürzungen in
einigen Bundesländern besonders am Anwachsen der Klassengrößen sowie
am Ausfall von Unterricht bei gleichbleibenden Leistungserwartungen durch
den Lehrer_innenmangel zu leiden haben. Ferner ist zu erwarten, dass die
Schulen  im  Winter  von  einer  erneuten  Covid-Welle  erfasst  werden,  zur
starken Belastung für die Jugendlichen und ihre Familien werden wird. Dabei
ist Long-Covid eine Folgeerkrankung auf eine Covid-Infektion von der viele
Jugendliche betroffen sind, auf die in der Schule aber keinerlei Rücksicht
genommen wird.

67. Auch die Einkommen von Azubis und Studierenden werden weiter durch
d i e  I n f l a t i o n  s c h r u m p f e n ,  d a  w e d e r  B A f ö G  n o c h
Mindestauszubildendenvergütung  an  die  Inflation  angepasst  werden.
Gleichzeitig werden sie beim Berufseinstieg mehr Schwierigkeiten haben, da
Unternehmen mit Blick auf eine Rezession weniger Menschen einstellen oder
geringere Löhne zahlen. Für Azubis sinken dabei die Übernahmechancen
massiv ab.

68.  All  dies  hat  erhebliche  Auswirkungen  auf  das  Bewusstsein  von
Jugendlichen.  Politisierte  Jugendliche  aus  der  Generation  Z  und  jünger
kennen eigentlich  keine  Welt  mehr  ohne existenzbedrohende Krisen und
wurden  zwischen  Klimakrise,  Corona-Krise,  Ukrainekrieg  und
Wirtschaftskrisen  sozial is iert .  Laut  einer  Studie  des  Forsa
Meinungsforschungsinstituts haben 72 Prozent der unter 30 Jährigen große
Angst vor der Inflation. Damit sind sie die Altersgruppe, der die Inflation die
meisten  Sorgen  bereitet.  Die  Coronapandemie  bereitet  laut  der  Studie
dagegen  nur  30% Sorgen,  was  vermutlich  an  einer  Gewöhnung  an  den



Krisenzustand sowie der Angst vor weiteren Schulschließungen liegt. Der
Ukraine-Krieg  und  die  Klimakrise  bereiten  jeweils  50  %  der  befragten
Jugendlichen Sorgen. Über 50 % lehnen jedoch eine stärkere Einmischung
Deutschlands in  den Krieg ab.  Wachsende Ängste,  Einschnitte  durch die
Coronapandemie, eine verschärfte Konkurrenz um Arbeitsplätze, Schulnoten
und soziales Prestige sowie gestiegene Leistungserwartungen verursachen
einen Anstieg von psychischen Erkrankungen bei Jugendlichen um über 20
Prozent.  In  dieser  dauerhaft  krisenhaften  und  oft  hoffnungs-  und
perspektivlosen Lage gilt es, Perspektiven aufzuzeigen und Antworten auf
bestehende  Probleme  und  Krisen  zu  bieten,  auch  solche,  die  sofortige
Verbesserung der Lage bewirken.

Revolutionärer  Bruch  braucht
Programm
Am  10.  Oktober  2022  veröffentlichten  junge  Sozialist:innen,  die  in  der
Linksjugend solid  aktiv  sind,  eine  Erklärung unter  dem Titel  „Für  einen
revolutionären  Bruch  mit  der  Linkspartei  und  solid“.  Wir  begrüßen  die
Diskussion  um  den  Aufbau  einer  revolutionär-sozialistischen  Partei  in
Deustchland, an der wir uns aktiv beteiligen wollen. Hier spiegeln wir eine
Erklärung  von  mehreren  Genoss:innen,  die  sich  begannen  in  solid  zu
polit is ieren  und  sich  im  Verlauf  des  letzten  Jahres  auch  der
Jugendorganisation  REVOLUTION  anschlossen.  Sie  stellen  hier  ihre
Ansichten  zu  den  Grundlagen  einer  neuen  revolutionären  Kraft  zur
Diskussion.

Verfasser:

Die Weltgesellschaft  befindet  sich wahrhaftig an einem Wendepunkt.  Die
Bewegungen der Lohnabhängigen und sozial Unterdrückten sehen sich mit
einer grundlegend neuen Situation konfrontiert.

https://onesolutionrevolution.de/revolutionaerer-bruch-braucht-programm/
https://onesolutionrevolution.de/revolutionaerer-bruch-braucht-programm/


Mit dem Krieg in der Ukraine hat auch eine allgemeine Auseinandersetzung
um die Neuaufteilung der Welt begonnen. Großmächte wie China, Russland,
Indien,  die  USA,  Japan,  Deutschland,  Frankreich  und  Großbritannien
bereiten sich auf einen globalen militärischen Konflikt vor, der die gesamte
Zivilisation zerstören könnte. Die Diskussion über die Gefahr eines Dritten
Weltkrieg ist in den offiziellen Medien, in den Reden von Politiker:innen und
im alltäglichen Gespräch kein Tabu mehr. Gerade für die Jugend gilt es, zu
verhindern, dass ein dritter Weltkrieg je ausbrechen kann.

Die  Klimakatastrophe  ist  heute.  Verwüstung,  Trockenheit  und  Feuer
wechseln Fluten, Überschwemmungen und Stürme ab. Gleichzeitig erleben
wir ein apokalyptisches Artensterben. Wir erleiden die Vermüllung unseres
Planeten, und die Vergiftung unseres Trinkwassers und unserer Nahrung.
Während  allein  in  diesem  Jahr  weltweit  eine  Billion  Dollar  für  den
Militarismus ausgegeben wurden, bleibt die ökologische Transformation aus,
die uns bürgerliche Politiker:innen und Konzerne immer wieder versprachen.
(Das sind 1000000000000 Dollar oder eintausend Milliarden Dollar.) Wenn
wir  die  Zukunft  der  jungen Generation sichern wollen,  braucht  es  einen
radikalen Systemwechsel.

Gleichzeitig  brach  mit  der  Corona-Pandemie  auch  eine  außerordentliche
Wirtschaftskrise des Kapitalismus aus. Die Lohnabhängigen, kleine Bauern,
die kleinen Gewerbetreibenden, sowie die städtische und ländliche Armut
werden  unter  dieser  Krise  erdrückt.  Große  Teile  der  Welt  erleben  eine
massive  Hungerkrise.  Auch  hier  in  Deutschland  überschritt  die  Inflation
zuletzt die 10% Marke, viele bangen um ihre Arbeit, ihre Wohnung, fürchten
sich vor der nächsten Gasrechnung oder dem Einkauf. Mehr als 16% der
Bevölkerung  lassen  eine  Mahlzeit  aus,  um  zu  sparen.  Währenddessen
vermehrt sich der Reichtum der großen Kapitalist:innen.  Wenn wir nicht
erneut wie 2008 für die kapitalistische Krise zahlen sollen, braucht es einen
entschlossenen Kampf von unten.

Diese drei Menschheitsfragen können nicht durch den Kapitalismus gelöst
werden. Denn es ist der Kapitalismus, der sie hervorgerufen hat.

Wir  kämpfen  für  eine  Gesellschaft,  die  sich  an  den  Bedürfnissen  der



gesamten Menschheit ausrichtet, auch der Generation von Morgen.

Wir kämpfen für eine Gesellschaft, in der demokratische Teilhabe nicht von
der Wirtschaftsmacht einer Region, von einzelnen Staaten, Verbänden oder
Individuen abhängig ist.

Wir kämpfen für eine Gesellschaft, die frei von Privilegien ist, von Privilegien
die  andere  Menschen  klein  machen,  ausgrenzen  und  ihre  Ausbeutung
ermöglichen.

Das einzige Privileg, für das wir kämpfen, ist der Menschheit eine Zukunft
auf diesem Planeten zu sichern. Wir streben eine Zukunft an, in der wir
gleichberechtigt unsere Lebenszeit voll ausschöpfen und genießen können.
Wir wünschen uns eine Gesellschaft, in der die Fähigkeiten und Interessen
von Kollektiven und Individuen voll  zur  Entfaltung kommen können.  Um
diese Zukunft zu sichern, müssen die Technologien zu produktiven Kräften
werden, anstatt zu Mechanismen der zunehmenden Kontrolle, oder gar der
Zerstörung der Welt. Wir brauchen Formen des Zusammenlebens, die sich
frei machen von der Irrationalität, dem Hass und der Lüge der heutigen Zeit.
Eine Gesellschaft in der stattdessen der Drang nach Wissen, Austausch und
dem Verständnis unserer Existenz im Vordergrund stehen.

Diese Gesellschaft nennen wir Sozialismus.

Wir müssen aber feststellen, dass wir diesem Ziel heute sehr fern stehen.

Mit dem Beginn der Krise 2007 hoffte eine ganze Generation junger und alter
Menschen von einem Ende des Kapitalismus. Im gleichen Jahr wurden die
LINKE und die Linksjugend solid gegründet. Fünfzehn Jahre später ist die
LINKE  in  einer  tiefen  Krise.  Heute  fürchten  die  Kapitalist:innen  in
Deutschland  nicht  die  linke  Erhebung.  Eine  weit  verbreitete  Sorge  der
damailigen zeit, als Zeitungen wie die Frankfurter Allgemeine Zeitung davon
sprachen,  dass  das  Marx zurück sei.  Stattdessen müssen Lohanbhängige
heute den Aufstieg der Rechten fürchten und unter der unsozialen Politik der
Regierung leiden.

Es fehlt aber nicht an den objektiven Bedingungen dieses Ziel zu erreichen.



Es fehlt an einer Kraft, die für dieses Ziel entschlossen kämpft. Wir denken,
die LINKE ist nicht diese Kraft. Denn die LINKE formuliert nur ein vages
Ziel.  Sie hat die Kampfkraft der Lohnabhängigen in den letzten fünfzehn
Jahren  nicht  gestärkt,  sondern  ihre  Hoffnung  auf  grundlegende
Veränderungen,  und  ihre  Moral  durch  eine  Reihe  von  prinzipienlosen
Regierungsbeteiligungen  gebrochen.  Aktuell  streitet  sie  darüber,  ob  die
deutsche Regierung nun die blödeste Europas sei oder nicht. Stattdessen
sollten wir uns darauf konzentrieren, dass es eine kapitalistische Regierung
ist, die unsere Interessen nicht umsetzt. Die LINKE scheitert auch praktisch,
sie ist zerstritten und ist nicht das Zentrum eines linken Widerstandes gegen
die Dreifachkrise.

Dies  hat  tiefere  Gründe.  Denn  alle  drei  relevanten  Flügel  der  LINKEN
(Bewegungslinke, Wagenknecht-Flügel und Reformer) haben eine politische
Schwäche,  die sie teilen.  Sie richten ihre Politik  letztlich primär auf  die
graduelle Reform eines Systems aus, das nicht grundlegend reformierbar ist.
Ihr Hauptvehikel bleibt dabei letztlich mehr oder weniger das Parlament und
der bürgerliche Staat. Wir erkennen hingegen wirklich an, dass die heutige
Welt in Klassen aufgeteilt ist. Einerseits in jene, die über Land, Ressourcen
und Produktionsmittel besitzen, jene die direkt oder indirekt die Grundlagen
der Politik der heutigen Staaten bestimmen. Andererseits in jene, die dies
nicht tun. Ein Großteil dieser zweiten Klasse sind die Lohnabhängigen dieser
Welt.

Für uns ist das nicht einfach eine Phrase, sondern kommt mit praktischen
Verpflichtungen.  Es  heißt,  dass  die  Welt  von  den  Interessen  einer
kapitalistischen Minderheit bestimmt ist. Diese Minderheit bestimmt letztlich
das Schicksal  der „Wirtschaft“.  Auch das vorherrschende Denken ist  das
Denken der Herrschenden, solange ihre Herrschaft nicht in Frage gestellt
wird.

Das bedeutet, dass wir unser Ziel nur durch eine Politik verändern können,
die diese herrschende Klasse herausfordert. Das ist eine Politik die wir als
revolutionären Klassenkampf bezeichnen.

Die  erdrückende  Mehrheit  in  die  LINKE und  die  linksjugend  solid,  und



wichtiger  ihr  Apparat  aus  Funktionär:innen und Mandatsträger:innen die
letztlich die Praxis dieser Partei bestimmen,

vertreten keine klassenkämpferische Politik. Sie vertreten eine Politik, die
wir  als  Reformismus bezeichnen.  Das ist  eine Politik,  die im besten Fall
glaubt, durch graduelle Reformen den Sozialismus zu erreichen. In der Praxis
ist es aber eine Politik und ein soziales System, dass die Lohnabhängigen an
die  Unternehmen  der  Kapitalist:innen  und  an  „ihren  Staat“  bindet  und
unterordnet.

Wir  glauben,  dass  es  einen  grundlegenden  Bruch  mit  dem  politischen
Programm  und  der  organisatorischen  Praxis  der  LINKEN  und  von
Linksjugend solid benötigt, wenn wir unsere Zukunft sichern wollen. Denn
mit dieser Politik ist ein wirklicher Systemwechsel ausgeschlossen.

Deshalb unterstützen wir von REVOLUTION den Aufruf zu einer Konferenz,
in  der  alle  kritischen  Teile  der  linksjugend  solid  und  der  LINKEN
zusammenkommen, die eine Politik wünschen, die für einen Systemwechsel
eintritt und dies mit einer Politik des Klassenkampfes verbindet.

Um  der  heutigen,  neuen  Situation  gerecht  zu  werden,  muss  es  unser
Anliegen  sein,  die  antikapitalistischen  Teile  der  Klimabewegung,  der
kämpferischen  Gewerkschafter:innen,  die  klassenkämpferischen  Teile  der
antirassistischen und feministischen Bewegung in einer gemeinsamen Partei
zu  vereinigen,  um  für  solch  einen  Systemwechsel,  eine  sozialistische
Revolution  möglich  zu  machen.

In siebzehn Punkten möchten wir hier unsere grundlegenden Überlegungen
äußern,  welche  Strategie  und  Organisationsform  solche  eine  Partei
kennzeichnen sollte und wie sie für den Sozialismus unter den aktuellen
Bedingungen in Deutschland kämpfen müsste.

Wir befürworten Reformen. Wir unterstützen jede Reform, die unsere1.
unmittelbare Lebensgrundlage verteidigt oder verbessert. Das trifft
auf  alle  gesellschaftlichen  Bereiche  zu,  von  der  Erhöhung  von
Löhnen, der sofortigen Umsetzung von Maßnahmen zur Rettung der
Umwelt  und  der  Abschaffung  von  Praktiken  oder  Gesetzen,  die



rassistische,  sexistische  oder  homophobe  Unterdrückung
zementieren.
Wir  müssen  für  Reformen  kämpfen.  Die  Reichen,  die  Banker,2.
Industriellen und Großgrundbesitzer, die bürgerlichen Politiker und
staatliche Institutionen werden uns nichts freiwillig geben. In diesem
Klassenkampf um Reformen, richten wir uns nicht an dem für die
herrschende  Klasse  „machbaren“  aus.  Wir  schlagen  immer  den
Kampf für das Leben und Überleben der Lohnabhängigen und der
Menschheit „notwendige“ vor.
Wir befürworten den Antritt zu Wahlen. Sozialist:innen sollten ihre3.
Ansichten in Wahlen und im Parlament zum Ausdruck bringen. Diese
Ansichten  sollen  aber  den  Kampf  um  Reformen  und  für  die
Revolution verbessern, und nicht zur Integration in jene bürgerlichen
Regierungen und den büegrlichen Staat fordern, in dem es sich auch
die LINKE bequem gemacht hat.
Das strategische Ziel des Sozialismus bestimmt also unsere Taktik.4.
Wir  unterscheiden  uns  hier  grundlegend  von  der  reformistischen
Politik  der  LINKEN  oder  der  Gewerkschaftsführung.  Denn  diese
ordnet  ihre  Forderungen  und  ihre  Praxis  dem  unter,  was  die
Koalitionspartner oder die Konzernchefs als „machbar“ verkaufen.
Sie beteiligt sich an der Verwaltung des kapitalistischen Systems in
bürgerlichen  Regierungen,  was  wir  kategorisch  ablehnen.
Gleichzeitig  fordern  wir  reformistische  Parteien  und  die
Gewerkschaften immer wieder dazu auf, für konkrete Forderungen
zu mobilisieren und zu kämpfen. Eine zentrale Kritik, die wir aktuell
an  ihnen  haben,  ist  gerade,  dass  sie  nicht  entschlossen  gegen
Inflation, Krise, Krieg und Umweltzerstörung kämpfen. Wir fordern
sie  also  jederzeit  dazu  auf  eine  gemeinsame  Front  für  die
Erkämpfung von Reformen zu schließen. Aber wir begrenzen unsere
eigenen  Aktivitäten,  Forderungen  und  unser  Programm  im
gemeinsamen Reformkampf nicht auf das, was die Führer:innen der
Gewerkschaften oder der LINKEN für „machbar“ halten. Wir sagen
jederzeit, was wir für „notwendig“ erachten und wir erhöhen dabei
die Selbstorganisierung der kämpfenden Basis.
Der Kampf um Reformen hat einen realen Zweck im Hier und Jetzt.5.



Dieser  Reformkampf  ist  nicht  einfach  ein  „Trick“.Wenn  wir  zum
Beispiel von unserem Lohn jetzt nicht leben können, dann muss der
Lohn jetzt  sofort  steigen.  Aber  gleichzeitig  kann  der  Sozialismus
nicht ohne eine Revolution erreicht werden. Sozialist:innen werden
dies in jedem Reformkampf betonen und den Kampf um die Reformen
so führen, dass sie die Revolution vereinfachen, denkbar machen und
vorbereiten.
Sozialist:innen können die Revolution propagieren.  Die Revolution6.
machen kann aber nur die Klasse der Lohnabhängigen. Sie ist eine
wirkliche soziale Kraft, und auch nur durch ihre Revolution gegen die
Diktatur des Kapitals, kann eine Zukunft gesichert werden, in der es
eine Demokratie  der  Lohnabhängigen anstatt  einer  stalinistischen
Dystopie gibt.
In Deutschland kann kein ernsthafter Reformkampf gewonnen, keine7.
Revolution  ohne  die  Gewerkschaften  geschehen.  Eine  zentrale
Aufgabe ist es daher auch die Gewerkschaften für eine Politik des
entschlossenen Reformkampfes und für eine sozialistische Politik zu
gewinnen. Es gibt eine riesige Klasse in Deutschland, aber sie ist von
einer reformistischen Bürokratie beherrscht, oder anders gesagt von
Menschen  kontrolliert,  die  mit  einem  Parteibuch  der  SPD,  der
Grünen oder auch der LINKEN ausgestattet sind. Diese Bürokratie
sitzt in Aussichtsräten, in staatlichen Institutionen und erhält zum
Teil riesige Gehälter. Aber sie vertritt nicht unsere Interessen. Sie
glaubt  „die  deutsche  Wirtschaft“,  das  heißt  die  Profite  der
Kapitalist:innen wären das Maß aller Dinge. Zum Teil verhindert oder
verschleppt  diese  Bürokratie  auch  die  Organisierung  ganz  neuer
Schichten der Lohnabhängigen. So verweigerte sie lange den Zutritt
von Geflüchteten in die Gewerkschaften. Sie müssen wieder zu Orten
der Demokratie und des Kampfes der Lohnabhängigen werden. Eine
zentrale  Aufgabe  ist  es  also  heute  eine  klassenkämpferische
Basisopposition  in  den  Gewerkschaften  aufzubauen.  Dies  schließt
auch die Auseinandersetzung mit weit  verbreiteten Illusionen und
Ideologie  des  Reformismus,  sowie  unterschiedlichen  Formen  des
Chauvinismus unter einfachen Gewerkschaftsmitgliedern selbst ein.
Denn  die  Klasse  ist  aktuell  gespalten.  Sie  ist  anhand  nationaler8.



Unterschiede,  vermittels  von imperialistischen und halb-kolonialen
Kriegen,  aufgrund  von  sexistischer,  rassistischer,  homophober
Unterdrückung und auch anhand unterschiedlicher sozialer Stellung
einzelner  Schichten  der  Lohnabhängigen  gespalten.  Es  ist  eine
zentrale  Aufgabe  diese  Spaltung  in  der  gemeinsamen
Auseinandersetzung zu überwinden. Daher kämpfen wir auch für den
Aufbau  einer  sozialistischen  Internationale,  die  alle  diese
Auseinandersetzungen  miteinander  verbindet.  Die  gemeinsame
internationale  Organisierung  ist  das  beste  Mittel  gegen  den
Chauvinismus.
Der Hauptfeind steht im eigenen Land. Dieser Hauptfeind ist für uns9.
die deutsche Klasse der Kapitalist:innen und der mit ihr verbundene
Staat.  Das  heißt  für  uns  auch,  dass  wir  uns  nicht  ihren
außenpolitischen Ambitionen anschließen. Wir lehnen jede Form des
Imperialismus und des Militarismus ab. Nur weil Deutschland nach
innen  größere  demokratische  Rechte  gewährt  als  beispielsweise
China oder Russland dies tun, heißt das nicht, dass deutsche Waffen,
die an die Saudis und die Türkei verkauft werden, und im Jemen
Krieg und in Kurdistan eingesetzt werden, demokratischer seien. Es
heißt nicht,  dass deutsche Bundeswehrsoldaten die Demokratie in
Mali, in Afghanistan oder im Irak verteidigt haben. Das können nur
die  demokratisch  und  sozialistisch  organisierten  Lohnabhängigen
dieser  Länder  selbst.  Die  ökonomische,  diplomatische  und
militärische Intervention Deutschlands zerstört aber solche Prozesse
immer wieder.
Gleichzeitig  wissen  wir  auch,  dass  es  andere  Großmächte  wie10.
Russland, China, die USA, Japan, Frankreich, Großbritannien oder
Indien gibt. Wir stehen an der Seite keiner dieser Staaten. In der
militärischen Auseinandersetzung zwischen diesen Staaten sagen wir
„Dreht  die  Waffen  um.“  Kämpft  nicht  gegen  die  Menschen  des
anderen Landes. Stattdessen sollten die Lohnabhängigen und die ins
Militär eingezogene Jugend gegen ihre „eigenen“ Kapitalist:innen,
Diktatoren oder bürgerlichen Regierungen und für eine sozialistische
Revolution kämpfen.
Wir tun alles uns mögliche,  um den Aufbau von Gewerkschaften,11.



sozialen  und  ökologischen  Bewegungen  sowie  von  sozialistischen
Parteien in anderen Ländern zu unterstützen. Uns Interessieren die
konkreten Kämpfe und die Debatten unserer Geschwister im Ausland.
Wir beteiligen uns an einer internationalen Debatte, anstatt nationale
Borniertheit zu betreiben.
Dies muss sich auch durch den Aufbau einer sozialistischen Partei12.
der  Lohnabhängigen  in  Deutschland  ausdrücken,  die  alle  diese
Aspekte  hier  vor  Ort  vereint.  Jeder  Kampf  gegen jede Form von
Unterdrückung ist unser Kampf, denn wer ist denn schwul, schwarz,
weiblich oder geflüchtet, wenn nicht wir Lohnabhängigen?
Eine revolutionäre Partei braucht ein revolutionäres Programm, auf13.
dessen  Basis  die  Mitglieder  gemeinsam und  verbindlich  agieren.
Dieses  Verständnis  unterscheidet  sich  grundlegend  von  dem  der
Linkspartei,  deren Programm keine  praktische Bedeutung für  die
tägliche Aktivität hat. Letztlich erwarten nicht einmal die Mitglieder
der Partei, dass sie für ihr Programm kämpft. Wir hingegen halten es
für notwendig, ein Programm zu diskutieren und zu erarbeiten, das
als  Anleitung  zum  Handeln  dient,  das  den  Kampf  um  soziale,
ökonomische  und  politische  Rechte  mit  dem  Kampf  für  die
sozialistische Revolution verbindet. Nur auf dieser Basis kann das
gemeinsame,  verbindliche  Agieren  einen  demokratischen  und
befreienden  Charakter  haben.
Dieser  Prozess  muss  auf  der  Grundlage  der  vollen  und  freien14.
politischen Diskussion beruhen. Gleichfalls bedarf es aber auch der
gemeinsamen  und  verbindlichen  Umsetzung  von  beschlossenen
Aktionen.Für uns bedeutet „Partei“ also nicht einen Wahlverein zu
gründen,  der  beständig  die  eigenen  Versprechen  in  bürgerlichen
Regierungen bricht, bürokratisch agiert und die Aktivität der Basis
lähmt.  Für  uns  ist  die  „Partei“  ein  Zusammenschluss  der
kämpferischsten Aktiven, der Jugend, der sozialen Bewegung und der
Gewerkschaften,  die  aus  den  Niederlagen  und  Siegen  der
Vergangenheit gemeinsame Schlüsse ziehen, diese in der täglichen
Praxis  im  Kampf  um  Reformen  überprüfen,  dynamisch  neue
E r f a h r u n g e n  m a c h e n ,  d i e s e  m i t  d e r  b r e i t e r e n
Arbeiter:innenbewegung und den sozialen Bewegungen diskutieren



und  so  im  täglichen  Handgemenge  die  Strategie  der  Revolution
erklären und erfahrbar machen. Wir reden also von einer Form der
Organisation, die einerseits das Bewusstsein, das Selbstbewusstsein
und  die  Selbstorganisierung  unserer  Klasse  so  steigert,  dass  die
Revolution  kein  abstraktes,  fernes  Ziel  ist,  sondern  etwas  das
zunehmend durch die  gemachten Erfahrungen denkbar  und auch
machbar wird.  Die reformistischen Parteien,  vor allem die LINKE
charakterisieren das Gegenteil einer solchen Praxis.
Wir treten für den Aufbau einer revolutionären Jugendorganisation15.
ein,  die von der Partei  ernst genommen wird,  aber nicht von ihr
bürokratisch  beherrscht  wird,  eine  Organisation  mit  einem
sozialistischen  Programm,  dass  sie  gemeinsam  mit  der  Partei
erarbeitet,  in  der  Jugendliche  aber  selbstbestimmt  ihre  eigenen
Erfahrungen, und ohne Angst vor Rüge auch Fehler machen können.
Die Revolution machen, heißt den bürgerlichen Staat zu zerbrechen.16.
Die  kapitalistische  Justiz,  die  Regierung,  Polizei,  Militär  und
Bürokratie  werden  uns  die  Zukunft  nicht  gewähren,  die  wir
brauchen, um zu überleben. Sie müssen gebrochen und durch eine
Rätedemokratie  der  Lohnabhängigen  ersetzt  werden,  die  ihre
Revolution  auch  verteidigen  kann.
Eine der ersten ökonomischen Aufgaben nach einer Revolution wäre17.
die Umwandlung zu einer demokratischen Wirtschaft, die nach den
Interessen von Mensch und Natur plant und ein Notfallprogramm
durchsetzt, um den ökologischen Kollaps zu verhindern, das 1,5 Grad
Ziel und die Ernährungs- und Energiesicherheit zu gewährleisten.

Diese  Überlegungen  stellen  unserer  Meinung  nach  noch  kein
Aktionsprogramm im eigentlichen Sinn dar.  In den kommenden Monaten
wird es unsere gemeinsame Aufgabe sein, ein solches gemeinsam mit all
jenen innerhalb und außerhalb der LINKEN zu diskutieren, die auf einen
neuen Morgen hoffen. Auch heute gibt es in Deutschland Zehntausende, die
sich tagtäglich  für  eine  Welt  ohne Kapitalismus einsetzen,  sei  es  in  der
Klimabewegung,  in  antirassistischen  und  feministischen  Kämpfen  und  in
gewerkschaftlichen oder betrieblichen Auseinandersetzungen mit den Chefs.
Aber es fehlt uns an einer gemeinsamen revolutionär-sozialistischen Kraft. Es



ist Zeit, sie aufzubauen!

Wenn du oder deine Gruppe diese Ansichten teilt, könnt ihr diese ebenfalls
unterzeichnen, nicht zuletzt um den Austausch unterschiedlicher aktiven zu
erleichtern.

Wenn  du  oder  deine  Gruppe  den  Aufbau  einer  neuen  revolutionär-
sozialistischen  Partei  teilt,  aber  Punkte  in  dieser  Erklärung  diskutieren
möchtet, sind wir bereit eure Antwort als Debattenbeitrag zu veröffentlichen.

Schreibt uns an!


